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Einleitung.

Es hat nicht lcicht einen Zeitpunkt gegeben, in welchem eine

Besprechung der finanziellen Verhältnisse Preußens, seiner Re¬

gierung wie die deö Landes, zeitgemäßer gewesen wäre als der

gegenwärtige. Nicht allein Preußen, sondern fast das ganze

Deutschland hat sich mit leidenschaftlicher Hast auf den Bau

von Eisenbahnen gestürzt, als wenn man besorgte, späterhin

dürfte nicht mehr gebaut werden.

KcineswegcS ist es zu tadeln, daß der Deutsche sich endlich

mit Kraftanstrengung auö der Indolenz erhebt, in welcher er

bisher in Beziehung auf seine materielle und industrielle Ent¬

wickelung zurückgeblieben ist. Allein je großartiger der Auf¬

schwung ist, den er sich giebt, um so besonnener und umsichti¬

ger sollten Mittel und Zweck erwogen werden.

Dieö ist aber leider nicht der Fall, sondern man hat sich

blind zur Verwendung von übergroßen Capitalien zum Bau von

Eisenbahnen entschlossen, ohne zu berechnen, ob diese vorhan¬

den sind oder ob die Entziehung derselben nicht den Markt

einenge, den Ackerbau, den Handel und die Industrie lähme,

und eine bedenkliche Geldkrise herbeiführe, die den allgemeinen

Wohlstand erschüttere und Deutschlands Industrie, statt sie in

der Concurrenz mit seinen Rivalen zu fordern, auö selbiger dränge.
k
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Bei dem sonst so bedächtigen Geiste des Dentschcn nnd sei¬
ner Regierung läßt sich der Leichtsinn, mit welchem man
vorgegangenist, nur daran? erklären, daß die Finanz-Wissen¬
schaft bisher so wenig Interesse erweckt hat, und so ganz ver¬
nachlässigt scheint; hiervon finden wir den Beweis nicht allein
in dem eben angeführten Fall, sondern selbst in dem allgemei¬
nen Zustande der Staats-Finanzen der meisten dentschcn Länder.

Zwar fehlt es nicht an Theorien, die isolirt betrachtet, eine
richtige Begründunghaben; allein die Anwendung auf das
Leben, die richtige Abwägung wie diese, eine durch die andere
sich modificircn lind wie die allgemeine höhere Leitung der Geld-
verhältnissc sein müsse, mangelt fast durchweg; daher sich denn
inch keine hervorragenden Finanzmanner herausbilden können
nnd die finanziellen Ansichten sich bei uns mindestens n einer
eben so großen Verwirrung befinden, wie die politischen.

Eine von den Theorien, welche an und für sich vollkommen
begründet ist, aber in der Anwendung oft zu gefährlichen Täu¬
schungen führt, ist die: daß das Geld immer vorhanden sei,
wenn nur der Credit nicht fehle. Der Credit, welcher allein
vermögend ist die Geschäfte im Großen zu betreiben, hat einen
Grundsatz, von welchem er sich nie entfernt. Dieser ist: sich
immer zurückzuziehen, wo sich eine Verlegenheit zeigt; er ist
nie zu finden, wo er nicht selbst entgegenkommt. Auf den
Credit ist nur zu bauen, so lange man nicht genöthigt ist ihn
anzurufen; daher ist er auch stets der hülfreiche Gefährte glück¬
licher Verhältnisseund der richtigste Barometer für alle politi¬
sche und finanzielle Verlegenheiten. Der Credit kennt nur Eine



Leidenschaft, und diese heißt: Gewinnsucht; er ist der Matador

des EgoiSmuS, hat kein Vaterland, keine Religion, keine Na¬

tionalität, und nur Eine Sympathie, die deS Geldes.

Als vor Jahren der Ban der Eisenbahnen in Preußen be¬

gann, als die preußische Regierung sich davon überzeugte, daß

eS im Interesse der Monarchie und deS Landes liege, diese mit

einem Netz von Eisenbahnen zu durchziehen, haben wir in meh¬

reren Druckschriften und Memoiren darauf aufmerksam gemacht,

wie unerläßlich cS sei, daß die Regierung selbst den Bau unter¬

nehme und namentlich unter vielen andern wichtigen Gründen

hervorgehoben, daß wenn der Bau der Privatspeculation über¬

lassen bleiben sollte, cS an Geldmitteln fehlen würde ihn durch¬

zuführen, und daß jedenfalls allen Gewerben die Betriebsmittel

vcrtheuert und entzogen werden müßten, deren sie zu ihrem Flor

bedürfen.

Leider ist alles Dieses eingetreten und der Credit, auf wel¬

chen man unö zu verweisen suchte, hat sich von dem Augen¬

blick au zurückgezogen, in welchem daö Geld seine bisherigen

Adern verlassen hat, durch welche es alle Zweige deö Verkehrs

und der Industrie belebte. Obgleich nur erst der kleinere Theil

der beabsichtigten Bauten ausgeführt ist, so zeigen sich die Fol¬

gen der veränderten Richtung der Capitalien als so verderblich,

daß nnr die Anwendung von schleunigen durchgreifenden finan¬

ziellen Operationen großes Unglück abwenden kann.

In Deutschland nimmt Preußen wie in politischer, so in

finanzieller Beziehung eine Stellung ein, welche seinen Opera¬

tionen direct oder indirect einen entschiedenen Einfluß auf das

l »
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Ganze giebt, denn die Berliner Börse inflnirt, besonders mit

Bezng ans den Umsatz in Eisenbahn-Actien, alle anderen. Wenn

daher auch in manchen Gegenden Deutschlands die Folgen nicht

so rasch sichtbar werden als wie in Preußen, so werden sie

früher oder später nicht ausbleiben.

In der nachfolgenden Schrift wollen wir nnS gleichzeitig

mit der Beleuchtung der preußischen Finanzen und den Mitteln

beschäftigen, wie dem Credit, der durch die jetzige Geldkrise so

heftig bedroht wird, aufzuhelfen sei, und wie dem Ackerbau,

dem Handel und Gewerbe die Capitalien wieder zugeführt wer-

den können, die ihnen jetzt fehlen.

In einem Reich wie Preußen, wo die Verfassung sich noch

in der Entwickelung befindet, wo cö keine LandcS-Bankcn, son¬

dern nur derartige königliche Institute giebt, wo die Verwaltung

Alles in Allem ist, kann eine Hülfe nur von der Regierung

ausgehen; nur sie hat die Mittel, die Pflicht und das höchste

Interesse dazu, diese anzuwenden.

Wenn die preußische Regierung den Gründen, die ihr die

Uebernahme des Baues aus Staatsmitteln anempfahlen, kein

Gehör geschenkt, sondern dem Associations-Geist hier ein wei¬

tes Feld des Wirkens eröffnen zu müssen glaubte, so hat doch

die Erfahrung gezeigt, daß dieser Weg nicht ausreichte und

der Reichthum noch nicht den Punkt erreicht habe, um so große

Bauten ausführen zu können.

Unsere Vorschläge über die nothwendig scheinenden Hülfs¬

maßregeln hier vorzubringen, ohne auf den jetzigen Stand

der preußischen Finanzen einzugehen, würde wenig Werth



haben, ja alle Wirkung verfehlen; >vir werden uns daher

zuerst und vor Allem mit der Untersuchung des Activ- und

des Passiv-StandcS der preußischen Finanzen, mit den HülfS-

qncllen und Bedürfnissen des Landes beschäftigen, und bei den

Besprechungen darüber den veröffentlichten Bericht der Staats¬

schulden-Verwaltung und das vom Finanz-Ministerium mitge¬

theilte Bndjet für 1844 zum Grunde legen.

Der Gegenstand selbst, den wir dadurch berühren, nimmt

ohnehin schon das allgemeine Interesse im hohen Grade in

Anspruch, nicht allein wegen seines Einflusses auf die äußere

Macht deö Staats und die innere Wohlfahrt des Volks, son¬

dern weil die Finanzen von wesentlichem Einfluß auf die Ent¬

wickelung der Verfassung sind. Jedenfalls bleibt es unmöglich,

ohne die preußischen Finanzen und ihre bisherigen Operationen

und die Wirkung, die sie gehabt haben, zu kennen, irgend eine

Ansicht über bedeutende finanzielle Maßregeln weder zu begrün¬

den, noch die Regierung oder das Publikum von dem Werth

oder Unwerth derselben zu überzeugen.

In den nachfolgenden Blättern werden wir uns daher:

erstens mit der Staatsschuld, dem Anwachsen oder der Ab¬

nahme deö mobilen Staatö-Vcrmögeuö und dem Staatscredit

beschäftigen, so viel dicS überhaupt bei der Beschränktheit des

mitgetheilten Materials möglich sein wird. Zweitens das vom

Finanz-Ministerium veröffentliche Budjct näher beleuchten und

mit Bemerkungen verschen und demnächst die Endresultate bei¬

der zusammenfassen, um daran diejenigen Verbcsserungö-Vor-

schläge zu knüpfen, welche unserer Ansicht nach im Interesse
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der Regierung und des Landes iu vielfacher Beziehung gleich

wünschenSwerth erscheinen.

Im Laufe der Erörterung der eben bezeichneten Gegenstände

werden wir zuweilen darauf hinweisen, daß nur vor manchen

Maßregein gewarnt, und ihre jetzt eingetretenen verderblichen

Folgen vorhergesagt haben; wir bcvorworten, nnö dies nicht

als Ruhmsucht auszulegen, eS geschieht nur, um zu beweisen,

daß die Ansichten, von denen wir schon immer ausgegangen

sind, richtig sein müssen, da die aus ihnen gezogenen Schluß-

folgeu sich leider nur zu bewährt erwiesen haben und daher

weitere Beachtung verdienen.

Aber kcincswegeö täuschen wir nnS darüber, wie wenig

Hoffnung vorhanden sei manche Reformen, die das Hauptübel

an der Wurzel angreifen, in Erfüllung gehen zu sehen, wenn

auch die Nützlichkeit derselben in die Augen fällt. Die Um¬

stände sind oft stärker als der Wille.

Preußen ist noch viel zu sehr ein Beamten-Staat, um es

nicht anmaßend zu finden, wenn Jemand, der nicht der

Verwaltung angehört, ihr Rathschläge zu ertheilen versucht.

Inzwischen soll nnö dies nicht abschrecken gewisse Sätze immer

wieder zu bevorworten, denn die Wahrheit hat das Eigen¬

thümliche, daß je älter sie wird, um so mehr verliert sie das

Herbe, welches ihr im ersten Augenblick beiwohnt.
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Ueber die Verwaltung der Staatsschulden und
deren Resultate.

Dic Kriege vom Jahre 1807 bis t8t5 und die unermeß¬

lichen Opfer, die sie gefordert, verbunden mit den Veränderun¬

gen in dem Besitze mancher LandeSthcile, hatten die preußischen

Finanzen sehr verwickelt. Mehrere Gesetze und Verordnungen,

zu Anfange des JahreS 1820 erlassen, ordneten jedoch das

Staatsschulden-Wesen und den Staatshaushalt. Ein Tilgungs¬

fond ward errichtet, und das Gleichgewicht in den Einnahmen

und Ausgaben des Staats hergestellt. Unstreitig ward hier¬

durch der Grund zu dem später im Allgemeinen günstigen Stand

der Finanzen gelegt.

In der Verordnung vom 17. Januar 1820 war bestimmt

worden, daß in der Folge alle zehn Jahre eine neue, den

Umständen gemäße, Tilgungsperiode eintreten solle; mit dem

Jahre 1842 ist nun wieder eine solche zu Ende gegangen,

und auf Befehl des Königs der Bericht der Staatsschulden-

Verwaltung über dic Resultate ihrer Thätigkeit zur öffentlichen

Kenntniß gebracht worden. In dieser Bekanntmachung und in

der speziellen Auseinandersetzung der Operation, zu welcher die

verwaltende Behörde sich gezwungen gesehen hat, um theils die

verschiedenen Staatsschulden auf einen niedrigen Zinsfuß zu
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bringen, andcrntheilS die vielen einzelnen, vom Staate über¬

nommenen Schulden ans gleiche Währung zn setzen, nnd wo

möglich in StaatSschnldscheine umzuschreiben, liegt unverkennbar

die Absicht, daß sich das Land von der Sorgsalt überzeugen

solle, mit welcher dieser wichtige Vcrwaltuugszwcig behandelt

worden ist; aber eö liegt zugleich eine Aufforderung darin, .sich

über die gemachten Mittheilungen auSznsprechcn.

Um den Leser in den Stand zn setzen, sich selbst von der

Richtigkeit unserer ctwanigen Bemerkungen nnd darauf gebanten

Schlnßfolgen zu überzeugen, nnd auch die kleineren Details, die

wir übergehen zu müssen glauben, kennen zulernen, theilen wir

den Bericht des Ministers Rother an Seine Majestät den Kö¬

nig in der Anlage originaliter mit, jedoch in solchen Punk¬

ten abgekürzt, welche kein Interesse für das Publikum haben,

wie zum Beispiel: wo die Kassenanweisungen nachgemacht wor¬

den sind.

Wenn wir nun zuvörderst ans das Hanptrcsnltat der Ope¬

ration der Schulden-Verwaltung zurückgehen, so hat sich die

verbriefte Staatsschuld von dem Zeitpunkte des Erlasses des

Gesetzes vom Januar 1820 bis nltimv 1842, von 217,975,517

Thalern») auf 150,103,4.14 Thlr. 14 Sgr. 4 Pf. vermindert,

mithin um 67,872,083 Thlr.; von der obigen Summe werden

») Im Laufe des Abwickelnngs-Geschäfts sind in Folge nothwendig

gewordener kleiner Ausgleichungen noch mehrere, jedoch unbedeutende Sum¬

men hinzu-, einige jedoch wieder abgekommen, welche wir hier übergehen,

um die Uebersicht nicht zu erschweren, welche aber in der Anlage nach¬

gesehen werden können.
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jedoch nur >38,861,087 Thlr. verzinset, du sich 11,242,347 Thlr,

Easscnanwcisnngen darunter befinden, die keine Zinsen tragen.

Daß eine solche Staatsschuld für eine Monarchie wie die

preußische, welche einen großen Theil davon in ihren eigenen

Fonds verschließt und deren Domaincn und Forsten den doppel¬

ten Werth dieser Summe betragen, höchst unbedeutend erscheint,

unterliegt keinem Zweifel. Inzwischen giebt eö noch mehrere

nicht unbedeutende Schuldpostcn, die bis jetzt nach den Bestim¬

mungen der Staats-Schulden-Verordnung vom 17. Januar

1820 dieser Behörde nicht überwiesen werden konnten, und da¬

her auö anderen Staatskassen ihre Verzinsung und Amortisa¬

tion erhalten, wie das Budjet dieö besagt.

Allein wenn diese Posten auch in den Listen der Staats¬

schulden aufgenommen worden wären, so würde dies nichts in

der Ansicht ändern, daß die preußische Staatsschuld mit Berück¬

sichtigung der Hülfsqucllen mir unbedeutend sei und kein ein¬

ziger der übrigen großen europäischen Staaten sich eines so

günstigen Verhältnisses der Staatsschuld zu dem StaatSvermw

gen und den Einnahmen erfreue.

Nicht besonders günstig stellt sich dagegen die Rechnung, in

wiefern sich das Staatövcrmögcn selbst in dem Zeitraum von

1833 bis 1842 verbessert habe. Wir wollen hier keincSwegeS

ans die frühere Zeit und auf die Verluste zurückgehen, die in

Folge des zu wohlfeilen Verkaufs der Domainen eingetreten

sind, sondern uns an die Rechnungsperiode von 1833 bis 1842

halten, in welcher eine Tilgung von 24,895,355 Thalern er¬

folgt sein soll.
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Zu dieser Summe sind durch den Verkauf van Domaiuen

und durch Ablösungen von baaren Gefallen, mithin durch die Ver-

äußerung von Staatövermögcn eingegangen 14,792,072 Thlr.,

diese dem Rechnungöbcstande ans der vorigen

Periode mit 719,921 -

hinzugerechnet, giebt in Summa .... 15,511,993 Thlr,

Die ganze getilgte Schuld, wie sie auö dem

Bericht sub /V. hervorgeht, beträgt . . 24,895,355 Thlr.,

von diesen die obigen 15,511,993 -

abgezogen, da sie nur in der Rechnung durch¬

laufen, bleiben 9,383,362 Thlr.

Von dieser Summe kommt jedoch laut Bericht

noch in Abzug die in diese Periode fallende

Verminderung deö allgemeinen BetriebS-

FondS mit 3,129,816 - ,

cS hat sich daher das Staatsvcrmögen in

diesem Zeitraume nur um 6,253,546 Thlr.

durch Abtragungen ans den Staatörevenüen verbessert, wo¬

bei unbedeutende Hin- und Herrechnungcn Übergängen sind.

Hieraus folgt aber keinesweges, daß sich deshalb die Ge-

sannntschulden-Masse um so viel verbessert habe, im Gegentheil,

diese ist theils vielleicht noch auö früheren Uebertragungen, theils

durch neue Darlehen bedeutend angewachsen. Es beruht vor

Allem auf einem Irrthume, wenn man glaubt, der Bericht der

5) Obige Zahle» ändern sich, wenn noch baare Fonds der Uebertra-
gung vorhanden sein sollten, welche aber immer nicht bedeutend sein
können. —
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Schulden-Verwaltung enthalte eine Uebersicht des Activ- und

Passiv-Vermögens des Staats. Dies ist keineswegeö der Fall,

sondern diese Behörde berichtet nur über den Theil der Staats¬

schuld, der ihrer Verwaltung anvertraut ist.

Für das Land hat dies allerdings auch einiges Interesse,

aber nur ein mehr untergeordnetes; worin dies besteht, daraus

werden wir weiterhin zurückkommen. Viel bedeutender ist da¬

gegen die Frage: verbessert oder verschlimmert sich das eigent¬

liche Vermögen deö Staats, weil hierin gleichsam die Probe

liegt, inwiefern sich die Staats-Einnahmen und Ausgaben aus¬

geglichen haben, ob die Etats richtig auf die Hülföquellen des

Landes berechnet gewesen sind, oder ob vielleicht manchen Ge¬

genständen von untergeordnetem Nutzen zu große Summen ge¬
widmet wurden.

Preußen ist ein Reich, welches sich eine Stellung in den

europäischen Staaten gegeben hat, die eS nur durch die größte

Ordnung im Staatshaushalt, durch die möglichste Entwickelung

seiner finanziellen Kräfte und eine weise Benutzung derselben

behaupten kann, ohne daö Land zu erschöpfen. Dies wird all¬

gemein gefühlt, sowie die Gefahr, in welcher der innere Wohl¬

stand und die äußere Unabhängigkeit schwebt, wenn die Finan¬

zen deö Staats nicht mit der Umsicht geleitet werden sollten,

welche die/Verhältnisse fordern.

Niemand kann es daher befremden, wenn sich allgemein der

Wunsch auöspricht, die finanziellen Verhältnisse deö Landes

näher zu kennen und um so weniger, als manche Zeichen vor¬

handen sind, die HülfSguellen deö Landes konnten höher be-
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nutzt, die Finanzen des Staats nnd deS Volks viel blühender

sein, wie sie eö sind. Bis ans die neueste Zeit herrschte über

die wirkliche Staats-Einnahme nnd den Bedarf deS Staats¬

haushalts ein tiefes Dunkel, welches dnrch die früheren spar¬

samen Mittheilungen nichts weniger wie erhellt worden war.

Desto erfreulicher ist eS, daß der Monarch dem Lande wenig¬

stens einen etwaö tiefern Einblick in die finanziellen Verhält¬

nisse durch das neueste Budjct erlaubt und eö überhaupt ge¬

stattet hat, daß auch die Presse sich über die bestehenden Män¬

gel und Unvollkommenheitcn auösprcchen nnd die Mittel vor¬

schlagen darf, wie diesen abzuhelfen sei.

Die Frage, um welche eö sich zuvörderst handelt, wird nun

die sein: hat sich das Staats-Vermögen in dem Zeitraum von

1833 bis 1842 vermehrt oder vermindert? Der Negierung selbst

möchte eö schwer werden sie vollständig zu beantworten, da bei

der Trennung der Finanz-Partie eine Uebersicht sehr erschwert

wird, und da man, wie es scheint, wenig Werth darauf ge¬

legt hat vollständige Zusammenstellungen zu fertigen. Um so

mehr dürfen wir auf Nachsicht rechnen, da unö nur ein sehr un¬

vollständiges Material vorliegt; inzwischen wird sich doch manches

nicht unwichtige Resultat selbst aus diesem ziehen lassen.

Wie hoch sich die verbriefte Staatsschuld beläuft, ist schon

mitgetheilt und wie bedeutend diese geschwunden ist; ferner ist

nachgewiesen, daß sich der stutus donoruin, so weit die

Staatsschulden-Verwaltung diese nachweiset, durch die Abtra¬

gungen auö den Revenüen um eircm 3,253,546 Thaler ver¬

bessert hat, und auS dem snb /V. angeschlossenen Berichte geht



hervor, daß die Abtragungen noch bedeutender gewesen sein

würden, wenn nicht durch die Operation der Zinsen - Nednction,

welche 494,866 Thlr, an den jährlichen Ausgaben spart, be¬

deutende Opfer gefordert worden wären.

Während nun obige Verminderungen der Staatsschuld er¬

folgt sind, hat die Regierung sich genöthigt gesehen, auch neue

Schulden zu machen, welche wir hier, soweit sie ans dem Be¬

richt dcS Finanz-MinisteriumS hervorgehen, aufführen werden:

1) Ist durch die Prämien-Anleihe, welche die Sechandlung

contrahirt hat, und die, da diese ein Staats-Institut ist, als

Staatsschuld betrachtet werden muß, ein Capital negocirt, wel¬

ches Ende des Jahres 1842 noch oiroa 19,749,962 Thlr. betrug.

2) Im Ausgabe - Bndjet ist bei 13. eine Summe von

576,999 Thlr. zur Verzinsung und Tilgung eines Capitals

ausgeworfen, welches früher zum Bau von Kunststraßen auf¬

genommen worden ist. Ob die hier erwähnte Anleihe mit

der Prämien-Anleihe gleichbedeutend ist, geht nirgends mit

Bestimmtheit hervor. Der Umstand, daß bei der Prämien-An¬

leihe die Einnahme ans den Chausseen als Pfand benannt wor¬

den sind, spricht dafür; dagegen wieder, daß in dem letzten Bud-

jct die Ncberschüsse der Bank und Seehandlung ganz Übergän¬

gen sind, welches auf die Vermuthung leitete, diese konnten

vielleicht die Bestimmung erhalten haben, die Zinsen- und Til-

gungs-Raten der Prämien-Anleihe zu decken.

3) Unter Nr. 3n. des AnSgabe-Budjets sind unter der et¬

was unverständlichen Uebcrschrift: Entschädigungen für aufgeho¬

bene Rechte und Nutzungen 254,119 Thlr. ausgeworfen; da
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in den Erläuterungen gesagt wird, daß seit 1841 van den Ein¬

nahme - Neberschüssen bedeutende Ablesung bewirkt worden wäre,

wodurch sich diese Ausgabe nm 72,899 Thlr. vermindert hätte,

so rcpräsentirt sie eine Schuld, die ä 4 pro Oont capitalisirt

6,352,75V Thlr. groß sein wird.

4) Gleichfalls unter Nr. 3. des AuSgabe-Bndjctö bei o, n wird

der Betrag der Zinsen für eingezogene Amts-Cantionen ans

211,845 Thlr. angegeben; nach dem Zinsfuß von 4 p. (1. berech¬

net, wird diese Eapitalsschuld sich ans 5,296,125 Thlr. belaufen.

5) In derselben Nummer deö Ausgabe - Budjcts werden für

Verzinsung eingezogener StiftnngS-Capitalien und Abbürdnng

tcmporairer Vorschüsse anderer königlichen Cassen 358,849 Thlr.

ausgesetzt, und da in den Erläuterungen gesagt wird, daß

171,999 Thlr. von dieser Summe zur Verzinsung der der Witt¬

wen-Casse gehörigen Capitalien verwandt würden, so kann

jedenfalls als Minimum der Schuld eine Summe von 4,275,999

Thlr. in Ansatz gebracht werden.

Mit Fvrtlassnng des Postens aä 2) wird nach vorstehen¬

der Berechnung die Gesammtsumme der der Schulden-Verwal¬

tung nicht mit überwiesenen Passiva 26,673,777 Thlr. betra¬

gen, mithin sich hiernach die Staatsschuld nm owcm 29 Mil¬

lionen vermehrt haben. Es würde sehr voreilig sein, wenn

man hieraus folgern wollte, das StaatSvermögen habe sich um

eben so viel vermindert, denn es kann ja sein, daß sich auch

das Vermögen auf andern Punkten wieder vermehrt habe. Die¬

ser Fall besteht wirklich, und wenn auch bis jetzt aus der Höhe

desselben ein Staatsgehcimniß gemacht wird, so ändert dies
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das Factum selbst wohl nicht; denn erstens ist eS außer Zwei¬

fel, daß seit dem Jahre 1833 im Staatsschatz bedeutende Sum¬

men während der Regierung des vorigen Königs angesammelt

worden sind — wie bedeutend, ist unbekannt; allein da seit dem

Antritt der neuen Regierung keine oder höchst unbedeutende Zu¬

flüsse im Schatz erfolgt sind, so kann man annehmen, daß die¬

ser die baaren Fonds enthalte, um die Armee mobil zu machen,

da dieS stets als eine Art Lebensfrage betrachtet wird. Wäre

dies aber, wie sehr wahrscheinlich, der Fall, so würde das im

Schatz niedergelegte Capital wenigstens der Summe gleichkom¬

men, um welche die Staatsschuld sich vermehrt hat, und sie

mithin allein schon decken.

Zweitens müssen die Fonds der königlichen Haupt- und

vieler Töchterbankcu jedenfalls bedeutend sein. Während der

Kricgöjahrc von 8 bis 15 war dies nicht der Fall, und auch

viele Jahre nach dein Kriege nicht, allein die damals zum Theil

in Polen angelegten Fonds der Bank, welche man bereits für

verloren hielt, sind bei den spätern bessern Zeiten, — sind wir

gut unterrichtet, — wieder flüssig geworden, auch kann man

annehmen, daß, wenn die Uebcrschüssc nicht zur Verzinsung

und Tilgung der Prämien-Anleihe verwandt werden, sie zur

Verstärkung des Fonds beider Geld-Institute durch die Zinsen

deö Fundationö-Capitals und durch die Ucbcrschüsse dienen, da

beide im Budjet nicht genannt werden, und es wohl nicht an¬

zunehmen ist, daß sie gar keine Einnahme gewähren sollten.^)

") ES ist von anderen Seiten her getadelt worden, daß die Bank und
Sechandlung ihre Nebcrschüssc nicht angeben, — allein dies läßt sich wohl
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ZtcnS. Auch die königliche Sechandlung konnte unmöglich
die bedeutenden und oft großartigen Geschäfte, die sie in so
vielen Zweigen macht, ohne sehr bedeutende eigene Fonds un¬
ternehmen, und eS ist nicht zu bezweifeln,daß sie diese besitze,
und sehr wohl zu begreifen, daß der in Geldgeschäften so er¬
fahrene Chef derselben diese in Zeiten wie die jetzige zu ver¬
stärken sucht, und daher Zinsen und Ucbcrschüsse besser zn be¬
nutzen weiß, als sie zu den laufenden Staatsbedürfnissenab¬
zugeben, welche deren auch wohl nicht bedürfen.

Außer den ActiviS, welche der Staat ohne alle Frage in
seinem Schatz und den Fonds der Bank und Seehandlnng be¬
sitzt, und dic jedenfalls viel bedeutender sein müssen als die neu
aufgenommenen Schulden, scheinen auch noch in den Deposital-
Fondö der Staatsschulden-Verwaltung nicht unbedeutende Activa
enthalten zu sein. Das Dunkel, in welches dieser Theil der
Nachweisung gestellt ist, schließt jede Berechnung darüber ans;
inzwischen können wir einen Umstand nicht unbemerkt lassen.

Unter diesen DeposiriS sind auch dic 14,500,060 Thaler
Staatöschuldschcinc enthalten, welche für eine, auf gleiche Höhe
in Cours gesetzte Summe Kassenscheine niedergelegt sind; von
ersteren bezieht die pommcrsche rittcrschaftliche Bank die Zin-
sen von 500,000 Thalern, die Zinsen der von den Kö¬
niglichen Geldinstituten für empfangene Kassenscheine nieder¬
gelegten Staatsschuldscheineunstreitig diese; dagegen die der

dadurch rechtfertigen, daß, wenn es geschähe, man die Höhe ihrer Fonds
leicht ermitteln könnte, welches man vielleicht den fremden Börsen gegen¬
über nicht rathsam findet.
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Regierung verbleibenden,letztere. Da nun sämmtliche StaatS-
schnldschclne laut Bericht verzinset worden sind, so muß sich
doch ans dem Antheil, den die Staatskassen empfangen, ein
Fonds gebildet haben. In dem Bndjet wird keiner Verminde¬
rung der Verzinsung erwähnt; die Schnlden-Vcrwaltungschweigt
ebenfalls darüber, daher ist wohl anzunehmen, daß jene sich
unter den DepvsitiS befinden müssen.

Endlich, um gerecht zu sein, muß noch in Rechnung gebracht
werden, daß zum Chausseebau ein Capital von ä8 Millionen
Thaler verwandt worden ist, wie wir weiterhin zeigen werden.

So offen wir selbst bekennen müssen, daß die hier mitge¬
theilten Nachweisungenhöchst unvollkommen und wenig belegt
sind, so geht doch jedenfalls aus ihnen hervor, daß sich das
Staatövcrmögen nicht wie Manche annehmen vermindert, son¬
dern wahrscheinlich eher verbessert hat. Nur weil die Negie¬
rung nicht für gut findet, eine vollständige Uebersicht des Activ-
und Passiv - Vermögens zu geben, vielleicht es auch wegen
fehlender Uebersicht nicht im Stande ist, erscheinen die Ge¬
stimmt-Resultate nachtheiligcr als sie eö sind.

Wenn wir uns nun wieder dem Bericht der Staatsschulden-
Verwaltung und den Ergebnissen desselben zuwenden, so scheint
die Absicht bei seiner Publication wohl keine andere gewesen zu
sein, als nachzuweisen, die Regierung habe den StaatSgläu-
bigern gegenüber im Allgemeinen ihre Verpflichtungenerfüllt;
dagegen steht fest, daß dieser Bericht dem Lande keine Uebersicht
von dem Zustande unserer Finanzen gewährt, wenigstens keine,
wie sie daS Gesetz vom 17. Januar 1829 in Aussicht stellt.

2
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Da das preußische Volk von dcn loyalen »nd landesvärcr-

lichen Gesinnungen Sr. Majestät des Königs, seiner Gerech¬

tigkeit und Freisinnigkcit schon so viele Beweise erhalten dar,

so ist nicht zn bezweifeln, daß derselbe den Wünschen seines

Volks, dcn Stand der Finanzen zn erfahren, entgegenkommen

würde, wenn er eS vermöchte; allein cS ist nachzuweisen, daß

bei der jetzt bestehenden Zerspaltnng der Finanz-Verwaltung

dies so gut wie unmöglich, und eS daher nöthig sei, hierin

eine Aenderung zu treffen.

Als ein anderweitiges Resultat des in Rede stehenden Be¬

richts crgicbt sich dagegen, daß die Staatsschulden-Verwaltung

die ihr übertragene Operation mit Umsicht, Consequenz und

Geschick nach einem festen Plane verfolgt und sich der Chef

derselben um seinen Herrn und das Land wesentliche Verdienste

erworben hat.

Nicht allein ans dem letzten, sondern auch schon ans dcn

früheren Berichten crgiebt sich die Beharrlichkeit, mit welcher

dieser die verschiedenen Staatsschulden ans dasselbe Zeichen und

gleiche Währung zu setzen bemüht gewesen ist, und sind wir

gut unterrichtet, so wird diese Operation mit Ausnahme der

englischen Anleihe, wo Verträge es hindern, im Laufe deS

nächsten Jahres beendigt werden.

Eine der wichtigsten Operationen der Staatsschulden-Ver¬

waltung hat in neuester Zeit darin bestanden, den Zinsfuß der

Staatsschuldscheine ans 3^ osnt. herunter zu setzen.

Der große Credit, dessen sich die Regierung erfreute, und

die gleichzeitige für den Augenblick verbreitete Meinung wegen
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Uebcrfluß an Capital, machte eine Convertirung möglich, und

ans dem Gesichtspunkt der Schulden-Verwaltung,

deren Aufgabe es war, die direkten Interessen

ihrer Partie wahrzunehmen, betrachtet, verdient sie

daher alle Anerkennung, denn sie bewirkte den Staatskassen

jährlich eine Erleichterung van 494,866 Thlrn. 22 Sgr. 6 Pf.

an den Zinsen.

Dennoch können wir uns auö dem höheren national-öko¬

nomischen Gesichtspunkte und auS dem allgemeinen der Ge-

sammtwohlfahrt betrachtet, mit dieser Maßregel nicht unbe¬

dingt einverstanden erklären, und schon deshalb nicht, weil

andere Behörden nicht in gleichem Sinne mitgegangen sind.

Bei allen Operationen, durch welche man auf die Gewerb-

thätigkeit und den Geldverkehr wesentlich einwirkt, muß man

sehr vorsichtig sein, und sollte eigentlich weder der Zeit vor¬

greifen , noch die äußern Verhältnisse und die nächst zukünftigen

Zeiten und Bedürfnisse unberücksichtigt lassen.

Als sich die landschaftlichen Credit-Institutionen der Mark,

von Pommern, Ost- und Westprcußen, Schlesien entschlossen, die

Zinsen von 4 pro oeick. auf 34 herunter zu setzen, und die Regie¬

rung diesem Beispiel folgte, war der übliche und durch das wirk¬

liche Bedürfniß gebotene Zinsfuß, wenigstens im großen Durch¬

schnitt gerechnet, 4 und 5 pro oent., und nur die Verlegenheit,

in welcher die Capitals-Inhaber sich bei dieser Massenaus-

kündignng versetzt sahen, ihr Geld augenblicklich anderwei¬

tig unterzubringen, sowie die Prämie von 2 pro oont., die man

2»
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ihnen anbot, wenn sie in dic Heruntersetzungwilligten, bc-
stimmtc sie es zu thun.

Die ganze Convcrtirnng war, vom Börsen-Gesichtspunkt
betrachtet, richtig berechnet und sicher auszuführen, wie dies
auch der Erfolg gezeigt hat; sie blieb aber immer eine knust¬
liche Operation, welche sich nur zu leicht hinterher straft, wenn,
nicht alle anderen Operationen, die darauf von Einfluß sind,
in gleichem Sinne geleitet werden.

Da wir eS hier hauptsächlich nur mit dem Gelde und sei¬
ner Bewegung zu thun haben, so werden wir die anderweiti¬

gen Nachtheile dieser allgemeinen Couvcrtirung und namentlich
den Verlust, den dic Minorennen, milde Stiftungen und kleine
Kapitalisten, dic wir schon im zweiten Theile des Werkes
„Preußen" zum Theil angedeutet haben, übergehen und uns
auf jene Punkte beschränken.

So gewiß es nun ist, daß ein großer Theil der Inhaber
der convertirtcn Staatöschnldschcineund Pfandbriefe sich nur
durch die Verhältnisse gezwungen und mit der Hoffnung in die
Rcduction fügten, in dem Zeiträume von vier Jahren, in
welchem ihnen die vorausempfangenen2 gi-o vsut. den erlitte¬
nen Abzug deckten, ihr Capital anderweitig zu besseren Zinsen
unterzubringen, so natürlich war es, daß sie sich derselben zu
entäußern suchten, sobald sich die Gelegenheiteiner vortheilhaf-
tercn Unterbringung zeigte.

In den gewerbreichsten Ländern Europa's hatte in letzteren
Jahren der Ban von Eisenbahnen dein Verkehr einen solchen
Aufschwung gegeben, daß Preußen, wollte es nicht zurückblei-
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ben, sich auch so schnell wie möglich zu einem umfangreichen
Bau entschließen mußte. Hierüber bestand nur Eine Ansicht;
allein sehr getheilt waren die Meinungendarüber, wer sie
bauen, wie daö Geld dazu aufgebracht werden sollte, ob durch
RegiernngS-Anleihenoder durch Privatnnterzeichnungcn.

Für die letztere Ansicht erklärten sich alle diejenigen Stim¬
men, welche auf diesem neuen Felde der Spccnlation ihre
Hoffnungen bauten; dagegen herrschte allgemein im Lande die
Ansicht, die Regierung müsse jedenfalls den Ban übernehmen,
wohin sich auch entschieden die in Berlin znsamnicnberufenen
ständischen Ausschüsse neigten und wie denn auch die meisten
anderen großen Regierungen das Beispiel gegeben haben. Die
Gründe, die dafür sprachen, waren auch so überwiegend, daß
sie der Regierung unmöglich entgehen konnten, und wenn diese
sich dennoch entschloß, den Ban der Privatindnstric zu über¬
lassen, so konnte sie nur die Rücksicht dazu bestimmen, dann
ein bedeutendes Capital ncgociren zu müssen, wozu nach den
Bestimmungen deö Gesetzes vom 17. Januar 1820 die Zu¬
stimmung der Stände erforderlich war, welche sie aber nicht
verlangen wollte.

Schon früher, bevor man sich entschloß die ganze Mon¬
archie mit einem Netze von Eisenbahnen zu überziehen, hatte
man den Fehler begangen, einzelnen Actien-Gesellschaften die
Concession zum Ban von gewissen Strecken zu ertheilen. Dieses
waren aber solche, von welchen vorauszusehen war, daß sie die
einträglichsten werden würde». Als die Regierung sich nun über¬
zeugte, wie nöthig es sei die verschiedenenProvinzen der Mon-
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archie durch Eisenbahnen unter sich zu verbinden, um nicht den
Verkehr auf einzelne Punkte zum Nachtheil des Ganzen zu con-
centriren, und wie wünschenswert!) zugleich anS national-öko¬
nomischen, administrativen und militairischen Rücksichtenein aus¬
gedehnterer Bau sei, hatte man schon durch die früher ertheilte
Concession ans die höhere Zinsen versprechenden Bahnen den
Ucbelstand herbeigeführt, den, anS dem staatlichen Gesichtspunkte
aufgefaßt , eben so wichtigen Bahnen, große Opfer chringen zu
müssen, während, wenn dies nicht vorangegangen wäre, die
höhere Einnahme ans jenen diese mit übertragen haben würde.

AnS Einem Fehler entspringen nur zu leicht andere und
daher entschloß man sich, unter einer von Seiten deS Staats
zu gewährenden Zinsen-Garantie, der Spccnlation auch den Ban
der übrigen, minder günstigen Bahnen zu überlassen. Ein gänz¬
liches Verkennen der eigenen, sowie der Landesintcressen und
der Verhältnisse überhaupt, lag hierbei zum Grunde, denn man
forderte etwas Unmögliches, weil es die Kräfte überstieg und
die Industrie unterdrückte. Zuvörderst täuschte man sich über die

vorhandenenMittel zur gleichzeitigen Ausführung eines so um¬
fangreichenBaneö.

Preußen ist ein Land, welches zum Theil als ein armes
bezeichnet werden kann. Wenn auch in einem Theile der Mon¬

archie Grund und Boden gut angebaut ist, in andern ein reger
Knnstfleiß herrscht, so fehlt cS doch in dem bei weitem größeren
Theile derselben dem Ackerbau, der Industrie und dem Handel
an Capital, um diese bis aus einen gewissen Grad deö Flors
zu bringen.
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Dies sind bekannte Thatsachen, und der Schein eines gro¬

ßen Reichthums, welcher sich in den Jahren von 1839 bis

1843 zeigte, war mir die Folge außerordentlich günstiger Con-

snncturen im Getrcidehandel, welcher bedeutende Summen baa-

ren Geldes nach Preußen führte. Diese augenblickliche Ver¬

besserung der HandclSbilance und die plötzlicheVermehrung des

Geldes wirkte ungemein günstig auf den Werth aller übri¬

gen Gegenstände und auf den schnellen Umlauf des Geldes,

und dem Hasardspicler gleich, der wenn er einen glücklichen

Gewinn gemacht hat, nun seinen Etat darauf einrichten zu kön¬

nen glaubt, bildete man sich ein, das Geld sei ohne Ende und

man könne bis 159 Millionen Thaler an den Bau von Eisen¬

bahnen verwenden.

Nicht minder täuschte man sich in dem Glauben, wenn das

Geld auch fehlen sollte, so würde es ans andern Theilen

Deutschlands zufließen. Zugleich aber mit Preußen bauen auch

Oesterreich, Frankreich, Italien, Sachsen und fast alle Staate»

Deutschlands Eisenbahnen; das Geld fließt immer dahin, wo

sich ihm die besten Aussichten auf Gewinn eröffnen, und da die

besseren Bahnen bereits gebaut waren, so strömte das Geld

nicht von auswärts nach Preußen, sondern mehr von Preuße»,

und namentlich von Berlin nach answärtö, weil sich dort Aus¬

sichten auf höher» Gewinn zeigten.

Allein selbst angenommen, es wäre möglich gewesen, durch

das im Lande vorhandene Geld und durch Credit die Ballten

so rasch auszuführen als man eS beabsichtigte, so mußte dies

dem Grundbesitzer, dem Gcwcrbtreibcnden und dem Handel die
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Mittel zu ihrem Betriebe auf eine solche Weise entziehen, daß

diese nothwendig inS Stocken geriethen.

Wie begründet die Ansicht derer gewesen ist, die dies an¬

nahmen, hat die Erfahrung leider bestätigt. Bis jetzt sind mir

die früher begonnenen Bauten ausgeführt und einige neue in

Angriff genommen und schon zeigen sich die traurigsten Folgen

der künstlich auf einen Punkt hingclcitetcn Capitalien. Berlin

ist entschieden der Centralpnnkt, in welchem sich für Preußen

die Capitalien ansammeln, und doch ist die Gelonoth in Berlin

nicht mir im Verkehr fühlbar, sondern so bedeutend, daß eine

Menge Hänser zur Subhaftation stehen, weil sie die gekündig¬

ten Capitalien nicht beschaffen können, zugleich ist der Zinsfuß

höher gestiegen als er vor der Zeit der Rcdnetionsperiode stand,

ja selbst die Königliche Bank in Berlin hat sich zu einer Erhö¬

hung desselben auf 4 bis 4z und 5 pro eont. bewogen gefnnden.

Wie in Berlin, so besteht ciire allgemeine Lähmung in den:

Geschäftsverkehr in einem großen Theil der Monarchie, der See¬

handel liegt ganz darnieder und an allen Enden brechen Ban¬

kerotte auö. Waö würde aber erst geschehen, wenn noch 80

Millionen mehr dem Verkehr entzogen werden sollten, um die

verschiedenen Baupläne auszuführen? Die Regierung hat eS

eingesehen, auf dem früher begonnenen Wege sei der Bau der

projectirten Eisenbahnen nicht ausführbar und richte das Land

zu Grunde; sie hat daher eingehalten Concessionen zu ertheilen,

ja den Muth gehabt, wenn-auch etwas spät, den Börsen¬

schwindel zu beschränken und dadurch eine Crisis herbeigeführt,

die, je zeitiger sie eintrat, um so weniger Opfer kostete.
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Vorhin ist die Behauptung aufgestellt, die Zinsen-Redac¬
tion von mehreren 1l)l) Millionen Staatsschulden und Pfand¬
briefen ans 3^ pro oont. sei durch eine künstliche Operation
bewirkt, da der wirkliche Zinsfuß, welcher sich aus dem Be¬
dürfniß an Capital im Vergleich zu den dazu disponiblen Mit¬
teln herausbilde, nicht so niedrig gestanden habe, und daß eine
solche Operation eine fernerwcitige sachgemäße Behandlung for¬
dere, wenn der Zweck, Wohlfcilhcit des Geldes, durchgeführt
werden sollte.

Der Minister Rother als Chef der Staatsschulden-Ver¬
waltung und der Geld-Institute des Staats ist ein viel zu
praktischer Financier, um die Richtigkeit der obigen Behauptung
nicht eingesehen zu haben, und wir zweifeln keinen Augenblick
daran, daß wenn der Bau der Eisenbahnen zu seinem Ressort
gehört hätte, er dafür gesorgt haben würdch den Bau für Rech¬
nung des Staats auszuführen und zur Bestreitung der Kosten
eine Anleihe in England zu eröffnen, um bei dem vermehrten
Wirkungskreise des Geldes eS nicht an Austauschnngömitteln
fehlen zu lassen und den Credit im Allgemeinen nicht zu
schwächen.

Bei dem hohen Stande des preußischen Staatscreditö wäre
eine solche Anleihe zu billigen Zinsen zu bewirken gewesen und
hätte große Summen ins Land gebracht, welche in diesem aus¬
gegeben, zugleich der Vertheuerung des Geldes und der Stei¬
gerung des Zinsfußes vorgebeugt hätten. Da bei dem Bau von
Eisenbahnen sich eine Menge Capitalien als solche auflösen und
in den Verkehr übergehen, so würde dieser statt wie jetzt ge-
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lähmt zu werden, befördert worden sein, und wenn demnächst
der Ban der Eisenbahnenznr Vollendung gekommen wäre, so
würden diese ihn blühend vorgefunden, die Capitalien aber sich
wieder mit der Zeit angesammelt und den Reichthum des Landes

gefördert haben.

Allein die Baupartie war einem anderen Ministerium an¬
vertraut, welches sich seiner ganzen Stellung nach unmöglich in
der Uebersicht der Geld- und Credit-Verhältnissedes In- und
Auslandes befand, und daher ward die Ausführung so einseitig
behandelt, als früher die Converlirung der Staatsschuldscheinc
von der Hauptschulden-Verwaltung.

Die nachtheiligcn Folgen einer so isolirten Behandlung von
Gegenständen, die in dem innigsten Zusammenhangezu einan¬
der stehen, konnten daher auch nicht ausbleiben. Indem die
Regierung die Zinsen der zu Eisenbahnen verwendetenCapi¬
talien mit 3^ pro osnt. garantirte und sich ans den Staats-
cassen noch zu einem eigenen verhältnißmäßigen baaren Ein¬
schuß verpflichtete, schwächte sie ihre Mittel und contrahirte
eine verdeckte Staatsschuld, die zugleich alle Nachtheile einer

solchen trug und auf alle Vortheile verzichtete.

Durch die Operation, den Bau so bedeutender Eiscnbahn-
strecken der Privatindnstrie zu übertragen und durch die Bedin¬

gungen, die man den Unternehmernzustand, wurde das Pu¬
blikum diesen znr Beschätznngpreisgegebenund der von der
Staatsschulden-Verwaltung vorgenommenenZinsen-Reduction

direct entgegen gearbeitet.



Die Staatsschuldscheine gewähren als Marimnm 3^ pro

rollt. und sind noch einer Verlosung ausgesetzt. Die garan-

lirten Eisenbahn-Actien gewähren 34 pro oent. Zinsen als

Aiiitimnm und außerdem die Hoffnung eines weit höheren Zins¬

fußes, eines um so höheren, da sie befugt sind durch Erhö¬

hung des Bahngcldes ihre Zinsen bis zu 19 pro oont. steigern

zu können. Sehr natürlich war eS mithin, daß die Staats-

schuldschcine, welche gleich nach der Convertirnng noch 4 pro

ernt. Agio trugen, jetzt häufig zum Verkauf auSgebotcn wur¬

den und dic Inhaber derselben sich ihrer zu entledigen such¬

ten, um ihr Geld 'in Eisenbahnen anzulegen, welche ihnen

weit höhere Zinsen und überdies noch einen Capital-Gewinn

durch den steigenden Cours derselben in Aussicht stellen.

Da dieser Verkauf von StaatSpapieren und Pfandbriefen mit

dem Bedürfniß der Actionaire, die Gelder zum Bau der gezeich¬

neten Actien einzuschießen, immer stärker wurde, so sah sich die

Regierung genöthigt, um einem zu tiefen Sinken der Staats-

schuldschcine vorzubeugen, diese auf der Börse aufkaufen zu lassen,

und sehr möglich liegt der Grund, weshalb dic Geldinstitute sich

genöthigt gesehen haben, den Zinsfuß zu erhöhen, in den großen

Summen, die zu diesem Zwecke verwendet werden mußten, und

sie daher bestimmte ihr Darlehen indirect zu beschränken.

Nur der Aufkauf von Seiten der Regierung ist bis jetzt

die Ursache, weshalb die Staatsschuldscheine noch ihren bishe¬

rigen, dem pari nahen Stand behaupten, denn sonst würden

sie im Verhältniß zu dem übrigen Zinsfuß auf 99 pro oont.

heruntergehen müssen. Sehr kommt es dabei zu statten, daß
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so viele StaatSschnldscheine in festen Händen liegen. Von den

überhaupt in Cours gesetzten Staatsschuldscheinen von

99,916,275 Thlrn,

befinden sich nach dem sub /V. angeschlosse¬

nen Bericht , . . 27,484,850 Thlr.

in den StaatScassen und

Königlichen Fonds, und

in den Deposital-Fond s 24,941,450 - ,

mithin lagen in Königlichen Cassen fest eine

Summe von 52,426,200 -

bleiben ' 47,490,075 Thlr.

Wenn man ferner erwägt, daß von den im Cours befind¬

lichen StaatSschnldscheinen noch ein anderweitiger grosier Theil

bei milden Stiftungen, bei den Pnpillcn-Behörden n. s. w.

festliegen, und daß bedeutende Summen derselben Behufs der

Erhaltung des Courses bereits aufgekauft sein mögen, so er¬

klärt sich die Möglichkeit, die Staatsschulden bis jetzt auf pm-l

erhalten zu haben. Sehr leicht ist cö aber zu berechneil, daß

dies in der Fortsetzung nicht durchzuführen sein wird, und der

bisherige Weg daher verlassen werden muß, wenn der Staats-

Credit nicht ernstlich bedroht werden soll.

Nicht gleichgültig kann es ferner sein, wenn die Staats¬

kassen und Geldinstitute statt mit baarem Gelde, mit Staats-

schuldscheinen gefüllt sind, und eben so, wenn es dahin kommen

sollte die baaren Fonds des Tresor nach und nach in Schuld¬

verschreibungen zu verwandeln, die im Fall eines Krieges nicht

zu versilbern sein möchten.
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Dcn ferneren Ban der Eisenbahnen einstellen zu wallen

und es der Zeit zn überlassen, das, sich der jetzige Schaden aus¬

heile, dazu ist man bereits zu weit gegangen und mochte schwcr-

lich gegen diejenigen Provinzen zu verantworten sein, die von

der Natur und durch ihre Ocrtlichkeit weniger begünstigt als

die andern, zu allen Staatslasten gleich stark angezogen werden,

ohne dasi ihnen bis jetzt diejenigen Vortheile zufließen, deren

sich jene erfreut haben; es muß mithin auf Mittel gedacht wer¬

den den ganzen Plan durchzuführen und die Nachtheile zn ent¬

fernen, die jetzt bcstehn.

Unter dcn projectirten Bahnen giebt cö zwei, deren Bau

unerläßlich ist, die, welche dcn Westen und die, welche den Osten

der Monarchie mit der Hauptstadt verbinden. In Hinsieht der

ersteren Bahn, so sind wir nicht gehörig darüber unterrichtet,

ob der Bau derselben vollkommen gesichert sei oder nicht und

in wiefern es noch möglich wäre, daß die Regierung als Unter¬

nehmer eintreten könnte; im letztern Falle würde dies hier bei¬

läufig gesagt, am rathsamsten erscheinen. Was die Verbindung

der östlichen Provinzen mit Berlin, als dem Ccntralpnnkt aller

Eisenbahnen betrifft, so würde es den künstigen Wohlstand die¬

ser Provinzen, die einen so wesentlichen Theil der Kraft der

Monarchie bilden, aufgeben heißen, wenn man sie ausschließen

oder zurücksetzen wollte. Es würde in national-öeonomischer,

militairischer und politischer Rücksicht ein gleich großer Miß¬

griff sein.

Der Ban dieser Eisenbahn, nebst den nöthigen Zweigbah¬

nen , um Posen und Hintcrponunern in das Netz hineinzuziehen,
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wird 30 bis 33 Millionen kosten; sollten diese dem Lande ent¬
nommen werden, so sind sie nicht vorhanden, nnd wollte man
so langsam bancn, damit die zum Ban verwendeten Capitale
Zeit hätten sich allmählig wieder anzusammeln, so würde dies
den Nutzen sehr entfernen, den Bau vertheuern und den, die
Zinsen garantirenden, Staatskassen große Zins-Verluste zu¬
ziehen, denn wenn diese Straßen sich überhaupt verzinsen soll¬
ten, so würden sie es doch nie eher, bis die ganze Verbindung
hergestellt worden ist.

Mau hat von vielen Seiten den Vorschlag gemacht, durch
eine Erhöhung der Zinsen-Garantieauf 4 pro (lent den
Speculationsgeist anzureizen; allein dies würde eine zweite Auf¬
lage des früheren Mißgriffs sein, und zwar eine noch weit ver¬
derblichere. Undenkbar scheint es, daß nach den gemachten Er¬
fahrungen eine Behörde eö wagen sollte, dem Könige einen
solchen Rath zu ertheilen, denn die Folgen würden unzweifel¬
haft dahin gehen, daß der Cours der StaatSpapicre, der Pfand¬
briefe und der übrigen Eisenbahn-Actieu noch mehr herunter¬
gedrückt und den Unternehmern der noch nicht fertigen, mir
mit 3-x pro Oont garantirten Bahnen, das Geld verthenert
würde und waS das schlimmste wäre, daß die Gewerbe und
der Handel völlig zu Grunde gingen.

Wenn Preußen eine Verfassung hätte, in welcher eine
Bürgschaft bestände, daß das einmal Beschlossene beim Wech¬
sel der Beamten und ihrer Ansichten nicht wieder zurückge¬
nommen werden könnte, so würden die Engländer, die sich so
stark beim Bau der französischen Eisenbahnen bctheiligen, auch



dasselbe in Preußen thun. Aber der Engländer borgt sein Geld
zwar sehr bereitwillig dein absoluten Konige von Preußen,
hat aber kein Vertrauen zu Unternehmungen in dem absoluten
Preuße.n.

Doch selbst wenn man ck ;>r» (mul. garantirte und von
den Aktien-Zeichnern auch weit höhere Anzahlungen gefor¬
dert würden als bisher, so wird die Bahn nimmermehr zu
Stande kommen, und eben so wenig werden manche andere
fertig werden, wenn die Regierung nicht für die nöthigen Geld¬
mittel sorgt und ihren Geldinstituten die Mittel verschafft, den
Verkehr kräftig zu unterstützen. Dies ist um so unerläßlicher,
da, wie sich vor einigen Jahren die Handels-Bilancedurch
Mißwachs in England ungewöhnlich günstig für Preußen stellte,
diese jetzt ungewöhnlich ungünstig ist. Der Verbrauch der Co-
lonialwaaren bleibt derselbe, die Eisenbahnen führen immer grö¬
ßere Summen nach England und die Producte des Bodens
werden dort nicht verlangt.

In dem zweiten Theile deS Buches „Preußen"--haben wir
schon die nachtheiligen Folgen vorausgesagt, welche die Ent¬
ziehung der zu den Eisenbahnen erforderlichen Capitalien dem
ganzen Lande bringen würden; mit noch weit größerer Gewiß¬
heit sagen wir es voraus, daß für das ganze Land und für
den innern Wohlstand eine sehr trübe Zeit eintreten wird, wenn
die Regierung sich nicht dazu entschließt durch richtig berechnete
finanzielle Operationen dem gedrückten Geldmärkte zu Hülfe zu
kommen, und das Geld in diejenigen Adern zurückzuführen, in
welchen jetzt der Umlauf stockt.



32

Wollte man damit zögern, so werden die Verhältnisse die

Regierung doch am Ende dazu zwingen und je länger zweck¬

dienliche Maßregeln verschoben werden, je schwieriger wird die

Heilung deS Nebels, je großer die Opfer, welche sie fordern.

Durch welche Finanz-Operation eö der Regierung möglich

sein wird sich die Mittel zum eigenen Bau zu verschaffen, den

Credit der StaatSpapiere und Pfandbriefe ausrecht zu erhalten

und dem Verkehr die Mittel zu seinem Betriebe zurückzuführen,

darüber werden wir unsere Vorschläge erst weiterhin mittheilen,

nachdem wir den Leser vorher mit dem Zustande deö Staats¬

haushalts und mit den Hülfsgucllen und Bedürfnissen der Re¬

gierung bekannt gemacht haben werden.

Haupt-Finanz-Etatfür das Zahr

Diesen durch die A. P. Zeitung unter dem 19. April amtlich

mitgetheilten Haupt-Finanz-Etat für 1844 theilen wir in der

Anlage N. mit, um selbst die Nichtigkeit unserer Angaben ver¬

gleichen zu können.

Wie bei dem Bericht der Staatsschulden-Verwaltung, so

auch bei der Mittheilung des Bndjctö, ist eine offenere Sprache

der Regierung zum Volke, als dieses bisher gewohnt war,

dankbar zu erkennen und giebt wenigstens der Hoffnung Raum,

daß eö bei diesem ersten Schritt nicht sein Bewenden haben

wird. Besonders geben die, auf Befehl Sr. Majestät deö Kö¬

nigs mitgetheilten Erläuterungen Gelegenheit, wenigstens
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in einigen Punkten, tiefer in den Zustand des Haushalts ein¬

zudringen, als die todten Zahlen des Budjets selbst es erlauben.

In der Cabincts-Ordre vom 17. Januar 1820 hat der

Monarch selbst anerkannt, daß er sich verpflichtet fühle sein Volk

in die vollständige Kenntniß des wahren Znstandes der Fi¬

nanzen zu versetzen. So heißt es unter Anderem: „da¬

mit Jedermann von dem wahren Zustande der Fi¬

nanzen dcS Staats vollständig unterrichtet werde und

sich überzeuge, daß nicht mehr an Abgaben gefordert werde

als daS dringende Bedürfniß für die innere und äußere

Sicherheit, so wie zur Erfüllung der zum wahren Vortheil und

zur Erhaltung des Staats eingegangenen Verpflichtungen unum¬

gänglich nöthig macht, so soll der bereits erwähnte

Haupt-Finanz-Etat nach erfolgter Prüfung und Feststellung

ebenfalls zur öffentlichen Kenntniß kommen u. s. w."

Wäre dieser Wille deS hochseligen Königs in Erfüllung ge¬

gangen, wäre der wahre Znstand der Finanzen vollständig dem

Lande vorgelegt und der Nachweis geführt worden, daß den

Unterthanen nicht mehr Steuern abgefordert würden, als das

dringendste Bedürfniß cö fordere, so würde der Finanz-Znstand

des preußischen Volks und in Folge dessen der Regierung ein

unendlich blühenderer sein als gegenwärtig der Fall ist. Allein

diese Verheißungen sind nicht in Erfüllung gegangen, und ob¬

gleich der hochsclige König und der jetzt regierende, Beide der

Verwaltung aufgegeben haben durch Erläuterungen bei Bekannt¬

machung deö Budjets die obige Verheißung zu lösen, so ist

dies wenigstens auf keine befriedigende Weise geschehen.

3
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Zwar haben in dein vorliegenden Bndjet einige Behörden,

nnd namentlich der Finanz-Minister von Bodclschwingh, wie

eö der Regierung so würdig ist, offnere Mittheilungen gemaehr,

als deren sich das Land bisher erfreute, welches ehrend anzu¬

erkennen ist; wenn diese dennoch keine befriedigende Uebersicht

von dem Zustand der Finanzen gewähren, so liegt der Grund

davon in dem ganzen Organismus der Finanz-Verwaltung, wie

wir dies nachweisen werden.

Vorhin ist behauptet worden, die Finanzen des Staates und

des Volkes könnten weit blühender sein, wenn die Verwaltung

dem Lande eine vollständige Nachweisnng von den StaatS-Ein

nahmen und AnSgaben hätte ablegen müssen. Dies ist vollkom¬

men richtig, denn cS hätte dahin geführt auch die jährlichen

Einnahmc-EtatS der ganzen Monarchie zu entwerfen, welches

jetzt jährlich nur in einem Drittel der Monarchie geschieht; cS

hätte dahin geführt, daß die Verwaltung sich selbst nnd Andern

Rechenschaft von der Einnahme und Ausgabe abzulegen ge¬

zwungen gewesen wäre, ferner hätte eine wirkliche Rechnungs¬

legung zu der Ueberzeugung geführt, daß bei der Zerstückelung

der Finanzpartien keine allgemeine Uebersicht zu gewähren mög¬

lich sei nnd noch weniger die nothwendige Einheit in den Fi¬

nanz-Operationen zu erhalten.

Mit Bestimmtheit kann man annehmen, daß wenn der

Monarch in diesem Augenblick die verschiedenen Finanz-Verwal¬

tungen aufforderte, ihm eine vollständige Uebersicht der Gesammt¬

heit aller Staats-Einnahmcn vorzulegen und die Brutto- nnd

Netto-Erträge zu sondern, diese eingestehen würden, daß sie es



nicht vermöchten. Selbst eine Uebersicht von dem ganzen Staats-

vcrmögen möchte schwer zn gewähren sein, da es so viele ab¬
gesonderte Eassen giebt, die mit mehr oder weniger Fonds ver¬
sehen sind. Ein anderweitiger großer Vortheil würde endlich
noch anö einer vollständigen Vorlegung des Staatshaushaltes
entsprungen sein und zwar der, daß nun die öffentliche Mei¬
nung sich darüber hätte anssprechcn können.

Wenn die Behörden genöthigt sind, gewissermaßen Rechen¬
schaft davon abzulegen, warum sie nicht höhere Rcin-Erträge
gewinnen, anö welchen Gründen sie manche Ausgaben gemacht
haben und weine sie wissen, daß ihre Handlungen einer öffent¬
lichen Critik unterworfen stehn, so überlegen sie es gewiß recht
gründlich, ehe sie so etwas bekannt machen, und wenn sie
etwas übersehen oder sich in einem Punkte geirrt haben und
die Presse hebt dieS, mit guten Gründen unterstützt, hervor,
so werden sie sich einer Abänderung nicht entziehen können.

Wenn wir den Gehalt der finanziellen Operationen, wobei
nur die der Staatsschulden-Verwaltung anSnehmen, und der
Finanz-Maßregeln überhaupt ins Auge fassen, so ist seit vier
und zwanzig Jahren ein allgemeiner Stillstand eingetreten. Alle
guten Finanz- und Steuer-Einrichtungen, deren wir uns zu
erfreuen haben, datiren sich aus einer früheren glorreichen
Zeit, allein diese sollte damals nur die Einleitung zu einem
vollendeteren Ganzen bilden und war nur als der Uebcr-

gang anö einer früheren höchst mangelhaftenFinanz-Verwal¬
tung zn einer bessern, auf ein richtigeres System gebanten
zu betrachten. Der demnächst eingetretene Stillstand hat mit

3«
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der weiteren Entwickelungauch daö System in Vergessenheit
gebracht, und wir besitzen keines mehr, wie das häufige
Schwanken und die bekämpfenden Maßregeln der einen Finanz
Partie gegen die andere, so wie die Rückkehr zur FiScalität
beweisen.*)

Die Noth, diese größte Wohlthäterin der Menschen wie der
Völker hatte damals das Talent um Hülfe angerufen; mit der
Noth sind die Helfer verschwunden, und vielleicht wird eS
erst zu neuen Verlegenheiten kommen müssen, um sich wieder
an diese zu wenden. Hierin erblicken wir ein gewagtes Spiel,
inzwischen ist alle Hoffnung vorhanden, daß eine solche Appel¬
lation bald eintreten könnte.

Preußen hatte früher ausgezeichnete Männer in der Steuer-
Verwaltung, namentlich einen Hoffmann und viele Andre mehr.
Einen großen Finanzier hatte es noch nie und kann ihn auch,
in dem richtigen Sinne des Worts genommen, schwerlich eher
bekommen, bis die Finanzen einst in Eine Hand gelegt sein wer¬
den, und die Stände und die öffentliche Meinung die Controlle
führen. Weshalb wir gegenwärtig so arm an Finanz-Män¬
nern und an einer höheren finanziellen Einsicht sind, ist vorhin

*) Die Fiscalität ist eine doppelte und hat ihren Grund einmal in

den fiskalischen Rechten der Krone, und zeigt veraltete Ncbcrrcstc aus einer

Zeit, wo die Begriffe oft mit einander verwechselt wurden. Gegen diese

fiscalischen Rechte sind von vielen der letzten Landtage Petitionen einge¬

reicht und der Monarch ist aus die Wünsche der Stände eingegangen, und

hat Zusichcrungen ertheilt, die aber von der Verwaltung nicht weiter be¬

achtet scheinen.
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schon ausgeführt worden. Allein sv viel Edelmnth auch iir deu
vorhin mitgetheilten königlichenWorten lag, so erscheinen sie
doch weniger praktisch und sind deshalb auch nicht zur That
übergegangen.

Einem Volke mW Jedermann in selbigem eine so vollstän¬

dige Uebersicht von dein wahren Zustande der Finanzen zu
geben, daß daraus hervorgehe, es würden nicht mehr Steuern
verlangt als der dringendeBedarf fordere, ist etwas Unaus¬
führbares, und politisch betrachtet, Mißliches; dagegen wün¬
schenswert!),diese den Vertretern deö Volks vorzulegen, daö
Interesse der Krone und des Landes sind gleich nahe dabei
betheiligt.

WaS nun das Bndjet von 1844 betrifft, zu dessen spezieller

Beleuchtung wir jetzt übergehen, so müssen nur bevorwvrten,
daß es nicht die Absicht sei hier sämmtliche Punkte einer Critik
zu unterziehen, gegen welche sich Manches mit Grund sagen
ließe, sondern nur diejenigen hervorzuheben,deren wir zur Un¬
terstützung deö nnS vorgesetzten Zwecks bedürfen. Die Noth¬
wendigkeit und die Nützlichkeit gewisser rcformatorischerMaß¬
regeln zur Vorbeugung einer bedeutendenGeldkrisis liegt vor
Augen und die Vollendung des Baues eines umfangreichen
Netzes von Eisenbahnen ist unserer Ueberzeugung nach unerläßlich.

In dem Bndjet für daS Jahr 1841 war die Staats-Ein-
nahmc zu 55,867,909 Thlr.
angegeben, in dein Jahre 1844 zu , . 57,677,194 —
die Mehreinnahme ist mithin zu , , , , 1,819,194 Thlr,
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veranschlagt,^) welches um so weniger der Erwartung ent¬

spricht, als wohl nachzuweisen wäre, daß die reine Einnahme

schon im Jahre 1841 sich in der Wirklichkeit um mehrere Mil¬

lionen höher bclief als berechnet worden war.^) Inzwischen

dieselben Ursachen, welche wahrscheinlich damals die Veranlas¬

sung gewesen sind, daß der Einnahme-Etat in den früher dem

Lande mitgetheilten Uebersichten zu niedrig angegeben worden

ist, besteht auch noch jetzt.

ES wird nämlich, wie schon beiläufig erwähnt worden ist,

nach den bisherigen Verwaltnngs-Marimen mir alle drei Jahre

von einem Drittel der Monarchie und auf den Durchschnitt

der drei früheren Jahre der Einnahme-Etat angelegt; daS Ein-

nahmc-Bndjct für 1844 stützt sich mithin bei einem Drittel auf

die Durchschnitts-Einnahme der letzten drei Jahre, bei dem

zweiten Drittel auf die von den drei vorherigen Jahren und

bei dem dritten Drittel auf den Durchschnitt dcö 7., 8. und 9.

vorherigen JahrcS.

Eine solche Berechnung ist, da wo die StaatS-Einnahmen

im Steigen sind, und die Verwaltung die Gesichtspunkte fest¬

hält, diese nur nicht zu hoch zu veranschlagen, und wo cS dem

Monarchen nicht speziell daraus ankömmt bestimmt zu erfahren

*) In dieser Summe sind noch eine Million für veräußerte Domass

neu- und Forstparzellcn und Ablösnngsgcldcr enthalten, welche wohl nicht

zu den regelmäßigen Staats-Einnnhmcn gerechnet werden können und da¬

her als durchlaufend betrachtet werden müssen.

In der Schrift „Preußen und seine Verfassung," l, Thl, 1842

herausgegeben, ist dies vollständig ausgeführt. (Siehe die dritte Austage

nebst Anhang )
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wie hoch die wirkliche Einnahme sein werde, zwar anwendbar

und weniger mühsam, nur kann sie nie einen richtigen Maß¬

stab für die Mittel angeben, welche der Regierung wirklich zu

Gebete stehen, und eben so wenig dem Lande eine Uebersicht

von seinen HülfSquellen gewähren. Um die Höhe der Brutto-

Einnahme nach den Angaben der Finanz-Verwaltung und die

Prozente der Erhebungö-Kosten zu übersehen, wird die hier

folgende tabellarische Uebersicht dienen, die wir weiterhin zu

vervollständigen uns vorbehalten.

Nach dem Haupt-Finanz-Etat für das Jahr 1844 beträgt

1) Die Brntto-Einnahmc auö den

Domainen und Forsten . . 9,924,541 Thlr., der Netto-

3) Die Brntto-Einnahme auS der

Verwaltung der Bergwerke ist

nicht vollständig nachgewiesen,

namentlich bei den Einnahmen

aus den Gruben, Hütten und

Salinen, nur die Ueberschüssc

in den nachfolgenden Summen

angenommen sind .... 1,697,838 mwi-hufi 1,199,999

Ertrag

H des Kron-Fideicommisses

b) des Staatö-HauShaltcs

2,573,999

4,999,163

2) DaS Kaufgcld für die Domai-

nen-Ablösungen läuft durch die

Rechnung mit 1,999,999 . . 1,999,999

LatnS 12,532,379 Thlr. 8,763,262
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Transport 12,532,379 Thlr. 8,763,262

Dazu der Ueberschuß der Por¬

zellan-Fabrik 17,241 , . 17,241

4) Bei der Postoerwaltnng sind

die Betriebs- und Verwaltnngs-

Kosten nicht angegeben, sondern

nur die Uebcrschnsse . . . 1,499,999 . . 1,469,96(1

5) Einnahme ans der Lotterie,

Brutto 1,939,151 »cwschuß 863,299

6) Einnahme ans den Steuern

а. Grundsteuer 19,427,944 n-bcrschuß 9,842,397

б. Klassensteuer .... 7,188,197 . . 6,899,346

o. Gewerbesteuer .... 2,435,469 . . 2,336,969

ll. Eingangs- und Durchgangs-

Abgaben rc 29,981,434 . 25,475,978

<?. Einkommen anö den Salz-

Regalien 6,981,729 . . 4,315,399

7) Von verschiedenen Einnahmen

der Ueberschuß 346,599 . . 346,599

Summa der Brntto-Einnahme 71,441,926>N?sch,ch^

69,259,293

Die Erhebnngskosten, die hier

angegeben sind, betragen. . 11,199,733 Thlr.

Da die Brntto-Einnahme, eben weil aus einen vieljahri-

gen Durchschnitts-Bericht, zu geringe veranschlagt sein muß,

die Verwaltnngs- und Erhebnngskosten aber ziemlich genau ans

den jährlich entworfencncn Ausgaben-Etats übersehen werden
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können und daher richtig angegeben sein werden, so stellen sich

diese nach Procentcn berechnet, nm so viel höher als die Ein¬

nahme zn geringe berechnet gewesen ist. Ferner ist zn bemcr-

ken, daß die Erträge der Geld-Institute, Scchandlnng und

Bank, ganz anS der Rechnung fortgelassen sind, welches unsere

vorher ausgesprochene Ansicht zn bestätigen scheint, daß diese

die Bestimmung erhalten haben, die Fonds dieser beiden In¬

stitute zu verstärken, sonst läßt sich kein Grund denken, warum sie

nicht wie in früheren Jahren im Buchet aufgenommen sein sollten.

Auö der vorher mitgetheilten Uebersicht geht eine Brntto-

Einnahme von 71,441,026 Thlrn.

hervor, wenn dieser die Gcrichtssporteln 3,707,255 -

hinzugerechnet werden, so erhöht sich die

Brutto - Einnahme auf 75,143,281 Thlr.

und führt vorläufig den Beweis, daß wir uns in unserer Be¬

rechnung in dem 1842 herausgegebenen Werke über Preußen,

wo wir die Brutto-Einnahme Seite 172 zn 70 bis 74 Mil¬

lionen nachwiesen, nicht geirrt haben, und daß die Anfeindun¬

gen über unsere übertriebenen Angaben auf diejenigen zurück¬

fallen, von welchen sie ausgingen.

Inzwischen bleibt obige Summe auch noch weit unter der

W irklichkeit, denn bei nachbenannten Einnahme-Posten ist nur

die Netto - Einnahme aufgeführt. Namentlich sind die Erhe-

bungS- und Betriebskosten bei folgenden Etats ausgelassen:

a) bei der Post, b) bei der Lotterie, o) bei dem Berg- und

Hüttenwesen, siehe vorstehende Tabelle, und ck) bei der Porzel¬

lan-Manufaktur. Daß mehrere Einnahme-Posten Übergängen
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sind, ist bereits erwähnt, bei anderen ist nicht zn beurtheilen,

inwiefern sie unter den vermischten Einnahmen enthalten sind.

Da endlich auch die Einnahmen bedeutend hoher sein müssen,

als wie sie angegeben sind, so wird die Total-Einnahme sich

wohl auf die Stimme von oii-o-r 8l) Millionen belaufen. Die

nachfolgende Beleuchtung der einzelnen Positionen des Staats¬

haushaltes wird zur Bestätigung dieser Ansicht beitragen.

In dem Haupt-Finanz-Etat für das Jahr 1844 wird die

Brutto - Einnahme aus den Dvmaincn und Forsteil zu 9,924,54 l

Thir. veranschlagt. Diese Angabe scheint schon viel zn geringe

zu sein und hat wahrscheinlich ihren Grund in der Art der

Veranschlagung. Die wirkliche Ist-Einnahme der Domainen

und Forsten betrug im Jahre 1849 11,942,331 Thlr. 21 Sgr.

2 Pf., und im Jahre 1841 11,338,197 Thlr. 23 Sgr. 11 Pf.,»)

wie uns dies aus den zuverlässigsten Quellen damals mitge-

theilt worden ist und im Anhange der dritten Auflage des Buchs

Preußen und seine Verfassung abgedruckt steht, voll welcher

Summe jedoch, wie es uns nachträglich angezeigt ward, eilte

kleine Summe von 23,999 Thlr. abgezogen werden müßte, da

diese nur in der Rechnung durchläuft. Seit jener Zeit hat der

Ertrag aus den Domainen und Forsten nicht ab -, sondern an-

") Im Jahre 1810 betrug die wirkliche Einnahme aus den Forsten

5,179,276 Thlr. 20 Sgr. 9 Pf.

im Jahre 1811 5,115,052 - 18 - 7 -

im Jahre 1811 ist nur veranschlagt. 3,961,315 - - - — -

und doch wird zugegeben, daß die Preise des Holzes gestiegen sind, eine

Neberschrcitung des ctatsmäßigcn Holzhicbcs in den früheren Jahren ist

aber wohl eben so wenig denkbar als ein Abtrieb unter dem Material-Etat.
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sehnlich zugenommen, welches allgemein bekannt ist und in den
Erläuterungen noch ausdrücklich zugegeben wird, anch bei deni

Steige» der Holzpreise nicht anders sein kann.
Wenn nun die Brutto - Einnahme von 1841 minus der

23,000 Thlr. mit der von 1844 verglichen wird, so steht letz¬
tere der ersteren mit einer Summe von 1,300,506 Thlrn. nach.

Angenommen aber, daß selbst keine Vermehrung der Domainen-
Einknnfte erfolgt sei, sondern für die in diesen drei Jähren dem
Staatsschulden-Fond übcrwiesenen 3 Millionen Thlr. Domai-
ncn-Ablösungsgeldcreine Verminderungvon 120,000 Thlr.*)
in den Einkünften eingetreten sei, so würde die Einnahme doch
1,270,566 Thlr. weniger betragen als im Jahr 1841.

Die Einnahme anö den Domainen ohne Forsten betragen
laut Budjet, anö den verpachteten und administrirten Vorwerken

1,828,907 Thlr.
an Rentamts - Gefallen, Erbpachten, Erbzin-

scn und anderen Geld - und Natnral-Ge¬
fallen 4,132,289 -

in Summa 5,961,196 Thlr.
Die Erhebnngö- und sonstigen Unkosten be¬

tragen 1,176,156 Thlr.
welches viel zu sein scheint, da die Haupt-Einnahme ans baa
reu Hebungen besteht und Jeder, der mit der Verwaltung gro-

''<) Da nach der Vergleich»».; der Einnahme aus den Rentamts-Ge-
fällen ic. von M mit den von und äl diese Einnahme-Position sich
ungeachtet der Ablösung wenig verändert und nicht einmal vermindert hat,
so ruht auch hierauf ein nicht erläutertes Dunkel.
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ßer Güter vertraut ist, einsehen wird, daß hier durchgreifende

Ersparnngeu stattfinden könnten. Schon die mit 257,765 Thlr.

angesetzten AnfsichtS- und ErhebnngSkostcn scheinen sehr hoch

zu sein; ferner sind an Passirrenten, Cvmpctenzen und öffent¬

lichen Abgaben 429,928 Thlr. angesetzt, diese und die für Po¬

lizei- und Patronats - Lasten angesetzten 197,536 Thlr. machen

zusammen die Summe von 537,464 Thlr., welche in den Er¬

läuterungen als Rcalverpflichtungen angegeben werden,^) nach

deren Abzug nicht ganz 11 goo (laut. Betriebs- und Erhebnngs-

kostcn übrig blieben. Gegen diese Procent-Berechnung werden

die baarcn Hebungen, welche mehr als die doppelte Summe der

Einnahme bilden und nur sehr geringe Erhebungskosten veran¬

lassen können, förmlich protestircn müssen.^)

Sollen von beiden Einnahme-Titeln die Erhebnngskosten

nach Proccnten berechnet werden, so müssen wenigstens die Aus¬

gaben, die den einen allein treffen, vorher abgezogen werden;

letzteres findet bei 5) statt, wo die Ban-, Vermcssnngö-, Sc-

parations- und Prozeß-Kosten 362,557 Thlr. betragen, die den

Domainen-Vorwerken wohl allein zur Last fallen, und nahe

an 29 pro (lont. der Einnahme verzehren; erst dann, wenn

diese abgezogen worden sind, können die übrigen Erhebungs¬

kosten auf das Ganze zugleich vertheilt werden.

*) Da die Erläuterungenüber den Ursprung dieser bedeutenden Neal-
last keine Auskunft geben, so fehlt jeder Maßstab des Urtheils.

**) Da nur einige Domainen von den Behörden selbst verwaltet wer
den, so können die Betriebskosten nur unbedeutend sein.



Wenn schon cm ungünstiges Verhältnißzwischen der Brutto
und Netto-Einnahme der Domainen besteht, so steigert sich dies
noch bei den Forsten ans eine Weise, die die Aufmerksamkeitder
Verwaltung verdient.

Die Brutto - Einnahmen der Forsten sind in dem Budjet

veranschlagt zu 3,963,345 Thlr.
die Betriebskosten sollen betragen .... 2,685,1 23 -
bleibt ein Uebcrschuß von 1,878,222 Thlr.
Die Verwaltnngs-, Betriebs- nnd Cultur-Kosten verzehren
mithin mehr denn 56 pro Cont. der ganzen Einnahme.

Die entschuldigenden Erläuterungen über ein so ungünstiges
Resultat fallen nichts weniger als befriedigend aus. Es wird
nämlich angeführt, daß bei der Forstverwaltung eine Verglei-
chnng der Betriebs-Ausgaben mit der Brutto-Einnahme schon
deshalb nicht zu einem richtigen Resultat führen konnte, weil
unter dieser Einnahme weder der Werth des Holzes, welches
als Deputat oder unter anderen Titeln ganz oder theilweise ab¬
geführt würde, noch der Werth ähnlicher Natural-Leistungen
(welcher??), die auf den Forsten haften, enthalten sei.

Diese Entschuldigungwürde Gültigkeit haben, wenn man
versuchen wollte, den großen Flächen-Inhalt der Forsten mit
dem Nutzen, welchen sie pro Morgen einbringen, in Zahlen zu
vergleichen. Bei einer solchen Rechnnngs-Anlage müßten die
Natural-Abgaben natürlich mit zu Gelde berechnet werden.
Hier handelt eS sich aber darum, weshalb die Netto-Einnahme
im Verhältniß der Brutto-Einnahmen so geringe sei, und da-
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bei kann cö wenig darauf ankommen, ob die Revierjäger et¬
was Zeit dabei versäumen daS Deputatholz zu überweisen oder
die Saamen-Schlägeetwas großer anzulegen. Den Beweis,
weshalb über 5V p,c> Out von der Einnahme abgehen, wäh¬
rend bei bedeutenden Privat-Forstenkaum kl) bis 15 pro Out
für Aussicht-, Cultur- und Betriebs-Kosten verwandt zu wer¬
den brauchen, bleibt uns die BeHorde schuldig.

ES kann nicht die Absicht sein, hier auf ein Detail der ein¬
zelnen Punkte einzugehen; inzwischen befindet sich unter den
Ausgabe- Posten einer, wo es wünschenswert!)scheint, noch
einige erläuternde Worte hinzuzufügen, um die entstandenen
Zweifel zu lösen. Unter Nr. 3. ist für Holzhauer und Fuhr¬
lohn die Summe von 509,909 Thalern ausgesetzt. Im All¬
gemeinen wird wohl bci den Forsten der größere Theil der
Einnahme aus dem Verkauf von Bau- und Nutzhölzern bezo¬
gen, und mit einzelnen Ausnahmen nur der geringere von Brenn¬
holz, welches für Rechnung der Forstverwaltnng geschlagen wird.
Obige Ausgabe fällt daher, da daS Fällen des Ban- und Nutz¬
holzes nur sehr wenig kostet, ans diesen letztern Theil dcS
Holz-DcbitS, und daß die Forstverwaltungdie Selbst-Anfuh¬
ren übernehmen' sollte, streitet gegen die bestehenden Instruktio¬
nen, nach welchen bekanntlich alleö Holz in den Forsten in Li-
citations - Terminen verkauft wird; daher kann wohl unter
Holz-Fuhrlohnnur das Rückcrlohn der abgcstämmten Bäume
behufs der. bequemeren Versteigerung des HolzeS verstanden
werden.

Ueberhaupt scheint eS uns, als wen» daS Stämmer- und
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Rückerlohn, tvelches durch die höheren Preise deS verkauften

HolzeS wieder erstattet wird, ganz ans dieser Berechnung bätte

wegfallen müssen, da es der That nach nichts weiter als ein

Verschliß ist, der wieder erstartet wird, und weder zu den Anf-

stchtS- nach zu den Cultnrkvstcn gehört, und daher einen nn

günstigen Schein ans die Rechnnngs-Verlage wirft.

Es ist nicht unsere Absicht, die Behörde anzugreifen eder

hier eine Oppvsitien zu führen, allein der Wille des Königs

ist cS unverkennbar, daß sein Velk mit der Verwaltung des

StaatsvermögenS bekannt werde und die öffentliche Meinung

Gelegenheit habe, sich darüber ansznsprcchen. Indem hier letz¬

teres geschieht, so kann es nur nützlich sein, denn werden be¬

gründete Mängel aufgedeckt, so giebt es Gelegenheit diese ab¬

zustellen, und beruhen sie auf unbegründeten oder irrthümlichen

Beschnldignngen, sie zu berichtigen.

Wenn wir nun das bei dieser Position im Bndjet angege¬

bene Resultat näher prüfen, so haben die bedeutenden Domai-

nen und Forsten der ganzen Monarchie, die baaren Gefällc

ausgeschlossen, in den jetzigen, für den Ackerbau und die

Forstbenutznng so glücklichen Conjuncturen noch nicht einmal so

viel rein abgeworfen, als das Firum des Kronenfidei-Commis-

ses beträgt. Denn der zu den Bedürfnissen des Staatshaus¬

haltes abgeführte Ncberschnß beträgd nur . . 4,696,163 Thlr.

die baaren Gefalle dagegegcn 4,132,289 -

mithin erstere weniger 42,126 Thlr.,

wenn diesen nun noch die, im Bndjet für die General-Verwal¬

tung der Domainen und Forsten ausgeworfenen 99,969 Tha-



48

ler hinzugerechnet werden, so ergicbt dies eine Gesammt-

smnme von 142,035 Thaler weniger als die baarcn Hebungen

betragen.

Da in dem Censur-Edict ausdrücklich bestimmt worden ist,

daß wer Mangel angiebt auch Vorschläge sie zu verbessern mit¬

theilen soll, so werden wir uuö in dieser Beziehung nichts zu

Schulden kommen lassen.

Sollen die Domainen und Forsten deS Staats in der Folge

höher benutzt werden als bisher, sollen die Einnahmen nicht

znm großen Theil durch die Ausgaben verschlungen werden, so

muß die Verwaltung eine ganz andere Organisation erhalten,

alö die gegeuwäitige ist. Ein Hauptfehler liegt unseres Er¬

messens nach in der collcgialischcn Verwaltung. Um Land¬

güter und Forsten gut zu benutzen, ist die eollcgialische Form

die allcrunpassendste, darüber spricht sich die Erfahrung zu be¬

stimmt anS.

Es giebt keine größere Täuschung alö die ist, der man sich

so oft hingiebt: Viele wären klüger als Einer. Man bildet sich

ferner ein, in der collegialischen Verwaltung liege eine Bürg¬

schaft gegen die Mißgriffe und Irrthümer der Einzelnen; in ihr

liegt weit öfter ein Hemmschuh, daß das Nützliche nickt zu

Staude komme, und daß kein fester Plan durchgeführt wird,

aber keineswcges ein Schutz gegen Mißgriffe; die Erfahrung

beweist dies täglich, und die nachtheiligcn Verhältnisse, in welche

sich der Domainen-Fiscus so vielen Einzelnen gegenüber ver¬

setzt hat, liegen in dem Nebergewicht des Einzelnen, der weiß,

waö und wohin er will, gegen ein berathendes Collegium, in
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welchem die Ansichten öfter getheilt sind. Endlich glaubt man,
cö müsse nicht allein gegen die Irrthümer der einzelnen Beam¬
ten eine Controlle eingesetzt werden, sondern auch gegen den
möglichen Betrug. Aber alle diese Controllen geben dreimal so
viel vorweg hin, als die Gefahr für Untcrschleifc beträgt.
Wenn die Postvcrwaltnng, um sich gegen die Gefahr der ge¬
waltsamen Beraubung, welche zuweilen vorkömmt, sicher zu
stellen, die mit Geldsendungen beschwerten Postwagen durch Be¬
waffnete begleiten lassen wollte, so würde sie, so hat man be¬
rechnet, darüber den größten Theil ihrer Einnahme verlieren,
während sich jetzt ihr Verlust auf ein Minimum rcdneirt.

Die collegialische Verwaltung, die Menge von Controllen
und daS viele Schreiben sind eS, die zugleich Alles lähmen
und die Einnabmcu verzehren. Man wolle eö nur einmal nä¬
her untersuchen, womit die vielen Angestellten eigentlich beschäf¬
tigt werden: mit Schreiben und sich einander eontrolliren. Ja
selbst die Revier-Forstbcdientenkönnen vor vielem Schreiben oft
nicht in den Wald kommen. Aber nicht allein der praktische
Forstbediente wird durch vieles unnützes Schreiben und durch

die mannichfachen Controllcn von seinem Berufe abgezogen, son¬
dern daö Uebel verbreitet sich durch alle Stufen bis oben hin¬

auf und wird Ursache, daß die, welche eine so rein praktische
Verwaltung leiten sollten, nur die Acten kennen, nicht das Feld
und den Wald. Wie manche königliche Forsten oder einzelne Par¬

zellen derselben würden einen vielfach höheren Ertrag gewähren,
wenn sie ausgerodet und zu Acker gemacht würden; wie man¬
cher Sandboden sich besser rentiren, wenn er mit Kiefern an-

4
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gesaamt würde; allein dicS ist ans den Acten nicht zu erkennen,

und sollten zufällig solche Vorschläge in Anregung gebracht wer¬

den, so protcstirt der Forstbedicntc dagegen, daß aus einem Els

bruch eine Wiese w. der Domainen-Beamte, daß aus lsiahri

gein und 9jäl?rigcm Roggenlande ein Kiehnwald lverde, rind wer

soll entscheiden?^) Das Colleginm, welches um den grünen

Tisch sitzt? Zu den llnterlassnngs-Sündcn kommen andere hinzu;

nichtallein der AdmiuistrationS-Lurus ist eö, der die Rcvenncn

verzehrt, auch der Bau - und Forstcultur-LnruS und der Rau-

pcnkrieg thun das ihrige dabei, und in dieser Beziehung konnten

sehr große Ersparungcn eingeführt werden, allein sie sind nicht

durchzusetzen, bis man die Verwaltung den Einzelnen anver¬

traut, Männern, die daS Fach praktisch verstehen und dafür ver¬

antwortlich sind, daß diese mit Umsicht und Thätigkeit geführt werde.

Bei 2) des Einnahme-Budgets sind 1 Million in Ansatz

gebracht, aufgekommen durch Domainen-Ablösungsgclder; in

den Erläuterungen wird bemerkt, daß diese seit dem Jahre 1841

größtentheils aus der gesetzlich angeordneten Ablösung von Do¬

mainen - Gefallen bestehen und nur ein geringer Theil aus den?

Verkauf kleiner Domainen mW Forstpartien genommen sei, da

der eigentliche Domainen-Verkauf gänzlich aufgehört habe. Hicr-

*) Dic Regierung scheint dies auch eingesehen zu haben und hat eine
ganz besonders gualificirte Persönlichkeit gewählt, in den Domainen und
Forsten Verbesserungen auszusuchen, und, nachdem sie gebilligt sind, aus¬
zuführen.

Sehr interessante Meliorationen sind auf diese Weise theils schon ins
Leben gerufen, theils in Angriff genommen.



5l

bei ist nur zu bemerken, daß doch auch vom Domainen-FiScnS
Grundstücke angekauft sind, von denen in den Etats weder in
der GcldanSgabe, noch sonst eine Erwähnung geschieht, wel¬
ches doch zur Vollständigkeit der Rechnung nöthig wäre.

Bei 3) der Einnahme aus den Bergwerken, Hütten und
Salinen, welche brutto 1,697,838, netto 1,199,999 tragen sol¬
len, belänft sich schon ein Theil der Erhebungskosten
ans 31^ >>ro <'u»t., also sehr hoch. Die Erläuterungen
sind ungenügend und so allgemein gefaßt, daß eS an jedem
Maßstabe der Beurtheilung fehlt.

Bei 4), die Postverwaltnng betreffend, wird ein Uebcrschnß
von 1,499,999 Thlrn. an die StaatScasse als abgeführt ange-
gcgeben. Die Brutto-Einnahme ist hier nicht angegeben, eS
wäre aber zu wünschen, daß auch diese in der Folge mitgetheilt
würde, um die Uebersicht der gestimmten Abgaben-Last, die
auf dem Lande »nd dessen Verkehr ruhet, zu erhalten; die Be¬

triebs- und VerwaltnngSkosten müssen der Natur dieser Ver¬
waltung nach sehr bedeutend sein. Da die Post jährlich noch
stets ansehnliche Ucberschüsseüber den Etat abgeliefert hat, so
kann sie unstreitig auch noch größere Erleichterungen dem Pu¬
blikum gewähren, als bisher eingetreten sind, ohne daß der, ihr
für die Zukunft gestellte Etat darunter leiden wird.

Bei 6. wird der Ertrag auS den Steuern nachgewieseil
und trägt:

n) die Grundsteuer brutto 19,427,944 Thlr.
die ErhebnngSkosten betragen . . . 585,637 -
mithin 5^ pro c:oi,t.

4»
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t>) die Klassensteuer, brutto .... 7,1 W/l 57

dir Verwaltungskosten belaufen sich auf 297,761

oder 4^ pro oout.

0) die Gcwerbstcucr mit 2,439,465

von welcher Summe dic ErhebnugS-

kosten abgehen mit 98,491

also mir 4^ pro oom.

4) Dic Gestimmt - Brutto - Einnahme der

indirekten Steuern wird zu ... 29,981,434

veranschlagt, davon sind summarisch. 3,696,356 -

für den Betrieb abgezogen, bleiben übrig 25,475,978 Thlr.

Von der Brutto-Einnahme fallen folgende Summen ans

die einzelnen Positionen:

1) Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben (nach

Abzng der, nur als durchlaufende Einnahme und Ausgabe,

erscheinenden Herausgabe an andere Zollvereins-Staaten)

12,183,119 Thlr.

Der Ertrag dieser Steuern soll sich seit dem Jahre

1841 um 1,595,299 Thlr. gesteigert haben, (??) mithin

jährlich über ^ Million Thaler; wenn nicht in der Angabe

von 41 ein Rechnungsirrthum liegen sollte, so würde dies

ein sehr erfreuliches Zeichen der Zunahme des Verkehrs

sein. Mehrere Gründe lassen aber besorge», daß ein fer¬

neres Steigen nach diesem Maßstabe in den nächsten Jah¬

ren nicht zu erwarten sein wird, da die Stockung des

Handels in den Ostsceplätzcn, die Verwüstungen durch die

Fluten, der Mißwuchs in den östlichen Provinzen und dic
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gedrückten Geldvcrhältnisse, tu welche der Ban der Eisen¬

bahnen das Land versetzt hat, nachtheilig ans den Erwerb

nnv rückwirkend ans die Cvnsnmtion einwirken inüssen.

2) UebergangS-Steuern von vereinSländischen Weinen, Most

und Taback 186,091 Thlr,

3) Rübenzucker-Steuer 50,530 -

4) Niederlagen- w. Gelder . . . . , 39,150 -

5) Conventivnsmäßige SchiffahrtS - Abgaben

ans der Elbe, Weser, dem Rhein und

der Mosel 476,484 -

6) Branntwein-Steuer 5,915,475 -

Diese Einnahme kann sehr leicht einen Ausfall erlei¬

den. Die Mäßigkeitsvereine werden in einigen Gegenden,

wo das Branntwcintrinken freilich zu sehr überHand ge-

geuvmmcn hatte, darauf einwirken, auch die schlechte Kar¬

toffelernte in einem Theil der Monarchie wird nicht ohne

Einfluß ans die Summe der Fabrikation bleiben.

7) Die Braumalz-Steuer 1,202,484 Thlr.

8) Die Steuer vom cinländischen Weinban 95,880 -

9) Steuer vom einländischen Taback . . 140,600 -

10) Mahlstcner 1,591,665 -

11) Schlachtstener 1,340,355 -

Diese beiden letzten Steuern bringen ein 2,932,020 Thlr.

Welche großen Nachtheile an dieser Steuer kleben, haben wir

in dem ersten Hefte dieser pnblicistisch-finanziellen Blätter, mit

lehr kräftigen Gründen unterstützt, nachgewiesen und eS der
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Regierung ans Herz gelegt, unser Steuersystem von dieser

Anomalie, das Land van einer so gehässigen und drückenden

Steuer zu befreien, die den Verkehr zwischen Land und Stadt

stört, den unteren Volksklassen das Fleisch und Brod verthenert,

zugleich den Betrug befördert.

Mit Bergungen haben wir gesehen, wie die Presse von

allen Theilen der Monarchie die Abschaffung derselben bevor-

wortct hat, und wir zweifeln nicht daran, daß bei der Macht,

die die öffentliche Meinung gewonnen hat, die Abschaffung der¬

selben bald erfolgen wird. Wie mächtig diese einwirkt, geht

daraus hervor, daß schon so viele Städte darauf angetragen

haben sie in eine Klassensteuer umzuwandeln. Namentlich sind

in Schlesien von sechs bedeutenden Städten derartige Anträge

gemacht und dieser Umstand, sowie der, daß sich dort die Ma¬

gistrate der Städte becifcrn den Bürgern öffentliche Rechnung

von der Verwaltung des städtischen CommnnalfondS zu legen,

sind schöne Zeichen einer vorschrcitcnden und richtig aufgefaßten

politischen Entwickelung, die selbst persönliche Aufopferung nicht

scheut, wenn es darauf ankommt, Vertrauen zu erwecken und

das allgemeine Beste zu befördern.

Leider ist ein solcher Geist in manchen der bedeutendsten

Städte, wie z. B. in Cöln und selbst in der Haupt- und Re¬

sidenzstadt Berlin, den vermeintlichen Sitzen von freisinnigen

Ideen, bis jetzt noch nicht sichtbar geworden, und die ent¬

schiedenste Opposition gegen Abschaffung der Mahl- und

Schlacht-Aceise zeigt sich in der obersten Verwaltung der ber¬

liner städtischen Eommune. Die Vossisehe Zeitung enthält ei-
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nen interessanten Belag dazu; die Bäcker-Innung von Ber¬

lin ist nämlich beim Magistrate eingekommen und hat dessen

Bermittclnng zur Aufhebung der Mahl- nnd Schlacht-Aeeisc

in Anspruch genommen. Die Antwort des Magistrats wird

nun mitgetheilt, sie enthält die Gründe des ertheilten abschläg-

lichcn Bescheides. Der Bäcker nnd Stadtverordnete Herr Krebs

beantwortet sie, welches ihm ziemlich leicht wird, denn nur Ein

Einwand deS Magistrats ist allein schlagend, daß nämlich, wenn

die Klassensteuer eingeführt werden sollte, dies dem Magistrate

viele Mühe machen würde. UebrigenS ist dieser Aufsatz ein

interessantes Beispiel einer freieren geistigen Entwickelung im

Bürgerstande, wir finden hier einen Bäcker gegen den Hochedlen

Magistrat mit Geschick polcmisirend.

Außer dieser Stimme haben sich noch einige andere sehr

schwach gegen die Abschaffung der Mahl- und Schlachtstener

erhoben; unter anderen eine in Nr. 302. der kölner Zeitung,

die aber schon in Nr. 303. derselben Zeitung eine sehr aus¬

reichende Widerlegung erfahren hat. Der Verfasser des er¬

sten Aufsatzes scheint, nach den Styl zu urtheilen, zu oen

dortigen Beamten zu gehören. Sehr scharfsinnig, aber völ¬

lig unrichtig ist seine Bemerkung, daß die indirekten Steuern

ihrem Wesen nach der neueren Zeit und einer vollendeteren

Entwickelung angehörten. Im Gegentheil, die indirekten Steuern

stammen ans einer Zeit her, wo die Regierungen nicht befugt

waren, oder es steh nicht trauten direkte Steuern zu fordern.

In den alten Provinzen gab es zu Friedrichs II. Zeiten,

sowie vor und nach ihm, mit unbedeutenden Ausnahmen fast
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nur indirecte Steuern, und die Nachwehen einer selchen Steuer-

Verfassung haben sich bis auf die neuere Zeit übertragen, die

Mahl- und Schlacht-Aceise ist nach ein Ueberbicibsel davon.

Wenn cS je eine Zeit gegeben hat, wo eS nöthig war die

untersten Volksklasscn zu berücksichtigen, so ist es die jetzige.

Eine Menge Federn bewegen sich, um Mittel vorzuschlagen

wie der übcrhand nehmenden Verarmung und deren Folgen

vorzubeugen sei. Daö durchgreifendste Mittel dagegen ist: die

ersten Lebensbedürfnisse nicht zu verthencrn und vor Allem den

Händen Arbeit zu verschaffen. Die Ursache eS PanperiSmnS

liegt fast immer theils in mangelhaften Staats- oder Finanz-

Einrichtungen, theils darin, daß durch Maschinen die Hand¬

arbeit so verwohlfeilt wird, daß diejenigen, die kein anderes

Capital als ihre Hände besitzen, nicht von dem Erwerb leben

können. ES lassen sich viele Länder anführen, wo eö keine

Armen giebt, und in den ackerbautreibenden Provinzen der Mon¬

archie ist wenigstens ans dem Lande dasselbe der Fall; desto

mehr finden sich in den mahl- und schlachtsteuerpflichtigen

Städten, weil dort die ersten Lebensmittel über Gebühr ver¬

theilen werden. Aber auch die GeschästSlosigkeit, welche auS

der Verthenernng der ersten Lebensbedürfnisse und ihre Rück¬

wirkung ans daö Arbeitslohn entspringt, sind Gründe der

Erwerbslosigkeit. Man hat angeführt, daß wenn die erstell

Bedürfnisse wohlfeiler würden, das Arbeitslohn mitsinken würde

und der arbeitenden Klasse mithin nicht geholfen werde. Ange¬

nommen dies sei thcilweise der Fall, so kommen die Gewerbe

dadurch in die Lage mehr Hände zu beschäftigen, weil sich bei
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wird sie jedoch hindern, den Lohn so herunter zu sehen, daß

die Arbeiter dabei nicht bestehen können. Jedenfalls — und

dies verdient besondere Berücksichtigung — steht es fest', daß

wohlfeileres Brod und billigeres Leben die Chance der Hand¬

arbeit gegen die Maschinenarbeit günstiger stellt, und daß hierin

ein sehr wesentlicher Schritt zur Bekämpfung des Pauperis¬

mus liegt.

Längst bekannt und anerkannt bleibt es, was der Verfasser

des oben erwähnten Aufsatzes in Nr. 302. der cölner Zeitung

sagt, daß die Abgaben immer größtenthcils von der Masse des

Volks getragen werden, und wir müssen zugeben, daß dies nicht

zu ändern sei; allein dies schließt wenigstens nicht aus, Er¬

leichterungen da eintreten zu lassen, wo diese möglich sind, und

wenn man die reichen Klassen bei der Klassensteuer höher setzte

als bisher, so würde dieS wenig einbringen, aber immer einen

günstigen Eindruck machen, weil hierin eine Art von Gerechtig¬

keit gefunden werden würde. Doch der offenen Opposition in

den Zeitungen und der befangener Magistrats - Mitglieder

wollen wir hier keine Zeilen mehr widmen, weil wir sie nicht

fürchten. Beachtnngswcrrhcr ist die Opposition von einer an¬

deren Seite her, die gerne glauben machen möchte, die Staats¬

kassen würden dabei einen bedeutenden Ausfall erleiden, lim

diesen zu entfernen, giebt es das einfache Mittel, die Stände

auf dem nächsten Landtage darüber zu befragen, ob

sie damit einverstanden sind, daß die Einnahme aus

der Mahl- und Schlacht - Aecisc der aus der Klas-
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senstencr zugeschlagen und dann nach einem zn bc-

st i in m enden N e p a r t i t i o n S - ?N odnS auf d a S Ganze

vertheilt werde. Es ist nicht zn bezweifeln, daß die Stände

Anträge der Art dankbar annehmen würden, und eben so wenig,

daß bei einer gleichmäßigen Vertheilung nach dem Beitritt der

Städte keineswegs eine Erhöhung erfolgen würde, denn die

vielen Ausnahmen, welche jetzt bestehen, fallen dann fort.

Am feinsten berechnet ist der Vorschlag anderer Feinde der

Einführung der Klassensteuer, die sagen: allerdings lasse sich

Vieles gegen jene Steuer anführen, inzwischen bleibe eS immer

bedenklich eine bestehende Steuer plötzlich aufzuheben, es lasse

sich oft nicht berechnen, welche unerwarteten Nachtheile dies

herbeiführen könne, und da sei es besser sie nach und nach,

sowie daö Bedürfniß eS wirklich fordere, abzuändern, dazu

gäbe daö Gesetz wegen Aufhebung der Mahl- und Schlacht-

Steuer Anleitung. Durch dieses stände eS den einzelnen Com¬

munen frei, diese loö zu werden, wenn sie den Betrag durch

die Klassensteuer aufbringen wollten, eS würde daher am ge-

rathcnsten sein, abzuwarten, daß die dabei Betheiligtcn darauf

antrügen.

Diese Ansicht ist recht geeignet, die 'Ausführung noch lange

zn vertagen; übrigens spricht dagegen einmal: daß das flache

Land fordern kann, den freien Verkehr mit den Städten her¬

gestellt zu sehen, so wie, daß die Städte gleich ihnen zu den

Staatslastcn angezogen würden; zum andern: daß die ärme¬

ren Volköklassen, denen die ersten Lebensrnittel ans eine harte

Weise durch diese Steuer vertheuert werden, keine Stimme in
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den städtischen Communen haben, daher ganz der Diskretion

ihrer reicheren Mitbürger anheimfallen. Nicht dem Gut¬

dünken Derjenigen, welche dnrch diese Steuer be¬

günstigt werden, darf es überlassen bleiben, ab

diese Steuer fortbestehe» soll oder nicht, sondern

der Regierung steht eS zu, darauf zu wachen, daß

Niemand gedrückt werde; die bestehenden Mängel zu ent¬

fernen, ist eine ihrer heiligsten Pflichten.

12) Weiset die Einnahme aus der Stempel-Steuer nach, die

zu 3,812,325 Thaler angegeben ist.

Diese Steuer gehört, wie die Mahl- und Schlacht-Accise, zu

denjenigen, die eine Aenderung fordern. Sehr leicht würde es

nachzuweisen sein, daß sie viele Härten enthalte, die längst

hätten beseitigt werden müssen; dazu kommt, daß sie nach¬

theilig auf den Verkehr einwirkt u. s. w. Von mehreren

Ministern der Finanzen ist dies richtig erkannt, eine

Aenderung zwar beabsichtigt, aber unterblieben,

ü. 13. weiset eine Brutto - Einnahme von 1,229,635 Thlr.

aus den Chanssogelderu nach.

In den Erläuterungen werden wir belehrt, daß dies die Einnahme

von 1384 Meilen Knnststraßen ist. Da nun nach dem Aus¬

gabe-Bndjet die Unterhaltung w. derselben 1,557,333 Thaler

kostet, so beträgt der jährliche Zuschuß 327,395 Thaler, oder

durchschnittlich, außer den verlorenen Zinsen dcS Bancapitals,

pro. Meile 231U Thlr. Wem; man nun annimmt, daß der Ban

durchschnittlich 35,333 Thlr. pro Meile kostet, (die ersten kommen

aus das Doppelte zu stehen,) so ergiebt sich die bedeutende
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Summe von 48,446,906 Thlrn., und es ist dankbar anznerken-

neu, daß dic Negierung der Belebung deS Verkehrs so große

Opfer gebracht hat.

Allein eS geht anS dieser Berechnung noch eine andere wich¬

tige Konsequenz hervor. Da das Geld zu diesen Chausseen

von den Unterthanen des ganzen Landes durch die Abgaben

aufgebracht ist, so liegt eS auch in der Gerechtigkeit, daß im

Verhältniß zu den Einzahlungen die Bauten in den verschiede¬

nem'» Provinzen hätten erfolgen müssen; dies ist aber nicht

der Fall, denn namentlich sind in den östlichen Provinzen, die

der Chaussoen zum Absatz ihrer Prodnctc am nöthigsten be¬

dürfen, kaum ein Viertel und in einigen ein Sechstel der sie

treffenden Summe zu diesem Zweck verwandt, und jetzt, ohne

daß irgend eine solche billige Ausgleichung erfolgt ist, hat der

Staat erklärt, nicht weiter bauen, sondern nur Prämien er¬

theilen zu wollen.

So wenig billig dies erscheint, so wenig läßt es sich aus

politischen und staatövconomischen Rücksichten entschuldigen. Ans

politischen nicht, weil eben aus dem größeren Theile dieser

'zurückgesetzten Landeötheile der alte Kern besteht, ans welchen

die Monarchie sich in den Zeiten der Gefahr stützen muß, und

wenn sie daher schwach bleiben, ihre eigene Kraft verliert. AnS

staatsöconomischen Rücksichten nicht, weil, wenn sie die Cultur

dieser Provinzen mehr förderte und dadurch größeren Wohl¬

stand hervorriefe, sie weit mehr Abgaben zahlen könnten als jetzt.

Bei ü. unter Nr. 14. 15. und 16. der Anlage 11. wird

unter verschiedene» Titeln eine Einnahme von 817,686 Thlr.
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angegeben, von der mau nicht einsieht, warum sie zusam¬
mengeworfen ist.

WaS die Erhebungökostcn der Gcsammt-Einnahmen der obi^
gen scchözehn Einnahme-Titel betrifft, so läßt sich nach dem
eigenen Geständnis; der Behörden nicht genau angeben, wie sie
sich vertheilen, nur in einzelnen Punkten findet eine Abweichung
hievon statt. Nach Prozenten berechnet betragen sie 127s (die
Verwaltung giebt 12 pro oont. an, wer hat sich verrechnet??);
noch ist zu bemerken,das; die Ueberschüsse anö den indirekten

Steuern gegen 1841 in Summe 2,932,1)78 Thlr. betragen,
von welchen ans die Branntweinsteuer 429,835 Thlr. und auf
die Stempelsteuer482,595 Thlr. satten.

0) Die Brutto-Einnahme ans der Salz-Regie wird zu
6,981,720 Thlr.

angegeben, und hat nach Abzug von . 2,666,420 -
für Ankauf und Vcrwaltuugskosteneinen
Ueberschuß von 4,315,300 Thlr.
geliefert. Im Jahre 1841 betrug der
Rein-Ertrag 5,975,000 -

mithin weniger 1,659,700 Thlr.
welche Minus-Einnahme aus dem Erlaß am Preise des
SalzcS und der Mehrausgabe für einen wohlfeileren Ver¬
kauf im Innern entstanden ist. ^)

Dankbar z» erkennen ist es, daß der Preis des Salzes für die

ärmere Volksklassc ans dem Lande viel billiger geworden als früher »nd

sich für sie nach einem somit günstigeren Maßstabe herunter gestellt hat,

als wie der Erlaß am Salzpreisc beim Verkauf im Große» erwarten ließ.

Die Erniedrigung beträgt <ü,cs Z.
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Allgemein ist es anerkannt, daß die Aufhebung des Salz-

MouopolS eine der größten Wohlthaten für daö ganze Land

wäre. Wie sehr der Monarch darauf bedacht gewesen ist, den

Genuß dieses unentbehrlichen Gewürzes wohlfeiler zn stellen,

beweiset die Heruntcrsetznng des Preises deö Salzes, welche

die Staats-Einnahme »i» k,659,760 Thlr. vermindert hat, und

wie sehr daö ganze Land eine Heruntersetzung im Preise dieses

zur Erhaltung der Gesundheit für Menschen und Vieh so un¬

entbehrlichen Minerals wünscht, davon geben die Verhandlun¬

gen aller Landtage Zeugniß.

Ein Haupthinderniß der Aufhebung dieses Monopols besteht

in dem Ausfall, welchen die Staatskasse dadurch erleiden würde,

und in der Schwierigkeit, diesen auf andere Weise zn ersetzen.

Bei der Wichtigkeit des Gegenstandes haben wir unsere Auf¬

merksamkeit darauf gerichtet, Mittel und Wege aufzusuchen, ein

so wichtiges Ziel zu erreichen, und wollen die Resultate der

öffentlichen Prüfung vorlegen, wobei wir noch darauf aufmerst

sam machen müssen, daß wegen der Verhältnisse zn den übri¬

gen Zollverband - Staaten und der SalzlieferungS - Verträge,

welche die Regierung geschlossen hat, jeder Antrag ans Abän¬

derung dieser Steuer lauge vor dem Ablauf einer Zollperiodc

vorbereitet werden muß. Ueber die Nachtheile hoher Salzprcisc

und über die Vortheile der Aufhebung dieses Monopols ist von

Anderen und von uns selbst schon so viel geschrieben worden,

daß es nicht nöthig scheint, ganz Bekanntes zu wiederholen.

Die Hauptschwicrigkeit bleibt, wie gesagt, die Deckung eines

Ausfalles von 4,3 k 5,Ml Thlrn. an den Staats-Einnahmen.
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Man hat schon öfter daran gedacht, ob nicht durch eine Erhö-

hnng der Klassenstener dieses Ziel zn erreichen wäre, dieS Würde

vor Allein die Anfhcbnng der Mahl- und Schlachtsteuer und

die Gleichstellung von Stadt und Land, bei Entrichtung der

elassisieirten Kopfsteuer, voraussetzen.

Obgleich man sich wohl der Hoffnung hingeben kann, daß

eine solche erfolgen werde, so würde es doch nicht rathsam sein,

diese um ^ zu erhöhen, um jenen Ausfall zu übertragen. So

empfehlenswert!) auch direetc Steuern da sind, wo dem Lande

bedeutende Abgaben auferlegt werden müssen, weil sie niedrige

ErhcbungSkosteu verursachen und kein Gewerbe drücken, so setzen

sie einen im Allgemeinen günstigen Nahrungszustand voraus, so

wie, daß sie eine gewisse Höhe nicht übersteigen, weil sonst die

Sicherheit deS Eingangs gefährdet wird.

Ein Zuschlag von ^ könnte dagegen ohne irgend einen

merklichen Druck für die Zahler ans die Klassensteuer, nach er-

folgter Aufhebung der Mahl- und Schlachtaccise, gelegt werden.

Die unteren Volksklassen zahlen resp. 1 Sgr. 3 Pf. 2^ und

5 Sgr. monatlich an Klassensteuer. Eine Erhöhung von 3 Pf.

monatlich und von 6 und 12 Pf. für die folgenden Klassen

würde daher nie drückend erscheinen können.

Durch die Erhöhung um t würde, da die gesammte Klassen¬

steuer nach Aufhebung der Mahl- und Schlacht-Aceise in den

Städten oii-ea 9,822,000 Thlr») beträgt, 1,964,000 Thlr. ge-

'") Da dic Erhcbungslistcn der Mahl- »nd Schlacht-Accise nicht be¬
kannt sind, so kann die obige Summe nur annähernd sein.
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deckt werde». Aber das Salz selbst kann auch sehr gut einen
Theil der Abgaben tragen, ohne den Preis zu sehr zu ver¬
theilen!. Am zweckmäßigsten würde es erscheinen, den Salz-
Debit ganz frei zu geben, statt dessen aber eine Jmpoststener
von 3 Thlrn. ans die Tonne Salz zu legen.

Der jetzige Verbrauch im Lande beläuft sich aus etwa 309,099
Tonnen, die Tonne zn 495 Pfnndcn gerechnet; da dieser Ein¬
fuhrzoll auch dem Preise deS Salzes, welches in den königlichen
Salinen-Werken gewonnen wird, zu gute kömmt, so würde die
Einnahme sich auf 1,899,999 Thlr. belaufen. Da jedoch die
Defraude dann fast ganz aufhören, und da bei so ermäßigtem
Preise sehr bedeutende Quantitäten Salz für die Viehfütternng
und andere Zwecke verwandt werden würden, so ist anzuneh¬
men, daß der Verbranch sich auf 899,999 Tonnen jährlich und
mit ihm die Einnahme ans 2,499,999 Thlr. steigern würde,
mithin diese beiden Einnahmen den Ausfall deckten.

Wollte man übrigens die Klassensteuer oder den Einfuhrzoll
aus Salz noch etwas ermäßigen, wozu eigentlich kein Grund
vorhanden ist, oder wollte sich die Regierung insofern sicher
stellen, wenn die Vermehrung des Salzverbrauches ausbleiben
sollte, so würde eS am wenigsten empfindlich für die Steuer¬
pflichtigen sein, wenn die Branntweinsteuer eine Erhöhung er¬
führe. Inzwischen sind die Conjnnctnrcn für diese Steuer
augenblicklich nicht günstig, und es scheint daher bedenklich,
diese jetzt eintreten zu lassen; es ist aber auch nicht davon die
Rede, den Plan in diesem Augenblick auszuführen, sondern erst
nach Jahren, wo eö sich entschieden haben wird, ob die nngün-
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stigcn Eonjnnctnren noch fortdauern; jedenfalls kann selbst für

den ungünstigen Fall, daß sie fortbestehen sollten, cS niemals

schwer fallen, zu einem so wichtigen Zweck eine halbe Million

anderweitig zu beschaffen, bis die Vermehrung der Salz-Con-

snmtion diese Deckung nnnothig gemacht haben wird.

Da das englische Salz zu dem Preise von 1 Thlr. Sgr.

in unsern Seehäfen an der Ostsee bezogen werden kann, so

würde dann die Tonne, einschließlich der Eingangsstencr von

3 Thlr. pro Tonne, ans 4^ Thlr. zu stehen kommen und den

Transport nach Verhältniß der Entfernung im Innern hinzu¬

gerechnet, zum Preise von 5 bis 6 Thlrn. im Lande zu haben

sein, mithin zu und nnter der Hälfte des jetzigen schon um

3 Thlr. pro Tonne heruntergesetzten Preises.

Daß sich ans diese oder ähnliche Weise diese unglückliche

Abgabe entfernen läßt, glauben wir in diesen wenigen Andeu¬

tungen bewiesen zu haben, und es würde der Monarch seinem

Volke dadurch eine unendliche Wohlthat erweisen, die ihm daS

Land nicht genug danken könnte. Ein Hanpthinderniß wird

hier wie bei der Mahl- und Schlachtaccise darin bestehen, die

überzähligen Beamten unterzubringen oder zu pensivniren.

Das Atlsgabc-Vudjet.

Bei der Beleuchtung deö Anögabe-Bndjets werden wir zu¬

vorderst die einzelnen Positionen durchgehen, uns dabei nur auf
5
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specielle Bemerkungen beschränken, nnd erst c»n Schluß zu einer
allgemeinen Beurtheilung übergehen.

linker 1. des AnSgabe-BndjetS sind angesetzt für die Verzin¬
sung der Staatsschuld nnd für die Amortisation 7,253,926 Thlr.
Davon werden speciell verwandt:
a. zur Verzinsung der allgemeinen und Pro-

vinzial-Staatöschuldenund zu den Ver
waltuugSkostcn der Central-Behörde für
StaatSschnlden-Wesen4,961,885 Thlr.

ll. Zur Schuldentilgung . 2,251,115 -
a. Zur Tilgung und Verzin¬

sung später übernommener
Provinzial-Schuldcn. . 46,926 -

7,253,926 Thlr.
Hier findet eine kleine Differenz zwischen

dieser Angabe nnd dem Etat für daö Jahr 1843
statt, welchen die sull /e. angeschlossene Gc-
sammt-Uebersicht enthält. In dieser wird
der Gesammtbedarf einschließlich verschiedener
dort bezeichneten Ausgaben ans Höhe von
176,566 Thlr.») zu 7,239,666Thlr.
nachgewiesen, mithin 14,926 Thlr.
weniger, als für 1844 im Bndjet veranschlagtsind; jedenfalls
fehlt daö genaue Zutreffen der Zahlen der beiden officiellen Be¬
kanntmachungen, welche eigentlich aus Heller und Pfennig stim-

Bei diesem Posten findet im Vergleich mit den srichercn Perioden
eine Erhöhung von 18018 statt.
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men müßte». NeberdieS ist bei den Erläuterungen gefugt, daß
in dem Etat für 1844 die Smnme von 26,666 Thrn. in der
Ausgabe für die Staatsschulden-Verwaltung erspart worden,
wofür jedoch der gehörige Nachweis mangelt.

2. An Pensionen, Competenzcn und Leibrenten sind im Etat
aufgeführt 2,217,648 Thlr.
voil diesem werden verwendet an etatsmäßigen
Fondö zu Pensionen für Staatsdiencr w.

985,527 Thlr.
und an lebenslänglichen Compe¬
tenzcn für Mitglieder anfgeho-
bener Stiftungen n. f. w. . 1,232,121 -

2,217,648 Thlr.
Die erstere Post hat sich gegen 1841 um 9527 Thlr. Ver¬

mehrt; die letztere hat sich durch eingetretene Heimfälle um
76,669 Thlr. vermindert und würde sich noch mehr vermindert
haben, wenn nicht ans Grund von Uebcrtragenans anderen
EtatS-Titeln ansehnliche MehranSgaben hinzugetreten wären.
Ein solches Hin- »nd Herwerfen auö einem Etat auf den an¬
dern scheint anzudeuten, wie wenig daö Rechnungswesen auf
einer systematischen Ordnung beruhe.

3. Für dauernde Renten beträgt die Ausgabe 1,134,988 Thlr.
und zerfällt in folgende Abtheilungen:

а. Entschädigung für aufgehobene Rechte
254,116 Thlr.

б. Zinsen der eingezogenen
AmtS-Cautionen. . . 211,845 -

5*
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o. Zur Verzinsung eingezogener Capitale

358,840 Thlr.

>l, Zuschuß an die Civil-Witt-

wen-Casse 310,193 -

Obgleich bei einzelnen dieser Positionen eine Verminderung

eingetreten ist, so hat sich doch oie Gestimmt-Ausgabe erhöht

und zwar Behufs der Verzinsung und Amortisation der ange^

lichencn Capitalien. Ungeachtet deö in den Erläntcrnngcn mit¬

getheilten Sachverhältnisseö bleibt demnach Manches dnnkel,

besonders in der Vergleichnng mit dem Ausgabc-Bndjet von 1841.

Inzwischen giebt es keinen Grund mehr, weshalb man jetzt,

wo daS Vorhandensein einer Schuld offen, wie cS einer Re¬

gierung so wohl geziemt, ausgesprochen ist, die Verzinsung

und Abtragung nicht der StaatSschnlden-Tilgnngs-Berwaltnng

mit überweisen und dadurch eine bessere Uebersicht der Gesammt¬

heit der Staatsschuld herbeiführen sollte.

4. Weiset den Etat der zehn Ccntral-Behörden nach, die

in der Beilage U. speziell benannt sind und dort aufgeführt

stehen mit 330,518 Thlr.; mit dem Etat von 1841 verglichen,

ist eine Erhöhung von 24,518 Thlr». eingetreten.

5. Die für das Ministerium der Geistlichen, Unterrichts¬

und Medizinal-Angelegenheiten ansgesetzlc Summe beträgt

3,119,940 Thlr.; es ist bei diesem Ministerin eine Erhöhung

von 90,940 Thlrn. gegen das EtatS-Jahr 1841 eingetreten.

0. Für das Ministerium des Inner» ist die ctatSmäßigc

Summe von 2,752,050 Thlrn. ausgesetzt. DrA Positionen

nehmen einen großen Theil dieser Summe fort:
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c>. Die Kosten der Polizei-Verwaltung n, s. w. 459,922 Thlr.

6. Die Straf- und Bessernngö-Anstalten . 436,827 -

o. Die Landgensdarmerie 631,611 -

in Summa: 1,578,469 Thlr.

Gegen das Jahr 1841 hat der Etat eine Erhöhung von

183,656 Thlrn. erfahren, welche größtentheils durch die Ver¬

stärkung der LandgenSdarmcrie und des Mehrbedarfs der Bes-

sernngs- und Strafanstalten entstanden sein soll. Wenn die

Positionen a. und o. zusammengeworfen werden, so crgicbt dies

eine Summe von 1,981,633 Thlr., welche polizeilichen Zwek-

ken geopfert werden.

7. Der Etat für das Ministerium der auswärtigen Angele¬

genheiten belänft sich auf 723,394 Thlr. und ist um 61,394 Thlr.

gestiegen, welches nach den mitgetheilten Erläuterungen aus¬

schließlich in einer Vermehrung des Gesandtschafts-Personals

seinen Grund hat, die in Folge des lebhaft gewordenen? Ver¬

kehrs mit dem Auslande eine weiter verbreitete diplomatische

Verbindung nöthig gemacht hat, als früher bestand. Wenn sich

der äußere Handel günstiger stellen soll als bisher, so wird

eine Vermehrung der diplomatischen Agenten noch ferner ein¬

treten müssen.

8. Die Etats für das Kriegs-Ministerium haben sich um

883,298 Thlr. gegen das Jahr 1841 erhöht und fordern für

das lausende Jahr 24,694,298 Thlr.; außerdem sind aus dem

unter Nr. 13 ausgesetzten Fond für außerordentliche Bedürf¬

nisse w. noch in den drei Jahren von 1841 bis 1843 zu Fe-

stnngSbantcn 1,729,999 Thlr. verwendet worden. Zu bedauern
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ist es, daß ungeachtet deS großen Aufwandes für das Heer,

Preußen nicht wenigstens einige Dampffregattcn besitzt, um

seine scheu so bedeutende HandelS-Marinc zu schützen, und um

ans eine Prcnßenö würdige Weise in den transatlantischen Staa¬

ten auftreten zu können.

st. Der Gesammtbcdarf für daS Justiz-Ministerium wird

in diesem Etatö-Jahr auf 5,985, l 93 Thlr.

veranschlagt, die Sporteln übertragen diesen

Aufwand mit 3,707,255 -

mithin ist ein Zuschuß erforderlich von . . 2,277,938 Thlr.

Die Erhöhung von 58,938 Thlrn. wird durch die Erläuterun¬

gen vollkommen gerechtfertigt. Nicht gerechtfertigt erscheint cS

dagegen, daß noch immer die Erhebung der Sporteln den Ge¬

richten überlassen bleibt.

Hier findet sich einer von den vielen Schäden, welche man

ebenfalls längst erkannt und seit langer Zeit zu heilen beabsich¬

tigt hat, der aber noch immer fortbesteht. Es scheint, als

wenn man sich fürchte irgendwo den Anfang zu machen, an

dem Beamten-Staat irgendwie zu rütteln. ES giebt kein Feld

für den preußischen Staatsmann, auf welchem er seinem Kö¬

nige und dem Lande nützlicher sein könnte, als auf dem der

Vereinfachung der Verwaltung. Welche Ersparnngcn an Geld

und an Zeit könnten hier eingeführt werden, und letztere ist

vielleicht noch wichtiger als das erstere. Man besolde die

Beamten reichlich und Halte sie in Ehren, damit man auf in¬

telligente, integre und ehrenhafte Beamten rechnen könne; man

erdrücke sie nicht durch mechanische Geschäfte, aber man gebe
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cS ans einen Beamten-Staat zu haben. Besonders wichtig ist

cö bei der Justizverwaltung die richterliche Funktion von der

administrativen zu trennen; beide werden dadurch, eine über die

andere, vernachlässigt, und es kommt dahin, daß entweder das

Justiz-Personal immer mehr verstärkt werden muß, oder die

Geschäfte nothwendig darunter leiden. Für jetzt treten beide

Uebelstände zugleich ein.

16. Der Etat für das Finanz-Ministerium wird in dem

Bndjet von 1844 ans UV,653 Thlr. veranschlagt und hat

keine Erhöhung erfahren, wie in den Erläuterungen nachge¬

wiesen wird.

11. Für die Generalverwaltnng der Domainen und Forsten

belänft sich der diesjährige Etat auf 99,969 Thlr.

1?. Der Ausgabe-Bedarf für die mit dem Finanz-Mini¬

sterin verbundene General-Verwaltung für Handel, Gewerbe

und Bauwesen und die von dieser ressortirenden Land- und

Wasserbauten ist gegen daö Jahr 1841 um 574,917 Thlr. ge¬

stiegen und fordert 2,668,917 Thlr.

Die über die Ursache dieser Erhöhung mitgetheilten Erläu¬

terungen sind unvollständig. 566,666 Thlr. haben die Bestim¬

mung ans die Beförderung des Baues der Eisenbahnen einzu¬

wirken. Ob und ans welche Weise dies geschehen soll, wird

nicht gesagt, nur, daß wenn die Summe nicht ausgegeben wird,

sie aufbewahrt bleibt.

13. Der Etat für die Chaussäe-Verwaltnng ist auf 2,782,866

Thlr. festgesetzt. Unter den speziellen Stimmen sind unter ,1.

zur Verzinsung und Abbürdnng der angeliehenen Ehanssöebau-
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Capitalien 576,000 Thlr. aufgeführt, aber in den Erläuterun¬
gen nicht gesagt, wie hoch die Zinsen und wie hoch die Amor-
tisations-Rente sich belauft. Die Erläuterungenhören auch
hier wieder auf, wo sie anfangen sollten. Soviel steht jeden¬
falls fest, eine Schuld ist vorhandein

14. Der Ausgabe-Etat für die Oberpräsidentenund Re¬
gierungen ist auf 1,704,489 Thlr. festgesetzt und hat gegen das
Jahr 1841 eine geringe Erhöhung von 5489 Thlrn. erfahren.

15. Der Bedarf für die Gestüt-Verwaltung beträgt 173,306
Thlr. und ist nicht erhöht.

16. Hier stehen zur Ablösung kleiner Renten 100,000 Thlr.
ausgeworfen; welcher Natur diese sind, wird nicht angegeben.

17. Ein Fond von 400,000 Thlr., zur Deckung des Ver¬
lustes bei Umprägungen von Münzen. Ob der Staat eine
Einnahme aus dem Münzregal bezieht, wird ganz Übergängen.
Da der doppelte Betrag für das Umprägen der Münzen gegen
1841 angesetzt ist, so scheint es, daß noch bedeutende Summen
dieser Procedur unterzogen werden sollen. Im Publikum ist
man der Meinung gewesen, die Umprägnng sei größtentheils
beendet.

18. Zu wohlthätigen Zwecken 16,000 Thlr.
19. Zu crtraordinaircn Bedürfnissen,als zu Chanssöen und

Brücken, sind ausgesetzt 2,500,000 Thlr.
20. Dispositions-Fondzu Gnadenbewillignngcn 350,000

Thaler.

21. ZurUebertragnng der Einnahme-Ausfälle bei den Post-
Revcnücn 1,000,000 Thlr. Diese Summe scheint sehr sinn-
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mansch angegeben; die bisher eingetretenen Ermäßigungen am

Briefporto kennen höchstens ans ein Drittel angeschlagen wer¬

den, da sie erst theilweise eingetreten sind nnd da ohne die

Ueberschüsse bisher 1,400,000 Thlr. abgeführt wurden.

22. Zn unvorhergesehenen Ausgaben 500,000 Thlr.

23. Zur Ansammlung eines Decklingsfonds zur Bestreitung

der für die Eisenbahn - Bauten zn übernehmenden Verbind¬

lichkeiten 1,462,000 Thlr.

in Summa 5,812,000 Thlr.

Diese 5,812,000 Thlr. der fünf letzten Positionen haben

eine so allgemeine Bestimmung, daß es scheint, die Behörden

seien verlegen gewesen, unter welchen Titeln sie diese in Aus¬

gabe bringen sollten, ohne in Hinsicht der freien Disposition

gebunden zn sein. Hierdurch wird nun am Schlüsse des Bud-

jets die Meinung noch mehr bestätigt, durch einen Nachweis

wie der vorliegende werde der Wille des Monarchen nicht er¬

füllt, daß Jedermann von dem wahren Znstande der Finanzen

deS Landes vollständig unterrichtet werden socke, nnd sich über¬

zeuge, daß nicht mehr an Abgaben gefordert werde,

als das dringende Bedürfniß für die innere und

äußere Sicherheit re. erfordere.

Wenn wir, nachdem wir den Bericht der Staatsschulden-

Verwaltung und des Finanz-Ministem thcilweise in ihren ein¬

zelnen Positionen durchgegangen sind, nun ans das Resultat

des Ganzen übergehen, so ist dies wahrlich nichts weniger als

zufriedenstellend, denn wenngleich!

erstens durch die Operation der Staatsschulden ^Verwast
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tnng die verbriefte Schuld, wie I» denn ersten Abschnitt nach¬

gewiesen worden ist, bedeutend abgenommen hat, so ist doch

nach Kompensation deS dnrch den Verkauf der Domaincn ver¬

minderten Activ-Vermögens gegen die getilgte Schnldenmasse,

die eigentliche Schuld noch bedeutend vermehrt worden, und

Wenn dies, wie wir vermuthen, zwar dnrch andere nicht be¬

nannte Activa gedeckt wird, so bleibt eS wenigstens zu be¬

dauern, daß dies nur ans Vermuthungen beruht und nicht

nachgewiesen ist.

Zweitens. Laut Bericht der Schulden-Verwaltung soll

durch die Verminderung der Staatsschuld und dnrch die deö

Zinsfußes von 4 ans 3s pro oont. der Bedarf für die Ver¬

zinsung und Amortisation, welcher in der Periode von 1833

bis 1842 die Summe von 9,318,488 Thlr.

in Anspruch »ahm, in der nächsten Periode

nnr noch 7,239,999 -

erfordern, wodurch dem Staate eine Ver¬

minderung von 2,079,488 Thlr.

in der Anögabe entstanden sei.

Allerdings würde eine solche Verminderung der für die Ver¬

zinsung der Staatsschuld nöthigen Summe eine große Verbes¬

serung in dem Zustande der Finanzen nachweisen, wenn sie

eine wirkliche wäre. Da wir aber im ersten Abschnitte gezeigt

haben, daß die Staatsschuld nicht vermindert, sondern vermehrt

sei, so liegt es uns ob nachzuweisen, ob diese dennoch um die

Summe von 2,979,488 Thlrn. wirklich vermindert worden sei,
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oder nur so scheine. Letzteres ist der Fall, denn die Vermin¬

derung hat ihrcir Grund:

a) darin, daß dic Regierung bcschlosscn hat dic Aiuortisation

zu beschränken; zu dieser waren in der früheren Periode

in der jetzigen dagegen nur .... 2,163,425

Diese Verringerung der Tilgungsraten ist gewiß sehr

zweckmäßig, kann aber nicht als eine Verminderung dcS

Bedarfs angesehen werden.^)

t>) Daß in dieser Periode 14,792,006 Thlr. Domainen-New

äußerungs- und Ablosungö - Gelder eingegangen sind,

welche nur nach dem Zinsfuß von 3^ p>-e> c-ont. berech¬

net, 517,720 Thlr. betragen. Da diese Verminderung

auf einer anderen Seite durch einen noch größeren Verlust

an den Revcnnen erkauft ist, indem die Ablösung zum

Zinsfuß von 4 poo oont. erfolgte, so muß auch diese

Summe von der obigen abgezogen werden. Beide zusam¬

men betragen: 1,094,284 Thlr., welche von dem oben

berechneten geringern Bedarf von . . 2,079,483 Thlrn.

abgezogen, sich auf 985,204 -

reducireu. Dagegen erfordert aber die

Tilgung und Verzinsung der nenge-

machten Schulden, wie anö der vorhin

ausgesetzt 2,739,989 Thlr.

mithin weniger 570,564 Thlr.

") Es würde nach unserem Dafürhalten keine bessere Finanzoperation
geben, als dic unfruchtbare Tilgung einzustellen und zum Ban der Eisen¬
bahnen zn verwenden.
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Transport 985,264 Thlr,

allegirtc» Stelle des Budjetö hervor¬

geht, die Snmmc von oirva^) . , 1,496,795

mithin statt 2,679,488 Thlr. weniger,

Drittens. Die im Ausgabe-Budjct der früheren Pe¬

riode, zur Tilgung der Staatsschuld, in Folge dcö Gesetzes

vom 17. Januar 1826 ausgeworfenen Summen sind, wie anö

dem Bericht der Staatsschulden-Verwaltung hervorgeht, nur

zum geringsten Theil abgeführt; ob es möglich gewesen sei es

zu thun, ohne anderweitige, nothwendige und nützliche Aus¬

gaben zu unterlassen, ob es daher nicht vielleicht nützlich ge¬

wesen sei, diese Einzahlungen zu beschranken, bleibt dahin ge¬

stellt, wir berichten daS Faktische.

Viertens. Noch weniger erfreulich ist daS Gesammt-

Resultat, welches das Bndjet liefert, und fordert zu manchen

sehr ernsten Betrachtungen aus.

Durch den Fleiß deS Landmannes, durch die Gewcrbthä-

tigkeit des Volkes und durch die väterliche Sorge der Negie¬

rung, beide zu heben, hat der allgemeine Wohlstand, unter

den Segnungen eines langen Friedens, erfreuliche Fortschritte

gemacht. In Folge dessen sind die Einnahmen deö Staates

*) Siehe dc» Nachweis S- Ich li.

ein Mehr von

und diese würden sich, wenn nicht glück¬

licherweise durch die Zinsrednction er¬

spart worden

jetzt belaufen auf

415,591 Thlrn.

494,866 -

916,457 Thlr.
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und namentlich in der letzten Periode, ungeachtet eines Steuer

Erlasses am Salz von en-on 1,600,000 Thlrn, und an dem

Briefporto von vielleicht 4 bis 600,000 Thlrn., um mehrere

Millionen gestiegen; allein fast in gleichem Maaße haben auch

die Ausgaben für die Verwaltung zugenommen und diese Er¬

scheinung wiederholt sich schon seit dem Jahre 1822 fortlaufend.

Wohin wird und muß dies am Ende bringen? wer bürgt da¬

für, daß der Wohlstand des Volkes und in Folge dessen die

Staatseinnahmen nicht wieder, durch äußere Verhältnisse oder

Mißgriffe der Verwaltung veranlaßt, zurückgehen, und dann,

da eS sehr schwer ist den Etat wieder zu beschränken, zu einer

Zerrüttung der Finanzen führen müsse?

Eine der größten und allgemein anerkannten Krankheiten,

au der unser Staat leidet, ist die riesenhafte Verwaltung, welche

eine solche Ausdehnung erhalten hat, daß sie das Volk belä¬

stigt, die Finauzguclleu übermäßig in Anspruch nimmt und in

sich den Keim einer immer größeren Verbreitung trägt, wenn

nicht endlich zu einer durchgreifenden Reform und zu einer Be¬

schränkung des Admiuistratious-LuruS aller Art geschritten wird.

Trotz der Masse von Ministerien, wie sie kein Land außer

Preußen hat, der vieleil Central- und anderen Behörden, sind

dennoch wichtige Zweige der Verwaltung bisher ganz vernach¬

lässigt geblieben, und wir müssen es dem Monarchen danken,

daß derselbe durch die Einrichtung deö Landes-Oeeonomie-Kol¬

legiums und einer Handelskammer längst gefühlten dringenden

Bedürfnissen abgeholfeil hat, welches wir ausdrücklich bevorworten

wollen, um eine Mißdeutung des eben Gesagteil abzuwenden.
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Allein die vorhin erwähnten Mängel sind nicht die einzi-

gen, zu welchen das Bndjct hinfährt. So wenig bestimmte

Resultate dasselbe auch gewährt, so ersieht man doch aus die¬

sen, daß eS an einer allgemeinen Leitung der Finanzen, an dem

nöthigen Zusammenwirken und an einer klaren Uebersicht deS

Ganzen sehlt.

Die Finanzen des Landes werden, wie das Budjet erweiset,

von sechs Ministern verwaltet!

1) vom Finanz-Ministerin,

2) vom Ministerin der Schnldenvcrwaltnng und der Kö¬

niglichen Geld-Institute,

3) von dem des Staatschatzes,

4) von dem der Domainen und Forsten,

5) von dem der Justiz und

K) von dem der Post.

Schon in dem Buche „Preußens Finanzen", welches l84> er¬

schienen ist, haben wir darauf aufmerksam gemacht, wie noth¬

wendig eö sei, die Finanzpartie in Eine Hand zu legen, schon

deshalb, um mit Einsicht und Kraft ans die Geldverhältnisse

im Allgemeinen wohlthätig »nd hülfrcich einwirken zu können.

So lange die Finanzwissenschast sich noch in der Kindheit

befand, glaubte man, die ganze Aufgabe einer Finanzbehörde

bestehe darin, möglichst viel einzunehmen, möglichst wenig aus¬

zugeben und sich auf der Börse so viel Credit zu erhalten, daß

man Staats-Anleihen erlangen könne, wenn man sie brauchte,

snr alles Andere ließ man Gott und die Einzelnen sorgen. Bei

einer solchen Ansicht ward aber die eigentliche Ausgabe, welche
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die Wissenschaft und die großartigere Entwickelung des Verkehrs

der heutigen Finanz-Verwaltung auflegt, ganz übersehen, näm¬

lich, daß es zuerst und vor Allem auf die Erhaltung der Ab¬

gaben-Fähigkeit des Volkes, auf die Förderung des Reichthums

ankomme, und daß in dem blühenden Zustande der Finanzen

deS Landes die sicherste Unterlage der Finanzen des Staates,

seiner Macht und Wohlfahrt ruhe.

Soll diese Aufgabe aber gelöst werden, so muß sich die Fi¬

nanz - Verwaltung aus den höheren Standpunkt erheben, dafür

Sorge tragen, daß der Geldumlauf nicht gehemmt werde, dem

Handel und den Gewerben die Gelegenheit verschaffen sich mit

den nöthigen Betriebs-Capitalien zu versehen,^) die Steuern

so einrichten, daß sie den Verkehr nicht beschränken und ein¬

engen, und sich vor Allem in einer vollkommenen Uebersicht

des Ganzen erhalten. Um dies zu können und auf die ganzen

finanziellen Zustände einzuwirken, müssen sich alle Zweige dieser

VerwaltnngSpartci in Einer Hand conccntriren, um gemein¬

schaftlich daS gegebene Ziel zu verfolgen.

Schon vorhin ist darauf aufmerksam gemacht worden, welche

*) Soll der Finanz-Minister darauf hinwirken können, den Geld¬

umlauf zu fördern, so muß er, wenn et das Bedürfniß fordert, Papier¬

geld ausgeben und wieder einziehen, so muß er durch die Königliche»

Banken den Verkehr nntcrstütwn können, wenn dieser cS bedarf Besser

wäre es, wenn außer den Königlichen Banken auch noch Privatbanken

beständen, ein großartiger Verkehr bedarf deren; seit 3l) Jahren haben

wir dies gepredigt, und die stcitinrr Bank, die unö zn errichte» erlaubt

ward, beweist es durch ihren Einfluß ans den Flor von Stettin und der

Provinz Pommern.
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Nachtheile daraus entstanden sind, daß nachdem die Staats¬

schulden-Verwaltung bedeutende und mit Erfolg gekrönte An¬

strengungen gemacht hatte, den Zinsfuß niedriger zustellen, und

daS Ministerium deS Innern durch die Erlaubniß zur Herun-

tersetznng der Pfandbriefs-Zinsen dasselbe Ziel verfolgt hatte,

die Finanz-Verwaltung durch die Garantie des Ertrages der

Eisenbahnen zu einem, die Gcldkräste des Landes übersteigen^

den Ban derselben den Zinsfuß gesteigert und die Capitalien

den Gewerben entzogen habe.

Nachdem man nun in den Irrthum verfallen war, die Bahnen

nicht für Rechnung deS Staates zu bauen, und in Folge dessen

ans Mangel an Geld und Credit im Allgemeinen Stockungen

im Verkehr entstanden sind, sehen sich wieder die großen Geld-

Institute der Regierung im Interesse ihrer Partie genöthigt,

den Credit, den sie bisher dem Verkehr gewährt haben, durch

Erhöhung des Zinsfußes zu beschränken, und so wiederum die

Maßregeln, die vom Finanz-Ministerio ausgegangen sind, noch

unhaltbarer und für das Land gefahrvoller zu machen.

Sollte eS nun noch vollends dahin kommen, daß die Re¬

gierung, um die preußischen nnv andern Bahnen zn Stande zu

bringen, wie dies beantragt ist, 4 j»c> oonl. den Bauunter¬

nehmern garantirte, so würde dieses Entgegenwirken einer Kö¬

niglichen Finanz-Behörde gegen die andere nur damit enden

können, den Staats-Credit völlig zn erschüttern und daS Land

zu Grunde zu richten. Dies ist so klar, daß wenig finanzielle

Kenntnisse und eine geringe Bekanntschaft mit den Bewegungen

des Geldes dazu gehören, um einzusehen, wie verderblich dies sei.
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Unmöglich kann die Regierung es daher ferner zugeben, daß
solche Operation sich wiederhole, sie kann sie nur hindern durch
Uebereinstimmung in den Verwaltungömaßregel», und es ist
ihre Pflicht und liegt in ihrem Interesse, schleunigst durchgrei¬
fend einzuschreiten. Wie ernst die Verhältnisse dazu auffordern
solche Ansichten nicht von sieh zu stoßen, beweiset der jetzige
Znstand deS Geldmarkts. Von allen großen Staaten ist Preu¬
ßen mit Rücksicht auf seine finanziellen Hilfsquellen am we¬
nigsten verschuldet.

Vor etwa zwei Jahren erfreute sich Preußen eincö Staats-
Creditö wie fast keines der andern großen Reiche und wie steht
es jetzt mit diesem? Rußland, Oesterreich, Frankreich, Eng¬
land, Belgien und Holland, welche, mit Ausnahme des letz¬
tern, Alle StaatSbahneu bauen; welche, England ausgenom¬
men, in neuester Zeit große Staatsanleihen gemacht haben, die
immer ans den Cours drücken, erfreuen sich eines steigenden
Credits, wie dies die Erhöhung des Courses ihrer Papiere
erweiset. Preußen allein sieht seine Papiere sinken; um
4 pro eent. ist ihr Cours gewichen, in derselben Zeit, in wel¬
cher die Papiere deS übermäßig verschuldeten Hollands 9 pro
osnt. gestiegen sind.

Vorhin ist nachgewiesen, daß in den erfolgten Mißgrif¬
fen und in dem Mißverhältniß, welches in dem Geldbedürsniß
und den Geldmitteln eingetreten ist, der Credit erschüttert
sei und hierin sich die Ursache aller Verlegenheiten finde,
welche jetzt das ganze Land bedrohen. Das richtige Verhältniß
in den Geldmitteln und dem Geldbedarf wieder herzustellen und

6
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zugleich den Credit neu zu beleben, ist das einzige durchgreifende
Heilmittel. Beides kaun aber zunächst durch eine Anleihe im
Auslande und namentlich in England bewirkt werden, und zwar
Behufs deö Baues der Eiscnbahnstrecken, die nach fehlen.

Oesterreich ist so vorsichtig gewesen, 80 Millionen zn diesem
Zwecke zu negoeiiren; Baiern ist diesem Beispiel gefolgt. Daö
französische Ministerium hat zum Voraus 200 Millionen Francs
negociirt, obgleich cS diese für den Augenblick nicht zn brauchen
scheint. Rußland eröffnet eine Anleihe von 50 Millionen Ru¬
bel, und Preußen allein hat bis jetzt Anstand genommen eS zn
thun, so nothwendig es auch ist, und warum? weil es in der
Verfassnngöfrage nicht vorgehen will, weil es die Stände nicht
zusammenbernfen will, um mit deren Zustimmungein Darlehn
anszunehmen! Doch wir wollen uns hier nicht in die politische
Seite der Sache vertiefen, in nnS wohnt der feste Glauben,
daß Preußens Monarch, wo eS die Wohlfahrt seines Volks,
die Macht und Größe seines HauscS verlangt, sich durch nichts
abhalten lassen werde, daö Beste seines Volks zn fordern.

Daß die Anleihe in England nicht zn klein sein dürfe, wenn
sie helfen soll, liegt in dem Umfange des Bedürfnisses; inzwi¬
schen würden wahrscheinlich 20 bis 25 Millionen Thlr., bei
den vielen Hülfsgncllcn, die der Regierung außerdem zu Gebote
stehen, auch schon als ausreichend erscheinen. Obgleich dieS
Geld nicht gleich gebraucht, sondern erst nach und nach zum
Ban verwendet wird, so müßte es doch in nicht zu fernen Ter¬
minen bezogen werden, um dadurch den Geldmangel zu beseiti-
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gen, und namentlich die Fonds der Bank und Seehandlung in

den Stand zu setzen, den Handel nnd die Gewerbe mit Geld

kräftig zu unterstützen, welches, wenn auch die Grundsätze, nach

denen diese Institute discontiren, sehr beengt sind, dennoch

ans den ganzen Verkehr sehr wohlthätig einwirken, und den

Credit stärken würde.

Inzwischen giebt cö noch eine andere bedeutende Hülföguelle,

welche die Regiernng bis jetzt unbenutzt gelassen hat, und die

sie in den Stand setzen kann, selbst ohne Opfer, den Bau der

noch fehlenden Eisenbahnen zu vollendeil und die Ucbelstände

zu beseitigen, durch welche die jetzige Verlegenheit herbeige¬

führt ist. Dieses Mittel besteht darin: die Masse der Cassenan-

weisungcn zu vermehren. Die Regierung ist in Folge uachthei-

liger Erfahrung während der früheren Kriegöjahre, mit der Aus¬

gabe von Papiergeld sehr vorsichtig gewesen, und die ganze,

jetzt im Umlauf befindliche Summe beläust sich auf 25,742,347

Thlr., von welcher Summe nur kl,242,347 Thlr. als Schuld

zu betrachten und ohne Pfand in Circnlation gesetzt sind, wäh¬

rend für die übrigen 14,590,000 Thlr. Staatsschuldschcine an¬

gekauft und bei der Staatsschulden-Verwaltung als Pfand nie¬

dergelegt sind. Daß diese Summe bei Weitem das Bedürfniß

nicht deckt, ist allgemein bekannt nnd anerkannt, und beweiset

sich schon dadurch, daß in den mittleren Provinzen wenige und

in den östlichen Provinzen fast keine Kassenscheine im Course

sind und Agio zahlen.

Die gründlichsteil Berechnungen, basirt auf den Verkehr in

Preußen und mit dem übrigeil Deutschland, .lassen keine Zwei-

6*
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scl übrig, daß die doppelte Summe in Eirenlation gesetzt wer¬

den könnte, ohne den Markt zn überfüllen, wobei jedoch zu

empfehle» Ware, eine plötzliche Ausgabe zn vermeiden »nd sie

immer nur im Verhältniß deS sich kundgebenden Bedürfnisses

erfolgen zn lassen. Da diescö aber gegenwärtig sehr stark ist,

so würden 12 bis 15 Millionen den Markt wahrscheinlich nicht

überfüllen können.

Zwei Einwendungen sind es, welche gegen die Ausgabe

einer größeren Summe Papiergeld erhoben werden. Die erste

besteht darin, daß das Papiergeld das baarc Geld aus dem

Lande treibe. DieS ist eine alte Tradition, die dem Mangel

an richtigem Urtheil zur Unterlage dient. Papiergeld, von der

Regierung ausgegeben, ist Landesgcld, und unterscheidet sich da-

durch von dem Metall- oder Wcltgelde, daß der Kreis seiner

Gültigkeit beschränkt ist.

Da oft Papiergeld von den Regierungen in Masse ausge¬

geben worden ist, um sich ans finanziellen Verlegenheiten zu

retten, und sich dann zuweilen gezeigt hat, daß alles baare

Geld ans dem Lande verschwunden war, so ist die Meinung

entstanden, das Papiergeld vertreibe das Metallgeld und man

hat dies durch künstliche Deduktionen zu beweisen gesucht. Der

Grund, warum das Metallgeld solche Länder verläßt, wo un¬

ter eben bezeichneten Verhältnissen Papiergeld ausgegeben war,

ist ein ganz anderer.

Wenn die Finanzen einer Regierung so in Unordnung ge

rathen sind, daß sie, um das Deficit im Bndjct zn decken, zur
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Emanirnng großer Massen Papiergeld gezwungen wird, so be¬

weiset dieses entweder, daß in diesem Lande eine schlechte Fi¬

nanz-Wirthschaft bestehe, ein, die Kräfte deö Landes überschrei¬

tender Aufwand gemacht werde, oder daß die Handels-Bilance

sehr unglücklich sei. In beiden Fällen wird das Metallgeld, als

das Weltgeld, auS dem Lande verschwinden. Im ersteren, weil

die Ausgabe deS Papiergeldes cö der Regierung noch einige Zeit

gestattet, den unnützen Aufwand fortzusetzen, da das Papiergeld

das Metallgeld ans dem innern Markte ersetzt; im zweiten Falle,

weil die nachtheilige Handels-Bilance nun möglicherweise noch

einige Zeit fortbestehen kann, ohne daß man sich zu ernsten Hülfs-

maßregclu entschließt. Oesterreich, Frankreich in den ersten Pe¬

rioden der Revolution, Dänemark und mehrere Länder haben

uns Beispiele davon gegeben.

Wo dagegen das Papiergeld in mäßigen Summen, nicht aus

finanzieller Verlegenheit und um wohlseile Schulden zu contra-

hiren, sondern zur Belebung des Verkehrs in Circnlatiou ge¬

bracht wird, da hat es diese Wirkung nicht gezeigt. England,

welches das meiste Papiergeld im Umlauf hat, ist zugleich

das große Magazin für die edlen Metalle, trotz dem,

daß eS keine Bergwerke hat. Doch wir können durch ein uns

viel näheres Beispiel unsere Ansicht beweisen.

Preußen hat 25,742,347 Thlr. Cassenscheine in Circnlatiou,

und der größte Theil derselben hat die Heimath verlassen und

das schwerfällige Metallgeld ist im Lande geblieben. WaS sagt

die Theorie zu dieser PrariS, liegt hierin nicht eine Aufforde¬

rung, das baare Geld noch mehr ü» Lande zu erhalten? —
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Für den vorliegenden Fall beweiset diese Erfahrung mehr als

jede Deduction. Da aber die Handels-Bilance in diesem Au¬

genblicke ungünstig für Preußen ist, so wird ein vorsichtiger Fi¬

nanzier gleichzeitig eine Anleihe im Auslande mit der Ausgabe

des Papiergeldes zu verbinden gezwungen sein, weshalb wir

diese auch mit in Antrag gebracht haben.

Der zweite Einwand besteht darin, daß, da die preußische

Regierung sich zur baarcn Realisation der Eassenscheine und

zur Annahme derselben bei den Steuern verpflichtet hat, im

Fall cincö Krieges und eines dadurch herbeigeführten Andran¬

ges dieses Papiers bei den RcalisationS-Comptoirs, bedeutende

Verlegenheiten entstehen konnten.

Mit gutem Grunde kann dagegen angeführt werden, daß

diese Gefahr, wenn sie eine sei, was wohl nicht abzuleugnen

ist, schon jetzt bei den in Umlauf gesetzten 25,742,347 Thalern

in vollem Maße besteht, indem die Regierung nie im Stande

sein würde, eine so bedeutende Summe im Fall eines Krieges

baar zu rcalisiren oder bei den Steuern zu g»ri anzuneh¬

men, und in einem solchen Augenblick eS unmöglich sein würde,

durch den Verkauf der für 14,50V,009 Thlr. niedergelegten Staatö-

schnldscheine sich die Realisationsmittel zu schaffen, selbst wenn

man die größten Opfer dabei nicht scheuen wollte. Wir glauben

in Hinsicht der Nichtigkeit dieser Ansicht nnS dreist aus alle Die¬

jenigen berufen zu können, die mit dem Börsengeschäfte und dem

Geldmarkt während eines Krieges bekannt sind. Es steht mit¬

hin wohl fest, daß für den Fall der Eventualität eineö Krieges

schon viel zu viel Eassenscheine ausgegeben sind; ein doppelter
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Fehlgriff würde es aber sein, wenn man, nachdem cS dahin

gekommen ist, nnn für den Fall des Friedens zn wenig ausge¬

ben wollte.

Ehe man die Easscnscheine ausgab, war es Zeit, daran zu

denken, sich auch für die Folgen, wie sie eben bezeichnet sind,

sicher zn stellen, und dicö war nicht schwer. Wenn man bei

der Ausgabe der Cafsenscheine versprochen hätte, sie in Friedens-

zeitcn baar zu realisircn und bei den Steuern für voll anzuneh¬

men, zugleich aber offen erklärt hätte: wenn im Falle eines

Krieges die Realisation unmöglich werden sollte, so wolle man

den Inhabern ans ihr Verlangen, etwa in ApointS von 59

Thlrn., StaatSschnldsehcine, mit einer besondern Littcra versehen,

zur Unterscheidung von allen anderen behändigen, die demnächst

zu jeder Zeit für voll gegen Cassenscheinc realisirt werden könn¬

ten, so würde das Publikum um so weniger Bedenken getragen

haben sie anzunehmen, als es sich jeder selbst sagen kann, daß

der Staat sie im Falle des Krieges nicht zu realisiren im Stande

ist, und die Gefahr, nicht Wort halten zu können, wäre besei¬

tigt gewesen; allein der Mensch überlegt oft erst, wenn es zu

spät ist. Jetzt schwebt dem Lande während des Friedens der

Krieg in dieser Beziehung immer als ein Gespenst vor, und

man opfert ihm vielleicht die Vortheile des Friedens.

Nachdem nun hier die einzelnen Punkte des Planes ange¬

deutet worden sind, um den beabsichtigten umfangreichen Bau

der Eisenbahnen auszuführen, ohne dem Verkehr die Mittel zu

seinem Betriebe zu entziehen, werden wir ihn jetzt noch im Gan-
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zen zusammenfasse», mit Rücksicht auf seine Ausführbarkeit und

Nützlichkeit.

AIS erste Grundbedingung betrachten wir es, daß die noch

zu bauenden Bahnstrecken und diejenigen, welche zwar schon be¬

gonnen sind, wo die jetzigen Unternehmer sich aber geneigt zei¬

gen sollten, ihre Concession der Regierung abzutreten, für Rech¬

nung dcS Staats gebaut werden. Ob die Regierung selbst

baut oder diesen Unternehmern überträgt, ist im Ganzen gleich¬

gültig und eine Rechnungsfrage.

Den bereits von uns und von vielen Anderen ausgeführ¬

ten Gründen für den Bau der Bahnen für Rechnung der Re¬

gierung, müssen wir noch mit Bezug auf die östlichen Bahn¬

strecken, welche Preußen, Posen, die Neumarl und Hinterpom¬

mern durchschneide», einen hinzufügen, der von Wichtigkeit ist.

Allgemein hat sich die Meinung gebildet, der Personen-Ver¬

kehr auf diesen Strecken werde bei der geringen Dichtigkeit der

Bevölkerung dieser Provinzen unbedeutend bleiben und daher

schwerlich die Unterhaltungskosten und die Zinsen des Anlage-

Capitals tragen können. Diese Besorgniß ist auch vollkommen

begründet; dagegen wird auf diesen Bahnstrecke», wenn die

Frachten nicht zu hoch gestellt werden, ein lebhafter Prodncten-

Verkehr stattfinden, weil es den Provinzen, welche sie durch¬

laufen, an Absatz für ihre Erzengnisse fehlt. Die Regierung

selbst hat ein sehr nahes Interesse diesen zu befördern, weil eö

die Bedingung des Flors dieser in der Cultur noch zum Theil

sehr zurückgebliebenen Landestheile ist. Hierin liegt nun ein

überwiegender Grund für die Regierung, sich die Disposition
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über die Bahnen vorzubehalten, um den Tarif nach ihrem Er¬

messen bestimmen zu können; sie wird dadurch in die Lage ver¬

setzt, neben der Verfolgung wichtiger staatsöconomischer Zwecke,

zugleich auch ans eine steigende Einnahme anS den Eisenbahnen

einwirken zu können.

Die Eröffnung einer Anleihe im Auslande ist nicht allein

zur Sicherung der Ausführung deö BaneS der Bahnstrecken nö¬

thig, sondern auch, um den Kreislauf deS Geldes und den Cre¬

dit wieder herzustellen, und einer Zerstörung des Vermögens

vorzubeugen, welche stctö die Folge einer bedeutenden Geld-

crisis ist. Daß die Eröffnung einer solchen Anleihe in Eng¬

land geschehe, ist eine Hanptbedingnng, weil wiederum so viel

Geld für-Eisenbahnschienen nach England wandert, und weil

cö überdem dort am wohlfeilsten zu haben sein wird. Sehr

nöthig scheint cS aber, mit der Eröffnung nicht zu säumen.

Frankreich ist nnS schon mit seiner Anleihe zuvorgekommen; in¬

zwischen bei den weiten Zahlungsterminen, die die französische

Regierung gesetzt hat, wird diese Anleihe den Geldmarkt nicht

drücken. Weit mehr könnte dies der Fall sein, wenn erst vom

Parlament der Ban so vieler Eisenbahnstrecken genehmigt wer¬

den sollte, als jetzt beabsichtigt werden. Selbst in England hat

man schon das Bedenken erhoben, ob zu so umfangreichen Bau¬

ten die Mittel vorhanden sein würden; jedenfalls wird das

Geldbednrfniß zu selbigen den Werth des Geldes steigern, und

je länger daher mit Eröffnung einer Anleihe gezögert wird, je

theurer wird sie zu stehen kommen.

Wie groß dieses Capital sein müsse, richtet sich, wie bereits
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erwähnt, nach dem Umfange der Bauten, welche die Regie¬

rung übernehmen will. Inzwischen angenommen, daß die Ko¬

sten sich im Verlause der Zeit ans 50 bis 60 Millionen belau¬

fen sollten, so würde doch eine Anleihe von 20 bis 25 Mil¬

lionen Thlrn, vollkommen ausreichen, wenn man sich entschlösse,

noch 12 bis 15 Millionen Casseuscheine i» Circulation zu setzen.

Der Bau kann der Natur der Sache nach nnr in einer lan¬

gen Reihe von Jahren ausgeführt werden, das Capital wird

daher zum Bau selbst nicht auf einmal, sondern wie dieser vor¬

schreitet, gebraucht. Nun darf nicht übersehen werden, daß wenn

auch jetzt durch die plötzliche Auslosung so vieler Capitalien Man¬

gel an diesen entstanden ist, sie sich doch naturgemäß immer mit

der Zeit wieder ansammeln, und daß daher, wenn jetzt nnr ver¬

hindert wird, daß die augenblickliche Noth nicht zu einer Capi¬

tals-Zerstörung durch Conenrse und Snbhastationen übergehe,

ehe die Bauten vollendet sind, der Regierung demnächst im

Lande selbst die Capitalien zu Gebote stehen werden.

An dem Gelingen der Anleihe unter geschickter und erfahre¬

ner Leitung ist nicht zu zweifeln. Da nach den Erläuterungen

zu Nr. 12 des Budjcts schon ein Fond von 500,000 Thlrn., nebst

den Uebcrschüsscu des Salz-Monopols in dem Etat von 18-13

für Eisenbahnzweckc ausgeworfen ist, so würden die Zinsen der

Anleihe während der Bauzeit dadurch zum Theil gedeckt sein, und

da unter Nr. 23 des Bndjets zur Ansammlung eines DeckuugS-

Fonds und zur Bestreitung der für Eisenbahn-Bauten zu überneh¬

menden Verbindlichkeiten noch 1,162,000 Thlr. ausgeworfen sind,

so wird von der dazu ausgesetzten Summe mir die Hälfte zur
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Zahlung der Zinsen gebraucht werden, mithin die zweite Hälfte

zur Disposition für mögliche ZinSanSsälle verbleiben, welche

zwar unzweifelhaft eintreten werden, wenn die Bauten den Pri¬

vaten überlassen bleiben, nicht aber, wenn die Regierung diese

übernimmt, um so weniger, da eS von ihr abhängt durch Aus¬

gabe von Casscn-Anweisnngen bedeutend an den Zinsen zu spa¬

ren. Dabei kommt noch in Betracht, daß bei Befolgung dieses

Planes die Staatskassen bedeutende Summen ersparen, zn wel¬

chen sie sich jetzt durch den Baareinschnß von Z dcö Bau-Ca¬

pitals, bei den mit ZinSgarantic ausgegebenen Concessionen ver¬

pflichtet haben, welches den Staats-FondS sehr bedeutend schwä¬

chen muß, wenn die Netto-Einnahme nicht viel bedeutender

sein sollte, als sie im Budjet nachgewiesen wird.

Einer der wichtigsten Punkte des ganzen Planes liegt in

der Vermehrung der Eassen-Anweisungen, wodurch die Verzin¬

sung um so viel leichter wird. Angenommen, der Umfang der

zn übernehmenden Bauten forderte in den ersten 5 Jahren ein

Capital von 35 Millionen Thlrn. (eine hohe Annahme), welche

mit 20 Millionen durch eine Anleihe in England zu 4 pro ocmt.

und 15 Millionen durch Ausfertigung neuer Eassen-Anweisun¬

gen gedeckt würden. Die Verzinsung der 20 Millionen würde

ä ä pro osnt. 800,000 betragen, da die 15 Millionen aber zins¬

frei hinzukommen, so würden die 35 Millionen nnr eine Ver¬

zinsung von 2ö pro osiit. fordern, während den Privat-Untcr-

nehmcrn wenigstens 4 pro cmut. garantirt werden müßten, wenn

die Bahn zn Stande kommen sollte.

ES geht hieraus hervor, welche pccnniairen Vortheile der
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Plan — alle? übrige abgerechnet — den Staats-Cassen ver¬

spricht. Eine wichtige Frage bleibt hier nach zu beantworten,

wie die Fonds zur Amortisation deS Capitals beschafft werden

sollen. Hier möchten wir, ans die Gefahr in Berlin für

einen finanziellen Freigeist verschrieen zn werden, fragen: ist

denn die Amortisation nöthig? und nnter welchen Verhältnissen

ist dicS der Fall, unter welchen nicht?

Wenn ein Land hoch verschuldet ist, d. h. die Zinsenlast so

groß wird, daß sie nur durch hohe und lästige Abgaben er¬

schwungen werden kann, wenn ferner in einem Staate die ganze

Finanz-Verwaltung in die Hände der Beamten gelegt ist und

keine andere Controlle besteht als die einer Verwaltung der

andern gegenüber, so muß das Volk wünschen, daß die Schul¬

den-Masse durch Tilgung vermindert werde. Zn einer Ver¬

mehrung der Steuern wird selbst in den absoluten Monarchien

nicht gern geschritten, weil in der Regel das Wohlwollen des

Herrschers sich dagegen sträubt und eS diesen auch sehr nupo-

pnlair macht; aber gegen die Möglichkeit nachthciligcr Opera¬

tionen schützt wenigstens eine gegen die StaatSglänbiger ein¬

gegangene Verpflichtung zur Amortisation. Den Beweis wird

man uns wohl erlassen!!

Wo dagegen die Schuldenlast und der zn zahlende Zins¬

fuß nicht sehr hoch ist, und wo eine Bürgschaft für eine zweck¬

mäßige und geregelte Verwaltung der Finanzen besteht, da

führt die Tilgung zn wesentlichen Nachtheileil, denn in gntcn

Zeiten wird die Unterbringung der abgezahlten Capitalien ihren

Inhabern schwer und verleitet diese leicht zn gewagten Geschäft
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ten, entführt das Geld dem Lande, der Regierung dagegen

entzieht es die Disposition über bedeutende Summen, welche

sie viel nützlicher und fruchtbringender im Lande verwenden kann

als indem sie damit Schulden abzahlt.

Nicht oft genug kann man den Satz wiederholen, daß in

den Abgaben keine Ealamität liegt, wohl aber in der schlechten

Verwendung. Ein reiches Land kann durch zu geringe Ab¬

gaben zu einem armen gemacht werden. Letzteres beweiset

Ungarn, eines der gesegnetsten Länder von Europa, und dabei

ein armes Land und aus keinen andern Gründen als den eben

angeführten.

Sehr nahe liegt es, daß durch die vereinigten Kräfte Vieler,

ohne Anstrengung etwas Großes geleistet werden könne, aber

es bedarf einer Bürgschaft der richtigen Verwendung und diese

kann nnr in der Controlle der Stände gefundeil werden.

Gegen die Nichtigkeit dieser Ansicht wird Wohl mit Grund

nichts zu erinnern sein, und wenn daher der Zeitpunkt gekom¬

men wäre, wo den Ständen deS Reichs die Einsicht und Con¬

trolle des Staatshaushaltes nicht länger vorenthalteil würde,

so würde jede Schuldentilgung, zu welcher man nicht durch das

gegebene Versprechen verpflichtet wäre, nachtheilig sein, wenig¬

stens so lange als das Geld noch besser zn verwenden ist, wo¬

zu es wahrlich an Gelegenheit nicht fehlt, wenn man die Be-

dürsnisse berücksichtiget. Inzwischen läßt es sich bei einer neu

aufzunehmenden Anleihe schwerlich vorher bestimmen, unter wel¬

chen Bedingungen diese contrahirt werden soll, da die Glänbi

ger dabei auch eine wichtige Stimme haben. Angenommen,
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so möchte freilich eine Rückzahlung rathsam erscheinen, wozu

dann aber der, jetzt zur Tilgung der 3? proccntigcn StaatS-

schuldschcine ausgesetzte Fond benutzt werdeil könnte, denn da

sich, wie gezeigt worden ist, der größte Theil dieser Papiere

scholl in den Händen der Krone, der verschiedenen königlichen

Easscn und der milden Stiftungen befindet, so ist nicht abzn-

sehen, wozu eine weitere Tilgung nützen sollte, besonders da

bei einer zweckmäßigen Leitung der Finanzen es nicht fehlen

kann, daß der Zinsfuß von 34 pro lüont bald wieder ein an¬

genehmer werden wird.

So weit unsere Einsicht reicht, würden wir es für das

zweckmäßigste halten, das Darlehn ans 3 proccntigc eiserne Rente

zu eröffnen, welche zu dem EvnrS von 80 bis 84 pro Eent

höchst wahrscheinlich anzubringen sein möchte. Es würde dann

die nominale Schuld, um nach dem ConrS von 84 pro Laut,

20,000,000 Thlr. zu erhalten, rund auf 23,809,000 Thlr. lau¬

ten. Die jährlichen Zinsen von dieser Snnune ü 3 pro Eent

betragen 714,270 Thlr., die von 20,000,000 Thlr», bei einer

Anleihe ü 4 pro Lent, 800,000 Thlr., inithin würde die Er-

sparnng der Regierung an den jährlichen Zinsen 85,730 Thlr.

betragen. Sollte dagegen die Rente nur zu 80 pro Eent an¬

zubringen sein, so würden, um 20 Millionen zu bekommen,

25 Millionen ausgegeben werden müssen, von denen die Zinsen

ü 3 pro Eont 750,000 Thlr. ausmachen, mithin würden noch

immer 50,000 Thlr. an den Zinsen gegen eine Anleihe von

20 Millionen zu 4 pro Evnt gespart werden.
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Folgende Gründe sprechen für eine Anleihe ans unkündbare

Rente: der erste ist, daß eö Zeiten geben kann, wo die Regie¬

rung ihre Verpflichtung zur Amortisation nicht zu erfüllen im

Stande ist und es dann ihrem Credit schadet, und vielleicht in

einem Augenblicke wo ihr Alleö daran liegen muß diesen zu er¬

halten. Solche Rücksichten haben England »nd Frankreich be¬

wogen ihre Anleihen in Stocks oder Renten zu eontrahiren.

Der andere ist: daß die Geldmänncr am liebsten und leichtesten

darauf eingehen, weil es ihnen die Aussicht zu einem höheren

Capitals-Gewinn öffnet und ein freieres Börsen-Spiel zuläßt.

Man könnte noch einen dritten hinzufügen, und zwar den, daß

die Regierung, nachdem sie die Staatsschuld erst vor Kurzen,

auf 34 pro Cent reducirt hat, es zu vermeiden suchen wird,

eine neue Anleihe zu 4 pro (Wut aufzunehmen.

Abgesehen von dem großen Ruhen, welchen die Ausführung

dcS mitgetheilten Plans für das Land haben würde, verspricht

er auch der Regierung im Vergleich zu dem einer Zinsen-Ga¬

rantie große peeuniaire Vortheile. Unter 4 pro (Wut Garantie

werden sich keine Unternehmer finden; die 35 Millionen aber,

wenn 20 Millionen in England angelichen und t5 Millionen

Cassenscheine angefertigt würden, selbst wenn die Renten zu

dem Cours von 80 pro Coni fortgegeben werden sollten, kosten

nur 750,000 Thlr. jährliche Zinsen, mithin 2ch pro Lwnt, die

doch wohl jedenfalls durch das Eisenbahn-Geld gedeckt werden;

sollte cS aber nicht der Fall sein, so erspart die Regierung

050,000 Thlr. an jährlichen Zuschuß. Die Zinsen von 35 Mil¬

lionen n 4 pro Ccnt betragen 1,400,000 Thaler, die der

1
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Anleihe kosten 7:59,999 Thaler, mithin ist die Differenz:

659,060 Thaler,

Dies Alles ist so klar, daß kein Finanzier »nd kein Staats¬

wirth nnd Niemand, der mit den Verhältnissen praetisch be¬

kannt ist, sich nicht für den Plan anssprechen sollte; aber, wird

man sagen oder denken, wir wollen keine Zustimmung der

Stände fordern. Fürchtet man eine abschlägliche Antwort?

Unmöglich! Die Stände wollen den Wohlstand des Landes,

aber nicht seinen Ruin, Nun fragen wir: ist die Zinsen-

Garantie nicht auch eine Schuld? oder glaubt man, daß es im

ganzen Lande Jemand gäbe, der dies nicht glaube? Wäre dies

denn überhaupt die erste Schuld, die man gemacht hat, seitdem

jene Zusichernng im Jahre 1829 ertheilt ist?

Alle diese Bedenken fallen mithin fort, nnd jedenfalls ist es

der Regierung würdiger, offen als verdeckt zu handeln nnd be¬

sonders bei der gegenwärtigen Veranlassung, wo ihr einziger

Bewcgungsgrnnd nur die Pflicht nnd die Sorge für die Wohl¬

fahrt deS Landes ist. Indem wir jetzt diese Besprechung schlie¬

ßen, um den weiteren Faden unserer finanziellen Untersuchun¬

gen fortzusetzen, verhehlen wir es uns nicht, wie sehr man bei

uns jede durchgreifende Maßregel scheut. Unsern Staatsmännern

glauben gewisse Ansichten festhalten zu müssen, und an Gegnern

wird eö überhaupt nicht fehlen.

Was dem Ganzen frommt, verletzt oft die Sonderinteressen

nnd diese haben bei dem bis jetzt verfolgten Wege ein freies

Feld gewonnen, welches sie ungern aufgeben möchten. Eö

ist mithin kaum zu bezweifeln, daß diese sich erheben werden,
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»m den Plan anzugreisen und die Verwaltung wieder irre

zu führen, im Trüben fischt es sich minier am besten;

dazu kommt, daß oft die große Masse derer, die mit den ge¬

machten Vorschlägen einverstanden sind, sich ruhig verhält, ihren

Beifall in sich verschluckt, und wenn die Sondcrinteressen sich

mit großem Geschrei erheben, cS zuweilen daö Ansehen gewinnt,

die öffentliche Meinung erhebe sich gegen die gemachten Vor¬

schläge.

Inzwischen die Interessen, die wir hier beVorworten, haben

schon in der Tageöpresse viele Vertreter gefunden, und wir

glauben daher, daß diese, besonders in einem so entscheidenden

Augenblicke, daö Gute, was sie in unsern Vorschlägen findet,

unterstützen werde; es nicht zu thun, heißt die Sache aufgeben,

oder sollte eS, wie Manche annehmen, der Tagespresse an

gediegenen Mitarbeitern für finanzielle Gegenstände fehlen?

In dem eben näher entwickelten Plane zur Beseitigung der

jetzigen Gelderisis und zur Wiederbelebung des Verkehrs und

Ausführung der noch projectirten Eisenbahnstrecken, erblicken wir

immer nur eine interimistische Maßregel, durch augenblickliche

Verhältnisse geboten, die aber keineswegcS die Regierung von

einer gründlichen Reform in dem mangelhaften Organismus

der Finanz-Verwaltung abhalten darf, und eben so wenig

manche, im Interesse deS Landes nöthige, Veränderung in

einigen Steuern vorzunehmen oder den Administrationö-Lurnö

zu beschränken.

Als zuächst erforderlich erscheint immer eine Vereinigung der

jetzt vom Finanz-Ministerio getrennten Zweige desselben, sobald die

7
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Umstände cs gestalten. Weniger wesentlich möchte die Verbind

dnng deö Schatz-Ministern mit dem Finanz-Ministerio sein.

Der Staatsschatz ist als die Reserve für Nothfälle zn betrach¬

ten, eö ist mit diesem keine eigentliche Verwaltung, die der

Prägung der Münzen ausgenommen, verbunden, und die Dis¬

position vom Monarchen sich speziell vorbehalten.

So nachtheilig cS auch ist, bedeutende baare Summen dem

Verkehr zn entziehen und diese zinslos niederzulegen, so bleibt

cö wenigstens bei der jetzigen Organisation unserer finanziellen

Zustände und Gelv-Jnstitnte, und da wir in der Finanz-Politik

noch nicht so weit wie England und Frankreich vorgeschritten

sind, ein nothwendiges Opfer, welches der Erhaltung der

äußeren Sicherheit deS Staats und der Möglichkeit einer schnel¬

len Entwickelung seiner Militärmacht gebracht wird.

In Hinsicht der Domainen und Forsten, so scheint es wün-

schcnSwerth diejenigen Domainen, die zur Deckung deö Kron-

Ndei-Comisseö bestimmt, anö welchem die Civilliste deS Königs

zn bestreiten ist, von den Staats-Domainen zu trennen und

diese dann durch das Hanö-Ministerinm, aber nicht collcgialisch

verwalten zu lassen;*) während die verbleibenden StaatS-Do-

*) ES unterliegt wohl keinem Bedenken, daß die Erträge der Do¬
mainen und Forsten sich mindestens 50 p> c>Lein höher benutzen lassen,
als cs gegenwärtig der Fall ist, und eben so wenig, daß eine auf Geld
normirte Einnahme sich mit dem Sinken des Werthes des Geldes und
dem steigenden Bedürfniß factisch vermindert. Mit der Verminderung des
Werthes des Geldes steigen aber wieder die Einnahmen ans Grund und
Boden; wenn daher die Civilliste ans letzteren fnndirt ist, so wird sie den
Chance» entgehen, welchen sie jetzt ausgesetzt ist.
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mainen, welche dann größteutheilö auS baaren Gefallen bestehen

würden (die ihrer Ablöölichkeit wegen, nicht füglich zu den

Kron-Domainen geschlagen werden konnten), nebst der Berg-

wcrkSpartie als eine Abtheilung deö Finanz-Ministern diesem

untergeordet bleiben müßten.

Was die Sportel-Erhebung in den Gerichtshöfen betrifft,

so würden diese jedenfalls anS so manchen, von vielen Sei¬

ten her, angeführten Gründen, nachdem die jetzige unglückliche

Sportcltarc mehr vereinfacht worden ist, dem Finanz-Ministcrio

zufallen müssen, und es steht zu erwarten, daß der neue

Justiz-Minister die von seinem Vorgänger getroffenen Ein¬

leitungen benutzen wird, um die Justiz von einer ihr lästigen

Verwaltung zu befreien und dem dringenden Verlangen deö

Publikums entgegen zu kommen.

Anö der PostVerwaltung ferner ein besonderes Ministerium

zu bilden, wird wohl in der Folge nicht als zweckmäßig erachtet

werden können. Inzwischen scheint die Zeit gekommen zu sein,

wo man den höheren Zweck der Post zu würdigen an¬

fängt, und wo man endlich aufhören wird den Verkehr

wie bisher z» beschützen. Wäre dieö der Fall und ver¬

zichtete man darauf, die Post als ein Regal zu betrachten,

welches Geld aufbringen soll, so müßte diese Partie der Ab¬

theilung für Handel und Gewerbe zugetheilt werden, welche

letztere man bis jetzt dem Finanz-Ministerio sehr unpassender

Weise und wahrscheinlich nur als Ersatz für die ihm entzogenen

Partien zugeordnet hat.

Ganz unerläßlich bleibt es aber die StaatSschulden-Verwal-

7*
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tnng und die Gcld-Institnte mir dem jetzigen sogenannten Finanz-

Ministerio, sobald die Umstände eö zulassen wollen, zn ver¬

einigen, bis dahin aber die beiden Minister, welche dieser Partei

vorstehen, zn veranlassen bei wichtigen Operationen sich über

diese zu verständigen und hülfreich zu unterstützen.

Wenn es irgend einen Zweig der Verwaltung giebt, irr

welchem eine gewisse Centralisation im Bedürfniß liegt, so ist

eö in dem der Finanzen, wir berufen nnS auf die früher an¬

gedeuteten Nachtheile, die ans Mangel an Ucbcrcinstimmnng in

deil Operationen entstanden sind und leider noch fortdauern.

So leicht eö geworden ist diese nachzuweisen, so schwierig

mochte eö werden, zn zeigen, wie viel Gnteö unterblieben ist,

weil die Leitung des Ganzen nicht in einer Hand ruhte. Un¬

streitig ist es, daß die Verwaltungen der einzelnen Partien

sehr zweckmäßig und selbst musterhaft geführt werden, dieö ist

im Allgemeinen nur dankbar anzuerkennen und doch lassen

die Gesammt-Resultate sehr viel zn wünschen übrig.

Der mitgetheilte Bericht der Staatsschulden-Verwaltung und

die Uebersicht des Staatshaushaltes beweisen dies vielfach, und

wer gewohnt ist tiefer in die Verhältnisse einzudringen und die

Zukunft ins Ange zu fassen, wird diesem beipflichten müssen.

Man könnte anführen, da diese Staatsschriften keine wirkliche

Uebersicht, weder deS Activ- und Passiv-Zustandes der Finan¬

zen, noch der wirklichen Einnahme geben, auch keine motivirten

Ausgaben mittheilen, so wäre ein solches Urtheil ein voreiliges.

Inzwischen die bedauerlichen Endresultate und die Facta, die

Wir angeführt haben, widerlegen diese Anführung und die Un-
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Vollständigkeit der Mittheilungen über den Staatshanshalt spre-

chen schon allein deutlich genug. ES wäre unrecht, wenn man

annehmen wollte, der Grund liege in einer Abneigung der Be¬

hörden, eine vollständigere Mittheilung z» machen; er liegt in

der Unmöglichkeit etwas zu geben, was man selbst nicht hat,

und der Grund davon wieder in dem Mangel des Znsammen¬

hanges der einzelnen Theile, in dem Mangel eines Systemes

und einer höheren allgemeinen Leitung.

Diese eben bezeichneten Mängel finden sich aber nicht allein

in der Finanz-Partie, sondern in dem gcsammten Kreise der

höheren Verwaltung, und in ihm liegt der Grund des Viel-

regierens, an welchem Preußen so krank ist, in ihm der Grund,

daß die Zahl der Ministerial-Behörden und Beamten immer

zunimmt »nd zn viel von den Kräften des Landes verzehrt.

Wo ein festes System, wo die Einheit der Leitung und das

Zusammenwirken fehlen, geht Alles auseinander und dann sind

im Detail die Nachtheile, die daraus entstehen, nicht zu verbessern.

Dieser Zustand datirt sich von dem Zeitpunkte her, wo der

Staats-Kanzler Hardenberg und der Premier-Minister Voß

durch den Tod dem Lande entrissen wurden, hat seitdem im¬

mer zugenommen, und wird auch fortdauern, bis man sich da¬

von überzeugt haben wird, dasi ohne eine» Premier-Minister

oder Staatö-Kanzler keine Einheit, keine Uebersicht in einer so

riesenhaften Verwaltung, wie die nnsrigc, möglich ist, und daß,

wenn man auch Tabellen, so groß wie der ganze preußische

Staat, anfertigen wollte, es doch an der Uebersicht fehlen würde.

Um ans die finanziellen Zustände zurückzukommen, so scheint
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eS außer den vorgeschlagenen interimistischen Maßregeln zur Er¬

haltung des Staats-Credits und Abwendung einer dem Lande

verderblichen Geld-CrisiS, so wie der Wiedervereinigung der

verschiedenen Finanz-Partien in ein Ganzes, vor Allem nothig,

alle Jahre ein vollständiges Budjet anzufertigen nnd dieses den

Ständen vorzulegen, um davon Kenntniß zu nehmen und es zu

begutachten,*)

Wir gehen von der Ueberzeugung aus, daß, gleichviel, ob

auö verfassungsmäßigen oder moralischen Gründen, die Ver¬

pflichtung bestehe, dem Volke eine vollständige Uebersicht der

Höhe der gezahlten Abgaben und ihrer Verwendung vorzulegen;

in Preußen ist dieS überdcm durch den früher allegincn 8. 5.

der Verordnung vom 17. Januar 1820 zugesichert. Inzwischen

kann eS nicht zweckmäßig erscheinen, dieS durch öffentliche Pu¬

blikation, wie jene Verordnung es will, zu thun. Geschieht

es, so ist nicht zu verhindern, daß sich die öffentliche Meinung

schriftlich und mündlich darüber auSsprechcn sollte, und je offe¬

ner die Mittheilungen sind, je mehr wahren und falschen Au¬

griffen setzt sich die Verwaltung auS. Dazu kömmt, daß der

Hauptuntzen einer solchen Maßregel nur erreicht werden kaun,

wenn die Verwaltung die Etats sehr sorgfältig zu prüfen ge¬

zwungen wird, ehe sie sie dem Monarchen vorlegt, um, wenn

die Stände demnächst begründete Mouita dagegen erheben

sollten, seine Gnade nicht zu verscherzen; der Monarch selbst

") Der Finanzministcr Flotttvcll ist cin so freisinniger und aufge¬

klärter Staatsmann, um von seiner Seite her einen Widerstand besorgen

zu lasse».
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gewinnt zugleich eine Controlle, die demselben jetzt wohl größ-

teutheilS fehlt, da cS ihm schlechterdings unmöglich ist, spe¬

ziell in die Details einzugehen und jede Gelegenheit fehlt, eine

andere Ansicht als die der eigenen Beamten zu bekommen.*)

Daß den Ständen aber die Controlle des Staatshaushal¬

tes, sollen sie irgend eine Bedeutung haben und aus einem hi¬

storischen Boden fußen, zugetheilt werden müsse, darüber kann

wohl kaum ein Bedenken obwalten, und eben so wenig darüber,

daß die Regierung dabei besonders bethciligt sei, die Stände re¬

gelmäßig mit wichtigen, materiellen Gegenständen zu beschästi-

tigen, und ihnen die Gelegenheit zu verschaffen, dem Staate

und ihren Commiltenten nützlich zu werden. Inzwischen setzt

die Ausführung allgemeine Stände voraus, welche auch schon

durch die Ausschüsse in Aussicht gestellt worden sind. Ganz

entschieden würde es am zweckmäßigsten sein, wie wir dies schon

an einem andern Ort nachgewiesen haben, diese nach Beendi¬

gung der Landtage zusammen zu berufen, um sie theils gut¬

achtlich über die Anträge der einzelnen Provinzen zu vernehmen,

andern Theils aber ihnen deir Staatshaushalt zur Begutachtung

vorzulegen. So zweckmäßig dies im Allgemeinen ist, so ganz

*) Ob unsere Stünde übrigens schon dazu vorgebildet sind, eine solche
Controlle zu sichren, dagegen möchte» wir bescheidene Zweifel hegen. Alle
Landtage haben bis jetzt bewiesen, wie wenig Interesse sie diesem Gegen¬
stände zollen, und doch greift Nichts so tief in die materiellen Verhält¬
nisse des Volks ein, als die Finanzen. Freilich die Phantasie, die eine
so große Rolle spielt, findet das Studium der Finanzen etwas langweilig,
und überhaupt möchten wir unseren Mitstäuden rathen, sich dem Mate¬
riellen mehr zuzuwenden, als bisher geschehen ist. Das Feld ist groß!
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besonders wichtig würde eine solche Zusammcnbcrufung nach

dem nächsten Landtage sein, lim den jetzt bestehenden Verhält

nisten ein Ende zn machen, durch welche die Regierung sich

selbst die Hände gebunden hat, Darlehne aufzunehmen, eine

Befngniß, die jedem diSposilionSfähigen Privatmanne zusteht.

Wenn wir nun am Schlüsse dieser Besprechung über die

preußischen Finanzen einen Blick aus diese werfen, so ergiebt

sich im Allgemeinen ein sehr zufriedenstellender Stand der¬

selben, aber nicht herbeigeführt durch die Tilgung der Schulden,

sondern durch die Zunahme dcS National-Reichthums, augen¬

blicklich bedroht durch eine künstlich herbeigeführte GelderisiS,

die leicht mit Schwächung und Vernichtung deö allgemeinen

Wohlstandes enden kann. Im Besonderen dagegen, daß

durch unzweckmäßige Operationen der Staatscredit und der der

Grundbesitzer in Gefahr stehen und einer schnellen Aufhülfe

bedürfen.

Im Allgemeinen wieder, daß die Regierung unstreitig

in so mancher Beziehung sehr viel gethan, um den Wohlstand

zu heben, und diesem Zwecke große pecnniaire Opfer gebracht

hat, namentlich zum Bau von Knnststraßcn n. s. w. Daß da¬

gegen wieder so Manches unterlassen ist, was längst hätte ge¬

schehen müssen, dahin rechnen wir die Nicht-Anfertigung eines

vollständigen Bndjets, die Beibehaltung mancher Steuern, welche

sich als dem Verkehr hemmend, der Moralität verderblich be¬

weisen, und endlich die geringe Aufmerksamkeit, die dem regel¬

mäßigen Umlauf deS Geldes bewiesen wird.

Das Geld ist dem Gesammt-Verkehr, was daS Blut dem
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laufeö derselben znm Leben. Kein großartiger Verkehr ist denk¬

bar, wenn die Mittel, ihn zn beleben, fehlen; daher hätte längst

für Privat-Banken im Lande gesorgt werden sollen. Die könig¬

lichen Banken, deren Verdienste wir nicht verkleinern wollen,

sind durch ihr Verhältniß znm Staate außer Stande, allen

Anforderungen zu genügen, und oft gezwungen, in demselben

Augenblick ihre Geschäfte zu beschränken, wo da? Publikum ih¬

rer Hülfe am wesentlichsten bedarf. Bank-Associationen haben

den doppelten Nutzen, daß sie die überflüssigen Capitalien auf¬

nehmen, den Handel in den glücklichen Zeiten beleben und bei

bedenklichen Crisen den Credit erhalten.

So lange die Regierung nicht die Errichtung von Privat-

Bank-Associativnen gestattet, werden der Handel und die Indu¬

strie nie einen bedeutenden Flor erreichen können, denn beide bedür¬

fen jederzeit eines gesicherten Credits und eines festen Zinsfußes,

wenn sie ihre Geschäfte in einer gewissen Ausdehnung mit Si¬

cherheit betreiben sollen. Die Erfahrung, namentlich von Eng¬

land, bestätigt diese Behauptung, allein sie wird am sprechend¬

sten dadurch bekräftigt, weun man den Satz anerkennt, daß der

Wohlstand deS Landes, der doch nnr die Folge eines regen

lohnenden Verkehrs ist, die beste Unterlage für die Finanzen der

Regierung sei. Daher überzeuge man sich endlich von der Wahr¬

heit, daß nicht durch etwanige Schuldentilgung, sondern durch

den wachsenden Reichthum der Nation die Finanzen sich ver¬

bessern. Von jedem Erwerb des Ackerbaues, deS Handels und

der Fabriken bekommt der Staat seinen Antheil, daher suche



106

man diese auch durch dic Leichtigkeit des Credit»? zu fördern,
die allgemein günstigen Folgen werden nicht ausbleiben und dic
speziellen für die Regierung bestehen darin, daß ihre Einnahme
zunimmt. Die pommersche ritterschaftliche Bank liefert den Be¬
weib dafür, denn seit ihrem Entstehen ist der Ertrag der indi-
recten Steuern um nahe an 1Z Millionen gestiegen, und dic

dort ebenfalls bestehende königliche Bank treibt auf demselben
Platze ihre Geschäfte, die, sind wir gut unterrichtet, nicht ab¬
sondern bedeutend zugenommen haben.

B. C.



Bericht

der

Haupt-Verwaltung der Staats-Schulden über ihre Geschäfts¬

führung seit dem 1. Januar 1833 bis Ende December 1842.

Die Haupt-Verwaltung der Staats-Schulden hat über ihre

Wirksamkeit vom 1. Januar 1833 bis Ende Dezember 1842 nach¬

stehenden GeschäftS-Bcricht unterm 9. November o. an Se. Maje¬

stät den König erstarret, und Allcrhöchstdieselbcn haben mittelst Ka-

binetö-Ordre vom 15. Dezember d. I. zu erlauben geruht, daß ich

solchen, wie dies in Bezug ans die Geschäftsführung vom Jahre

1829 bis incl. 1832 geschehe» ist, ebenfalls zur öffentlichen Kennt¬

niß bringen darf.

Berlin, den 39. Dezember 1843.

Der Geheime Staats-Ministcr »nd Präsident der Haupt-Verwaltung

der Staats-Schnldcn.

Rother.

Mit dem Jahre 1842 ging der dritte der im Artikel V. der

'Allerhöchsten Verordnung vom 17. Januar 1829 festgesetzten Zeit-

Abschnitte zu Ende, mit deren Ablaufe jedesmal eine neue Feststellung

des Bedarfs der Staats-Schulden-Verwaltung für die beginnende

neue Periode, nach Maßgabe der fortgeschrittene» Kapitals-Tilgnng,

erfolgen soll.

<5w. Königlichen Majestät verfehlen wir nicht, bei diesem -An¬

lasse von unserem Verfahren in der weiteren Ausführung der uns

durch jene gesetzliche Bestimmung zur Norm gegebenen Vorschriften

die pflichtschuldige Rechenschaft abzulegen.

Wir erlauben nnS, unseren allernnterthänigsten Vortrug an

den ehrfurchtsvollen Bericht anzuschließen, in welchem wir unterm
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1, Juni 1833 die Gesammt-Resultate unserer Verwaltung während

des vorhergegangenen Zeit-Abschnitts darzustellen versucht haben.

Was zuerst

den Bestand der Staatsschuld und zwar der verzinslichen beim

Beginn des jetzt abgelaufenen Tilgungs-Dezenniums anbelangt;

so waren damals von den in Gcmäsiheit des Finanz-Gesetzes vom

27. Oktober 1810 zur Konsolidirung und Vcrbriefuug durch Staats-

schuldschcine bestimmten älteren Schulden-Gattungen nur noch ein¬

zelne Reste im Gesammtbetragc von

551,550 Rthlr.

durch StaatSschuldscheiuc zu verbrieft»,*) Es sind diese unter den

im Verzinsungs- und Tilgungs-Etat der Staatsschuld pro 1833

sub I. k, litt, <1, aufgeführten 114,970,625 Rrhlr. begriffen.

Um nicht die in so vielen Beziehungen erwünschte Beendigung

deS Konsolidirungs-Geschäfts und den Schluß des Ausfertiguugs-

Bürcau's bei der Kontrole der Staatspapiere ins Ungewisse hin¬

aus zu verschieben, erschien es uns zweckmäßig, jene Vcrbriefungen

sofort auszufertigen und sie auf das bei unserem Deposital-FondS

angelegte, für liquide und nur wegen Legitimations-Mängel nicht

definitiv zu erledigende Gegenstände bestimmte, Konto des Reserve-

Fonds der allgemeinen Staatsschuld zu überweisen; bei welchem sie

nun bis dahin, wo die Eigenthümer sich zum Empfange gehörig

legitimircw, für deren Rechnung verwaltet werden.

Wir konnten nunmehr die beim Schlüsse des Jahres 1832 noch

offenen beiden letzten Umschrcibungs-Rechnungen der Kontrole der

Staatspapicrc — die 20stc und die 21ste — und zwar die letztere

als Schluß-Rechnung des ganzen KousolidirungS-Wcrkcs definitiv

abschließen,**) und nachdem auch diese beiden Rechnungen von

der Ober-Rechnuugskammcr ohne alle 'Ausstellungen für richtig

erklärt worden waren, sahen wir uns endlich im Stande, das

RechuuugSleguugs-Büreau, welches für dieses mir dem laufenden

Geschäft der Kontrole der Staatspapiere nicht vereinbare Rechnungs¬

wesen errichtet war, aufzuheben. Wir haben jedoch das uns ge¬

steckte Ziel der Konsolidirung der einzelnen Staatsschuld-Positionen,

zum Zwecke der Vereinfachung der Verwaltung, so weit es nur

") Man vergleiche S. 14 des gedruckte» Berichts vom l, Juni 1833,
Vergleiche S. 26 des Berichts vom 1. Juni 1833,
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immer zulässig war, auch ferner verfolgt. Zwei Schulde»-Titel

waren es vornehmlich, welche noch die Verwaltung erschwerten,

nämlich i die Obligationen der ehemaligen knrmärkischeu Land¬

schaft und die auf Ew. Königlichen Majestät Domainen haftenden

Pfandbriefe.

Die knrmärkischen landschaftlichen Obligationen lautete» näm¬

lich auf die Namen der Darleiher, zum grössten Theil auf Gold

und ältere schwerere Währungsmittel; ihre Zinsen konnten wegen

Ungleichheit der Beträge und wegen der häufig vorkommenden

Kapital-Abzweigungen nicht durch Coupons verbrieft werden; und

Uebergänge aus einer Hand in die andere machten oft sehr weit¬

läufige Legitimations - Verhandlungen nothwendig. Die Domaincn-

Pfandbriefc aber traten jeder, auch der geringfügigsten Disposition

über die Substanz der Domainen, besonders bei der Regulirung

der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse, bei Gefälle-Ab¬

lösungen ,c. hindernd entgegen, indem dadurch neue kostbare Tar-

Aufnahmen erforderlich wurden. Von einem großen Theile der¬

selbe» mußte auch außer den Zinsen zu Vier Prozent noch ein

sogenannter Quittungsgroschen von biö Prozent des Kapitals

jährlich zur Landschafts-Kasse entrichtet werden.

Beide Gattungen von Schuld-Verschrcibnngen haben wir, zur

Beseitigung dieser Uebelstände, unter Allerhöchster Zustimmung und

zwar die erstere, welche in Rthl. Sgr.Pf.
1,040,688 6 ll

bestand und durch Zurechnung eines Agio's von

den in höheren Valuten dargeliehenen Beträ¬

gen um 129,959 13 6

1,170,647 25 5auf ihren vollen Nennwerts'

ergänzt werden mußte, im Jahre 1836, die letz¬

tere mit ihrem Rückstände unter der allgemeinen

und unter den provinziellen . 12l,790

Staatsschuld 821,165 Rthlr.

121,790 „

942,955

im Jahre 1842 zusammen mit

gekündigt, eingezogen und durch Staatö-Schuld-

scheine über

neu verbrieft, mit

aber beim Depositum des Reserve-Fonds der all-

2,113,550
30

2,113,602 25 5
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grimmen Staatsschuld verrechnet und auf solche

Weise außerordentlich getilgt. Einen in Staats-

Schuldschein-Apoints nicht darstellbaren Ileber-

schnsi mußten wir dem Reserve-Quantum der

provinziellen Staatsschuld mit 22 25 5

zuschlagen.

Durch den-Agio-Zuschlag bei den kurmärkischen landschaftlichen

Obligationen im Betrage von Rthlr. SgwPf.
l 29,959 18 6

hat das nach unserem alleruuterthänigsten Be¬

richt vom 1 Juli 1833 aus gleicher Veran¬

lassung bereits ans 296,693,211 19 —

erhöhcte Gesammt - Kapital der verzinslichen

Staatsschuld*) eine neue Berichtigung in seiner

nominellen Höhe erfahren, indem dasselbe da¬

durch aus 296,733,179 28 6

festgestellt worden ist.

Auch von den Verschreibungeu der kurmarkischen Stände über

ihre Kriegsschulden aus den Jahren 1897 -1898 lautete ein Theil

auf Gold.

Wir haben dieselbe» aber durchgängig dadurch aus Silbergeld

reduzirt, daß wir den Inhabern das Agio aus dem besonderen,

der Provinz und der Staatsschnlden-Tilgungskasse gemeinschaftlich

zugehörige» Fonds für die Abwickelung der nicht durch Obligatio¬

nen verbrieften Forderungen an die Kurmark herauszahlen ließen.

Demnach werden unsere Rechnungen jetzt nur noch in Silberwäh-

rnng geführt.

Von der nunmehr auf 296,733,179 Rthlr. 28 Sgr. 6 Pf. er¬

gänzten Summe der verzinslichen Staatsschuld waren in den ersten

beiden Tilgungs-Perioden bis zu Ende deS Jahres 1832

43,771,787 Rthlr. 29 Sgr. 6 Pf. durch die Mittel des gesetzlichen

Tilgungs-Fonds und

161,949 „ — — „ auf außerordentlichem Wege ab¬

getragen,

49,999 „ — „ — „ aber als eine Rente auf den

General - Staatskassen - Etat

*) Vergleiche S. 23 deS Berichts vom 1. Juni 1833.
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übernommen, also im Ganzen
42,976,727 Rthlr. 29 Sgr. 6 Ps. abgegangen und hiernach

am 1. Jannar 1833, an Rthlr. Sgr.Pf.
Llnleihen im Auslande 25,277,144 19 3
Knrmärkischenlandschaftlichen Obligationen, mit

Einschluß ihrer Agio-Erhöhung .... 1,397,143 17 11
Kurmärkischen Kriegsschulden 2,785,979 -
Nenmärkischen Kriegsschulden 515,118
Staats-Schnldscheinen 114,979,925 — —
Domainen-Pfandbriefcn 1,977,725 .
Provinziellen Staatsschulden 17,822,716 21 19

zusammen . . 163,756,442^29"^
zn verzin se n (einschließlich einer Rente von 22,588 Rthlr. 28 Sgr.
6 Pf.^), mit welcher die Staatsschnlden-Tilgnngskasse die ehemals
accisepslichtigen Städte der Kur- und Neumark bei ihren Kriegs¬
schulden-Beiträgen vertreten muß) aus der Rthlr. Sgr.Ps.
Staatsschulden-Tilgnngskasse init 5,873,112 29 -
und ans den RegicrnngS-Hanpikassen mit . . 552,416 6 6

6,425,529 5 6
und zn tilge» mit 2,739,989 13 5

Dazu traten die Kosten der unverzinslichen
Staatsschuld, Ertraordinaria, BerwaltungS-
kosten?c 152,969 28 19
so daß der ganze Bedarf unserer Berwalrnng mit 9,318,488 17 9
jährlich zn dotiren war.

Diese rtatömäsiige Dotation wurde, wenn sie die ganze jetzt
abgelaufene Periode hindurch unverändert hätte gewährt werden
müssen, einen Gesammt-Auswand von 93,184,685 Rthlr. 27 Sgr.
6 Ps. erfordert haben. Cs sind aber theils durch gänzliche Besei¬
tigung einiger Schulden-Titel, wie: der Anleihe in Frankfnrt a. M.
vom Jahre 1817, der in London vom Jahre 1818, der knrmärk-
schen landschaftlichenObligationen und der Domainen-Pfandbriefe,
theils durch die außerordentliche Abtragung einzelner Kapitalien,
theils durch ZinS-Rednktion, nämlich der knr- und neumärkschen
Kriegöschuld-Berschreibnngcn, der Domainen-Pfandbriefe und der

Vergleiche S. 23 des Berichts vom 1. Juni 1833.
*") Vergleiche S. 31 des Berichts vom 1. Juni 1833.



112

provinziellen Staatsschulden, theils auch durch andere Berichtigun¬

gen, Ermäßigungen in den Etats der Staatsschuldeu-Tilgungs-

Kasse herbeigeführt toorden, welche überhaupt 5,631,627 Rthlr.

1 Sgr. 7 Pf. betragen. Der etatsmäßige Gesammt-Vedarf der

Staatsschulden-Verwaltung während des Dezenniuins 18HZ hat

sich dadurch bis aus 87,553,843 Rthlr. 25 Sgr. 11 Pf. vermin¬

dert. Zur Bestreitung desselben wurden uns gewährt! aus den
Rthlr. Sgr.Pf.

Domainen-Revenüen 57,695,666 21 2

Dvmainen Veräußernngs-Ablösungs- :c. Geldern 14,792,1)72 9 1

Salz-Dcbits-Ucberschüssen 6,174,461 18 11

Regierungs-Hauptkassen-Beiträge zur Tilgung

der provinziellen Staats-Schnldcn .... 4,694,396 4 7

Es kamen ferner ans:

an Ertraordinarien -—größtentheils indessen nur

durchlaufende Posten — 274,566 12 5

Die Regiernngs-Hauptkassen leisteten an Zinsen

von den provinziellen Staats-Schnlden . . 4,636,956 — 9

An Rechnungs-Bestand war am Schlüsse des

Jahres 1832 verblieben 719,92 1 24 3

Dies gab eine Einnahme von 88,297,375 1 2

Es wurden davon zu folgende»

Ausg a b e n
verwendet! zur

Zinse nzahlung . . . 58,676,298. 4. 11.
und

Kapitals-Tilgnng . . 26,877,772. 12. 16.

zu Renten, zu Kosten der

unverzinslichen Staats-

Schuld, an Resten auS

früheren Jahren, Verwal-

tnngs-Kosten und Ertra¬
ordinarien 2,253 ,136. 1. 5.

im Ganzen.. . 87,861,266 19 2

und es verblieb ein Bestand von 496,174 12 — 7

welcher zur Deckung von ihm gegenüber stehen-

geblitbenen AuSgabc-Rückständen 467,662 13 9

mehr als ausreichend sein wird.
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Der Einnahme-Rückstände huben wir nicht zu erwähnen, da

diese an die General-Staatskasse abgeführt werden, nachdem uns

von derselben die etatsmäßige Kompetenz, einer Uebereinknnft zu¬

folge, vollständig gewährt worden ist. Ausgenommen hiervon ist
jedoch ein Rückstand an Doinainen-Veräußerungs-Geldern von

285,528 Rthlr. 26 Sgr. 5 Pf. Kapital

» nd 5,543 „ 26 „ 5 „ Zinsen,

zusammen . . 291,672Rthlr. 16Sgr.16Pf., ivelcher

einen Theil der lausenden Einnahme für das Jahr 1843 aus¬

machen wird.

Nücksichtlich der Einnahmen haben wir hierbei zu bemerken,

daß die anfDomainen- und Forst-Veräußerungs- und Ablösungs-

gelder geschehenen Einzahlungen den Acquirenten und Reluenten,

nach dem Artikel VII. der Verordnung vom 17. Januar 1826, bei

Berichtigung des Besitztitels über ihre Erwerbungen nur dann als

gültige Leistungen angerechnet werden sollen, wenn die von den

Regierungs-Hauptkassen darüber ausgestellten Quittungen mit un¬

serer Beglaubigung versehen sind. Die Brutto-Einnahme an Er¬

lös aus der Substanz der Domainen betrug während deS letzten

Tilgungs-DezenninmS 14,973,579 Rthlr. 2 Sgr. 7 Pf.

Es haben davon aber, theils

wegen rückgängig gewordener

Veräußerungen, theils wegen

Ueberzahlungen rc 181,566 „ 23 „ 6 „

zurückerstattet werden müssen.

Ueber die demnach verbliebene reine Einnahme von 14,792,672

Rthlr. 9 Sgr. 1 Pf. sind die Quittungen, bis auf einen unbe¬

deutenden noch in der Bearbeitung begriffenen Rückstand, mit der

gesetzlichen Legalisation versehen worden, und ist dadurch jener

Allerhöchsten Bestimmung genügt.

Die Tilgungs-Fonds besaßen, außer den oben erwähnten

26,877,772 Rthlr. 12 Sgr. 16 Ps.

die auS dem Jahre 1832 über¬

tragenen Bestände von. . . . 5,916 „ 5 „ 2 „

»nd also überhaupt eine Summe

von 26,883,682 Rthlr. 18 Sgr. — Pf.

Nach den einzelnen Tilgungs-Rechnungen sind hiervon^8
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Rthlr. Sgr.Pf.

26 762 945 26 1 zur Erwerbung von Kapital-Dokumenten über

28,278,464 Rthlr. 29 Sgr. 10 Pf. verwendet,

35,297 24 8 waren für daran haftende Stück-Zinsen zu

bezahlen,

1,482 12 6 gingen durch Deckung der bei einigen Til-

gungs-Rechnungen am Jahres-Schlusse 1832

entstandene» Vorschüsse auf, und

83,956 14 9 blieben, weil sie erst nach dem Nechnungs-

Schlussc disponibel wurden (was größten-

theils bei den provinziellen Staats-Schulden

der Fall war) im Bestände und gehen dem

nächsten Jahre zu Gute.

Hinsichtlich der erworbenen Kapital-Dokumente erlauben wir

uns, Folgendes zur Erläuterung ehrfurchtsvoll hinzuzufügen.

Der mit dem Handlungshause N, M. von Rothschild zu Lon¬

don am 25. Februar 1830 geschlossene Anleihe-Vertrag bestimmt,

daß in dem Zeitraum vom 1. Oktober 1836 bis dahin 1845 eine

Einlösung von Obligationen aus dieser Anleihe nur in dem Falle

geschehen dürfe, wenn diese Dokumente zu oder unter Pari zu er¬

langen sind, und dafi im entgegengesetzten Falle die Mittel des

Tilgungs-Fonds bis zum Ablaufe dieses Zeitraums asservirt wer¬

den sollen. Frühere mit Hülse unseres Betriebs-Fonds bewirkte

Ankäufe gewährte» unS anfänglich die Mittel, mit der Tilgung

dieser Schuld fortzufahren, ohne jene Bedingungen zu verletze»;

allein vom Jahre 1840 ab war dies nicht mehr möglich, lim je¬

doch die dadurch anwachsenden Bestände des Tilgnngs-Fonds nicht

unbenutzt liegen zu lassen, fanden wir cS zweckmäsiig, dieselben

einstweilen zum Ankaufe von Effekten verschiedener Gattungen zu

benutzen, welche beim Einteilte der Kündigungs-Befugnis» wieder

versilbert und mit ihrem baaren Betrage znr Tilgung verwendet

werden können. In Folge dessen besaß der Tilgungs-FondS beim

Schlüsse des Jahres 1842 einen Effekten-Vorrath von 993,225

Rthlr., welcher in der obigen Summe der eingezogenen Kapitalien

zwar mit enthalten ist, für jetzt aber vom Staats-Schulden-Etat

noch nicht abgesetzt werden darf, weil eine wirkliche Tilgung dessel¬

ben noch keincswegcs erfolgt ist.

Unter der Gesammt-Acguisition der Tilgungs-Fonds sind ferner
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Dokumenten dieser letzteren Art sind (außer 090,012 Rthlr. 2 Sgr.

7 Ps, welche für die Beiträge der Stadt Danzig und ihres Ge¬

biets gegen baare 302,107 Rrhlr. 6 Sgr. 0 Pf. eingezogen worden)

als Antheil des Staats 2,051,154 Rthlr. 15 Sgr. 2 Pf. für baar

1,150,000 Rthlr. eingelöst worden.

Da diese Obligationen, nachdem ihr Nennwerts) durch die Ver¬

ordnung dem 24. April 1824 auf ein Drittel rcduzirt worden,

einen neuen jährlich um 1j pCt. steigenden Nennwerth erhalten

haben, mit einem diesem wachsenden Verhältnisse entsprechenden

feste» Betrage in den Staatsschuld-Etat nicht haben ansgenommen

werden tonnen, sondern in demselben nur durch ein zu ihrer end¬

liche» Beseitigung für muthmaßlich hinreichend arbitrirtes Aversnm

«on 2,300,000 Rthlr. vertreten werden, so können auch die ein¬

gelöste» Obligationen weder mit ihrem ursprünglichen, noch mit

ihrem neuen steigenden Nominal-Betrage vom Etat abgesetzt wer¬

den, und darf die Ermäßigung der Staatsschuld für diesen Theil

sich nur auf die von dein erwähnten Aversnm als Tilgungs-Pro-

zent ausgebrachten 23,000 Rrhlr. jährlich, mithin für die ganze

Periode ans 230,000 Rthlr. beschränken.

Unter diesen besonderen Umständen ist das Staatsschuld-Kapi¬

tal — nach Hinzurechnung von außerordentlich getilgten Domainen-

Pfandbriefen 31,270 Rthlr. — für jetzt nur um eine Summe von

Rthlr. Sgr. Pf.

24,895,355 14 8
und mit Zurechnung der in den vorher¬

gegangenen beiden Tilgnngs-Perioden

schon abgetragenen 42,970,727 29 0*)

überhaupt um . . 07,872,083 14 2

vermindert, so daß von der Tvtalsnmme

der zinslichen auf 200,733,170 28 0

ergänzten Kapitalschuld noch .... 138,801,087 14 4

etatsmäfiig verbleiben.

Erscheint hiernach die Wirksamkeit der Tilgnngs-Fonds wäh¬

rend des abgelaufenen Dezenniums weniger bedeutend, als in der

vorhergehenden Periode, so bedarf dies wohl keiner besonderen

") Vergleiche S. 23 des Berichts vom I.Juni 1833.
8*
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Rechtfertigung. Dieselbe liegt zum Theil in der durch die Zins-

Reduktion auch für die Tilguugs-Fonds entstandenen Zinscnver-

minderung und in dein Wegsalle der Tilgungs-Kontingente meh¬

rerer gänzlich beseitigter Schulden-Titel, hauptsächlich aber in dem

Steigen aller Effekten-Course, besonders der Staats-Schuldscheiue.

Im Jahre 1821 auf 66f pCt. herabgegangen, konnte dieses Papier

viele Jahre hindurch sich nicht auf 90 pCt. behaupten — es ging

vielmehr am 19. Dezember 1839 sogar wieder auf 82 pCt. zurück.

Aber schon im Dezember 1834 erreichte dasselbe sein Pari und

ging von da ab in regelmäßiger Steigerung bis zu 195 pCt.

(Ende Februar 1842); selbst nachdem dessen Herabsetzung aus 3)

pCt. Zinsen ausgesprochen und durchgeführt war, blieb sein Stand

noch nahe an 194 pCt.

Schon im Jahre 1835 waren wir daher genöthigt, die zum

Tilgungs-Fonds einzuziehende» Staats-Schuldscheiue durch AuS-

loosung zu bestimmen und durch baare Auszahlung ihres vollen

Nenuwerthes einzulösen.

Verglichen mit dem zur Erwerbung der getilgten Kapitalien

erforderlich gewesenen Aufwande zeigt sich jedoch, daß die Tilgung

im Durchschnitt immer noch unter dem Nominalwerthe hat ge¬

schehen können. Denn wenn einerseits die zum Ankaufe Danziger

Obligationen verwendeten 1,159,999 Rthlr. von der Ausgabe des

Tilgungs-Fonds — wie andererseits die außerordentlich eingelösten

31,279 Rthl. und die Dotations-Quote der Danziger Schuld mit

239,999 Rthlr. von dem als getilgt veranschlagten Kapitale abge¬

setzt und dem letzteren dagegen die Aktiva des Tilgungs-Fonds der

englischen Anleihe mit 993,225 Rthlr. zugestoßen werden, so sind

25,627,319 Rthlr. 14Sgr. 8 Pf. Kapital durch 25,612,945 Rthlr.

26 Sgr. 1 Pf. erworben worden, wobei nicht außer Acht bleiben

darf, daß unter den Ankaufspreisen auch die Mäkler-Courtage,

Agio von Gold und anderen schwereren Währungsmiiteln, so wie

die Uebcrmachungs-Kosten und alle sonst noch vorkommende Spe¬

sen, mitbcgriffen sind.

Der Allerhöchsten Bestimmung vom 25. Juli 1822 zufolge,

sollen die vermöge der Mittel der Tilgungs-Fonds eingelösten Staats¬

schuld-Dokumente jedes Jahr nach dem Schlüsse der Rechnungen

bei dem Kammergerichte verwahrlich niedergelegt und nach der

Allerhöchsten Kabinetsordre vom 19. November 1823 die in solcher



N7

Weise dort anfgesaminelten Deposita von fünf zu fünf Jahren,
von der zur Vernichtungder hinzu bestimmten Staats-Papiere
angeordneten Jmmediat-Kommisston,im Beisein einer Deputation
des Kammcrgcrichts, des hiesigen Magistrats und einer solchen aus
unserer Milte, durch Feuer;oeruichtet werden,

Rthlr. Sgr.Pf.
llntcr den in der Periode 1820—32.mir 42,976,727 29 6

1833—42 mit 24,895,335 14 8
vom Etat abgegangenen 67,872,083 14 2
sind einerseits mit aufgerechnet!

a. Königsberger Provinzial - Kriegsschulden-
Obligationen 419,216. 4. 11.

I). Danziger Freistaats -
Quote 483,000. —. —.

Da die eingelösten Doku¬
mente dieser Schnld-Katego-
rieeu von den Magistraten
der beiden Städte vernichtet
worden, so sind dieselben
hier abzusetzen.

o. Die ans außerordent¬
lichem Wege abgetragenen 233,210. —. —.

deren Vernichtungauf die
sonst gewöhnlicheWeise er¬
folgt.

ä. Von den Gläubigern
zur Rcalistrnng noch nicht
präsentirte Obligationen. . 100,363. 21. 5.

Es gingen demnach ab 1,235,789 26 4
und verblieben als zu deponircnde Summe . . 66,636,293 17 10

Andererseits haben dagegen auch Dokumente
niedergelegt werden müssen, welche nicht von der
Staatsschuld nach dem Etat vom 17. Januar
1820 abgegangen waren.

So!
die schon in den Jahren 1618 und 1819 getilg¬
ten Staats-Schuldscheine 3,071,495 Rthlr.

die von der Kurmark . . . 1,747,367 „
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die von dcr Neumark . . . 493,133 Rthlr.

von ihren Kriegsschulden

abgetragenen Antheile, und

außerdem holländische Obli¬

gationen aus der Anleihe

vom Jahre 1899, welche ge¬

gen Domaincn - Pfandbriefe

eingetauscht worden rc, . . 791,9 99 „ Rthlr. Sgr.Pf.

zusammen , 6,912,995 —

Depvnirt wurden also 72,649,288 17 19

Davon wurden durch Feuer

vernichtet 58,228,393. 2. 7.

zu den Akten genommen -
ein die Stelle einer Obli¬

gation vertretendes Morti-

sikations-Erkemituiß über . 429. —. —.

58,22 8,723 2 7

und im Depositor»»!! des Kammergericht' be¬

finden sich noch , 14,429,565 15 3

Da mit dem Beginn jedes neuen Tilgungs-Dezcnniums von

den bis dahin getilgten Kapitalien den Tilgungs-Fonds'die Zinsen

nicht weiter zuwachsen, sondern gänzlich wegfallen sollen, so erlei¬

det dcr Bedarf der Staatsschiilden-Tilgilngskassc vom 1. Januar

1843 ab eine neue Ermäßigung. Diese stellt sich um so beträcht¬

licher heraus, als dazu, außer den bereits erwälmtcn Umschreibun¬

gen und Zinsen-Reduktionen der kurmärkschcn landschaftlichen Obli¬

gationen, der Domaineu-Pfandbriefe und einiger Klassen provin¬

zieller Staats-Schulden, auch die im Jähre 1839 bewirkte Redu-

zirung der kur- und ncumärkschen Provinzial-Kriegsschulden und

deren Umschreibung in neue, zu 3^ Prozent verzinsliche Schuld-

Verschreibungeu mitgewirkt und als Ew. Königl. Majestät am

27. März 1842 noch die Konvertirung der gesainmteu konsolidirteu

Staats-Schuld — der Staats-Schuldscheine — im Gesammt-

Betrage von 98,982,999 Rthlr. ebenfalls auf 3z pCt. Zinsen zu

genehmigen geruhet haben.

Ueber die Ausführung und die Resultate dieser Maßregel ha¬

be» wir unter dem 15. Mai d. I. Ew. Königl. Majestät einen
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detaillirten Schluß-Bericht erstattet, und erlauben wir uns ehr¬

furchtsvoll, aus diesem nur Folgendes hier hervorzuheben.

Die oben gedachte Summe hatte sich durch die inzwischen fort¬

geschrittene Tilgung definitiv aus einen Kachtal-Betrag von

98,973,359 Rthlr.

in 492,617 Staats-Schuldscheine n v ermindert, und es wurden

diese letzteren von uns zum Zweck der Herabsetzung des Zinsfußes

von 4 auf 3^ pkt. am 19. April 1842 gekündigt. Hiervon sind

->) zur Konvertirung einge¬

reicht 396,96.)Srück über98,383,175 Rthlr.

l>) zur baaren Rückzahlung

gelangt lN „ „ 6,825 „

e) gar nicht vorgelegt, also

stillschweigend der Kon¬

vertirung unterworfen. 5,592 „ „ 583,359 „

Summa wie oben 492,617Stück über98,973,359 Rthlr.

Für die zur Konvertirung eingereichten Staats-Schuldscheinc wur¬

den an Prämien gezahlt!

a 2pCt. von 97,599,825 Rthlr. . . . 1,959,196 Rthlr. 15 Sgr.

-> 1^ „ „ 635,799 „ ... 9,535 „ 15 „

» 1 „ 237, 659 „ 2,376 „ 1 5 „

überhaupt von 98,383,175 Rthlr. . . . 1,962,198 Rthlr. 15 Sgr.

Von diesen Prämien haben jedoch Staats- und andere Königl.

Fonds und Kassen, namentlich der Staatsschatz, der Kron-Tresor,

der Krön- und der Königl. Familien-Fidcikommiß-Fonds, die Ge¬

neral-Staatskasse, die Gcncral-Mlitairkasse, die Staatsschuldcn-

Tilgungskasse, die Hauptbank, die Sechandlnng, die Justizbeamtcn-

Wittwcnkasse, die Kasse deS Kadetten-Instituts und das Militair-

Waiscnhaus auf die ihnen gehörigen 27,484,859 Rthlr. Staats-

Schuldschcine 549,697 Rthlr. empfangen.

Auch sind den Gerichts- und vormuudschaftlichen Depositorien,

den Kämmereien, Landgcmeincn, Kirchen, frommen und milden

Stiftungen, Instituten und Korporationen sehr bedeutende Prämien

zugeflossen. Wir erwähnen nur deS kurmärkischen Pupillcn-Depo-

sitoriums, des hiesigen städtischen Vormundschafts-Dcpositoriums,

der Depositorien des Kammergcrichts uno des hiesigen Stadtgerichts,

so wie der hiesigen Kämmerei, welche auf die ihnen zugehörigen
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konveriirteu Staats-Schnldscheine über 2,610,050 31 thlr., an Prä¬

mien 52,201 Oilhir. empfangen haben.

Die alten 4prozenrigen Staats-Schuldscheine sind eingezogen

und den Besitzern der konvertirten neue 3bprozeniige Schuld-Doku¬

mente nach einem von Ew. Königs. Majestät bereits unter dem

30. -August 1841 Allerhöchst genehmigten Formulare in denselben

Apointö ausgehändigt worden.

-Anstatt des bisherigen unbequemen Systems der Einthcilnng

ver Staats-Schnldscheine, nach welchem die Nummer die Prinzipale

Bezeichnung war, jede Nummer eine Summe von 1000 Rthlr. rc-

präsentirte, und die einzelnen Apointö innerhalb einer Nummer

durch die Buchstaben von bis II. und, wenn es erforderlich

wurde, auch noch darüber hinaus, von einander unterschieden wur¬

den, haben jetzt jede der 8 Apoint-Gattnngen von 1061) Rthlr.,

560 Rthlr., 400 Rthlr., 300 Rthlr., 200 Rthlr., 100 Rthlr.,

50 Rthlr. und 25 Rthlr. einen der Buchstaben L. 0. v. L.

b'. K. oder II. zur Haupt-Bezeichnung und die einzelnen Eremplare

jeder dieser Apoints die Unterscheidung durch ihre Ordnungszahlen

erhalten.

Die alten, mittelst einer Schneidemaschine bereits kassirten Do¬

kumente werden gegenwärtig in die Mortifieationsbücher eingetra¬

gen und in den Stammbüchern gelöscht, und es werden nicht nur

neue Stammbücher, sondern auch, zur Sicherung gegen etwanige

Vernichtung derselben durch Feuer oder andere Unfälle, Duplikate

Behufs der Niederlegung im Siaats-Archiv gefertigt. Nach Be¬

endigung dieses Geschäfts werden die kassirten Dokumente durch

Feuer vernichtet, und es wird dies öffentlich bekannt gemacht werden.

Die Kosten, welche die Konvertirung der Staats-Schnldscheine

verursacht haben, belicfen sich und zwar:

a) die Kosten der Konvertirung ans 3,512 Rthlr. 12 Sgr. 0 Pf.

I») die Kosten der Ausfertigung und

Ausreichung der neuen Staats-

Schnldscheine und Zins-Cou¬

pons auf 66,286 „ 8 „ 11 „

Dazu sind später noch gekommen -
die den Beamten bei den Re-

gierungs-Haupt-Kassen und bei

der Kontrolle der Staatöpapiere
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schäfte bewilligten Remunera¬

tionen mit ö,700 Rthlr.— Sgr.— Pf.

o) die Konvertirungs-Prämie auf 1,962,108 „ 15 „ — „

Summa aller Kosten . . 2,037,607 Rthlr. 6 Sgr. 8Pf.

tvelchc der allgemeine Bctriebs-Fonds getragen hat.

Dagegen belauft sich das Ersparnis;, welches durch die Herab¬

setzung des ZinSfustes von 4 auf 3^ pCt. erwächst, auf jährlich

494,666 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf.

Zufolge der Zusicheruug, welche Ew. Königl. Majestät in der

Allerhöchsten Ordre vom 27. März v. I. den Inhabern der kon-

vertirten StaatS-Schnldscheine Allergnädigst ertheilt haben, dürfen

zwar diese innerhalb der Jahre 1843—46 nicht verlooset, vielmehr

muß der Bedarf für den Staatsschnlden-Tilgnngs-Fonds durch

Ankauf beschafft werden. Wir hoffen aber, letzteres ohne erhebliche

Opfer von Seiten der Staats-Kasse möglich zu machen.

In Folge der oben erwähnten Ersparnisse hat der von Ew.

Königlichen Majestät 'Allerhöchst vollzogene Etat für das Jähr 1643

auf die Gesammt-Ausgabe — mit Einschluß der provinziellen

Staats-Schnlden — von

7,239,000 Rthlr.

herabgesetzt werden können, und es ist dadurch gegen den Etat für

das Jähr 1833 (für die abgelaufene Periode) eine Ersparnis? von

jährlich

2,079,488 Rthlr. 17 Sgr. 9 Pf.
bewirkt worden.

Da wir gegenwärtig mit der Kündigung und Einlösung der in

sämmtliche» Regierungs-Bezirken vereinzelten provinziellen Staats-

Schnlden, welche zu 3) pCt. und höher verzinset werden, beschäf¬

tigt sind; so wird hierdurch auch diese Schuld-Kategorie, welche

wegen ihrer Eigenthümlichkeiten uns wie die Provinzial-Regiernn-

gen und die Kassen-Verwaltung am meisten belästigt, zum großen

Theile beseitigt werden und sonach die 'Anleihe in London die ein¬

zige Schuld-Position bleiben, von welcher mehr als 34 pCt. Zin¬

sen zu zahlen sind.

Wir werden jedoch auch in Zukunft jede günstige Gelegenheit

zur weiteren Vereinfachung dieses Geschäftszweiges, zu Ersparnissen w.

in demselben, pflichtmäßig benutzen, und wir dürfe» demnach, trenn
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keine äußeren Ereignisse störend darauf einwirken, den 'Augenblick

nicht für sehr entfernt halten, nur welchem die Kvusvlidiruug der

StaatS-Schnld in ihrem ganzen Umfange vollendet sein wird.

Durch die beiden Gesetze vom 4. Mai 1843 über

die Umschreibung außer Cours gesetzter oder zum Umlauf unbrauch¬

bar gewordener, nnter öffentlicher Autorität ans jeden Inhaber

ausgefertigter Papiere,
und über

das Wiedcrincourssetzen der nnter öffentlicher Autorität auf jeden

Inhaber ausgefertigten Papiere,

ist abermals einem im Verkehr lange gefühlten dringenden Bedürf¬

niß abgeholfen worden.

Wir können diesen Abschnitt unseres ehrfnrchsvollen Vertrages

nicht schließen, ohne noch allerunterthänigst zu bemerken, daß auch

in diesem nunmehr abgelaufenen Dezennium keine Versuche, Staats-

schuldscheinc oder andere Kapital-Dokumente oder Zins-Coupons

nachzumachen oder zu verfälschen, zu unserer Kenntniß gekommen

sind. Wenn dies, wie wir schon in unserem ersten Gcschäfts-Bc-

richt zu erwähne» Gelegenheit hatten, außer der Höhe der Apoints

wohl auch dem Umstände beizumesscn sein dürfte, daß diese Do¬

kumente, bei der alle vier Jahre wiederkehrenden Ausreichung neuer

Zins-ConponS, im Originale vorgelegt werden müffen - wobei

sie denn jedesmal einer strengen Verifieation unterworfen werden —

so werden Attentate dieser Art für die Folge um so weniger be¬

fürchtet werden dürfen, als die jetzt ausgegebenen neuen drei und

einhalbprozcntigcn Staatsschuldschcine nicht allein wegen Eigen¬

thümlichkeit des dazu besonders geschöpften Papiers, sondern auch

wegen ihrer sorgfältigeren Ausstattung die Nachahmung erschweren.

Indem wir nunmehr zu der unverzinslichen Staats¬

schuld übergehen, erlauben wir uuS, im 'Allgemeinen dasjenige

zu resumireu, was wir in unserem umständlicheren Berichte über

die Ausfertigung der zuletzt ausgegebenen Kasscu-Auwcisungcu vom

1. August 1838 allerunterthänigst angezeigt haben. Nachdem uäm-

lieh die Abnutzung des im Jahre 1824 ausgefertigten Papiergeldes

eine Erneuerung desselben, und zwar in einer dem Fortschritte der

Kunst und der Technik entsprechenden Form, dringend gefordert

hatte, wurden wir dazu durch den Allerhöchsten Befehl vom 14. No¬

vember 1835 angewiesen. Die Allerhöchste Bestimmung vom 5. De-
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zember 1336 ermächtigte »nS ferner, zum Zireck besserer Kontrol-

lirung des zirkulircnden Papiergeldes, an die Stelle der neben den

Kassen-Anweisungen zirkulircnden Bank- und SeehandlungS-Kas-

senschcinc, so trie der pommerschen Bankscheine — welche zusam¬

men eine Summe von 5,566,666 Rthlr. rcpräsentirten — Kassen-

Anweisungen auszufertigen; und endlich wurden wir, um das

dringender gewordene Bedürfnis; einer Vermehrung des Papiergel¬

des zu befriedigen, durch die 'Allerhöchste Kabincts-Ordre ovm

9. Mai 1337 autorisirt, annoch 3 Millionen Thaler Kassen-Anwei¬

sungen auszufertigen. Die sonach im Umlauf gesetzten Kassen-

Anweisungen bestehen nw

7,242,347 Stück zu Einem Thaler > . . 7,242,347 Rthlr.

1,566,666 - zu Fünf Thalern . . . 7,566,666 -

116,666 - zu Fünfzig Thalern . . 5,566,666 -

36,666 - zu Hundert Thalern . . 3,666,61X1 -

5,666 - zu Fünfhundert Thalern 2,566,666

8,887,347 Stück über 25,742,347

bon welchen jedoch, wie bisher, nur , , . 11,242,347

als Staatsschuld aufgeführt werden können, da wegen der übrigen

14,566,666 Rthlr. ein gleicher Betrag in Staatsschuld-Dokumen¬

ten, welche in der Summe der etatsmäßigcn verzinslichen Staats¬

schuld eingeschlossen find, außer Cours gesetzt und in unserem Dc-

pvsitorium niedergelegt ist, also durch die Vermehrung des Papier¬

geldes eine Erhöhung der Staatsschuld nicht stattgefunden hat.

Nachdem wir im Vorstehenden die Verwaltung der Staats-

Schuld im Allgemeinen und die in Gemäßheit des Gesetzes bom

17. Januar 1826 Z. V. Rthlr. Sgr. Pf.

durch die Tilgung und auf andere Weise mit 1,584,621 25 3

bewirkte» Ersparnisse,*)

ferner die durch dieZinS-Reductiou der Staats-

Schuldscheinc außergewöhnlich ersparten . . 494,866 22 6

zusammen mit jährlich 2,679,488 17 9

") Die Abgaben-Erleichterung, welche das oben gedachte Gesetz im

§. V. unter o. in Aussicht stellt, ist von Sr. Majestät dem Könige durch

die Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 22. November 1842, »ach Allcrgnä-

digst erfordertem Gutachten der Provinzial-Laudtagc und der vereinigten

ständischen Ausschüsse, bereits huldreichst gewährt worden.



nachgewiesen hab,'», auch die Verwendung der uns überwieseneu

Geldmittel — welche unsere Hauprfonds bilden rechnungsmäßig

darzustellen bemüht gewesen sind, gehen wir nunmehr zu den Ne-

benfouds der Staatsschulden-TilgungSkasse über.

Die Einrichtung und die Bestimmung eines jeden derselben ha¬

ben wir in unseren früheren Geschästs-Berichten umständlicher dar¬

zustellen versucht und erlauben uns jetzt nur, über den Zustand

derselben Folgendes allerunterthänigst anzuzeigen.

Der bedeutendste dieser Neben-FondS ist

I. der allgemeine Betriebs-FondS.

Dieser wurde bei Errichtung der Haupt-Verwaltung der Staats¬

schulden auS den am 1. Januar 1820 verbliebenen Einnahme-

Rückständen der damaligen General-Domainen-Veräußerungs-Kasse

gestiftet. Ohne dessen Besitz beim Antritte unserer Funetionen

würden wir schwerlich im Stande gewesen sein, die günstigen Re¬

sultate zu erlangen, welche durch die Benutzung desselben wirklich

erzielt worden sind. Rthlr. Sgr.Pf.

Seinem Bestände am Schlüsse des Jahres

1832 von 4,283,801 22 7

flössen während der Dauer der letzten Til-

gungs-Periode zu:

Neue Einnahmen.

An älteren rückständigen Domainen- und Forst-

Veräußerungs-Geldern und Gcfällen, anderen

Resten, wieder erstatteten Vorschüssen u. s. w. —

nachdem an früher geleisteten Vorschüssen mit

AllcrhöcbstcrGenehmigung 177,310 Rlhlr. IISgr.

11 Pf. niedergeschlagen worden — 1.108,238 0 1

und an Zinsen und Cours-Gewinn von den zur

AuSführug der verschiedenen Zins-Rcductionen

nothwendig gewordenen Geld- und Effekten-

Umsetzungen 575,815 8 1

Summa 0,267,858 0 9

Davon sind verwendet:

zu ätonvertirungsKosteu:

der Londoner Anleihe vom

Jahre 1818 192,051. 10. 2.
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der Dvmainen-Psandbriefe 3,914. 13. 9. Rthlr. Sgr.Ps.

der kurmärkischen Schuld-

Verschreibungeu .... 211,488. 19. —.

der neumärkischen Schuld-

Verschreibungen .... 52,529. 8. 8.

der Staatsschuld-Scheine

-—vorläufig erst die Prämie 1,962,198. 15. —. g 4

auf besondere Allerhöchste Anweisung wur¬

den gezahlt und verausgabt!

dein Tilgnngs-Fonds der Staatsschuld-Scheine,

die erst am 2. Januar 1833 zahlbar geworde¬

nen Zinsen für daS 2te Semester 1832 von sei¬

nen vom Etat für das Jahr 1833 bereits ab¬

gesetzten Kapitalien . . . 47,136. —. —.

zur ertraordinairen Einlö¬

sung von unverwcchseltcn und

von der planmäßigen Til¬

gung ausgeschlossenen säch¬

sischen Kammer-Kredit-Kas-

sen-Scheine» 74,462. 22. —.

zur Vergütung der in der

Nachfrist zur Einlösung von

Kassen-Anweisungen ans denr

Jahre 1824 präsentirten . 24,818. —. —.

zur vorschußweise«! Einlösung

danziger Freistaats-Obliga-

tionen . - 31,693. 39. 7.

dem Staatsschätze als lleber-

schuß aus den Rednctions-

Operationcn im Jahre 1839

bis 1835 ...... 599,999. —. —.

an verschiedenen anderen Aus¬

gaben und Prozeß-Kosten w. 27,666.19. 5. ^

zusammen 3,129,816 28 4

Hierdurch ist der Kassenbestand dieses Fonds

auf 3,138,941 11 5
vermindert worden.
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Wen» demselben in dcr Folge die noch nick- Rthr. Sgn Pf.

ständigen alten Domainen-Veräußernngs-Gelder

nnd die wieder einzuziehenden Vorschüsse mit . 54,794 25 11

noch zutreten, so wird sich dieser Bestand auf . 3Z92,746 7 4

erhöhein

Es müssen dann aber auch an Ausgaben

die nachträglichen Kosten der Konvertirnng nnd

der Umschreibung der Staats - Schuldscheine

mit 75,498, 21. 8.

so wie auch die Differenz

zwischen den am 2. Januar

d. I. für das vorhergehende

letzte Semester mit 3-^ pCr.

zum Etat gebrachten, in dcr

Wirklichkeit ab-r noch z» 4

pCt. auszuzahlenden Zinsen

von Staats-Schnldscheinen , 247,438. ll. 3.

zusammen mit . . 322,932 2 11

in Abzug gebracht werde»; wonach das eigentliche

Vermögen des allgemeinen Betricbs-Fonds ans 2,869,814 4 5

künftig zu stehen kommen dürfte.

II. Der Vctriebs-Fonds für vie provinziellen

Staats-Sch nlden

besaß am 1. Januar 1833 von den ihm als Dotation übereigneten

ausstehenden Aktiv-Kapitalien noch 1,299,987Rthlr.15Sgr.11Pf.
Von dieser Summe sind in dcr

Periode 18^ eim Zangen . 395,825. 29. 3.

niedergeschlagen wurden an

unsicheren Kapitalien, um die

Schuldner nicht außer Nah-

rnngsstand zu setzen . . . 126,976. 13. —.

also abgegangen . . 431,992, 17 3

mithin stehe» an Kapitalien noch ans . . . 768,184^8 8

Nächst den eingezogenen Aktiv-Kapitalien im

Betrage von 395,825 29 3

sind an Zinsen, inklusive ^terer Rückstände . 555,969 24 II
eingegangen.



An außerordentlichen Zahlungen, und zwar an

Zinsen für solche Passiva, welche zwischen Preu¬

ßen und anderen Staaten (Hannover, Olden¬

burg, Braunschwcig, Hessen, Nassau w.) theil¬

bar, aber noch nicht definitiv quotisirt waren,

ferner an Vorauszahlungen Behufs der Regu-

lirung der Schulden des deutschen Ordens w. w.,

der Reichs-Operations-Kasse im siebenjährigen

Kriege rc., an Geld- und Effekten-Umsetzungen

— demnach größtentheils durchlaufend —

find in Einnahme . . . 5,721,089. 26. 10.

„ „ Ausgabe . . . 5,057,454. 23. 5. Rthlr. Sgr.Pf.

verrechnet, daher ein Ücberschufi von . . . 663,635 3 5

verblieben und die reine Einnahme demnach auf 1,524,530 27 7

zu stehen gekommen ist, von welcher »och an

Zurückerstattungc» von rcklamirtcn Kapitalien

und Zinsen, Prozeß- und anderen Koste» der

Verwaltung w. abgehen, zusammen .... 24,842 16 9

so daß ein Kassen-Bestand verbleibt von . . 1,499,688 10 10

Werden demselben die Einnahme-Rückstände mit 95,899 27 5

und die noch ausstehenden Aktiv-Kapitalien, von

welchen aber ein großer Theil unsicher ist, mit 768,184 28 8

hinzugerechnet, so wird sich ein Vermögen von 2,363,773 6 11

ergeben.

III. Dem Deposital-Fonds

find während der abgelaufenen zehnjährigen P Tode wieder einige

Konten zugewachsen, und war die Anzahl dechblben bis auf 19

gestiegen.

Dieselben zerfallen in zwei Klassen.

ei. Deposita des Staats,

deren Fondo so lange als Staats-Eigenthum verwaltet werden,

bis die etwanigen Ansprüche von Privatpersonen, Instituten, mil¬

den Stiftungen und anderen Behörden durch eingeleitete Verhand¬

lungen festgestellt und befriedigt worden.

Rthlr. Sgr.Pf.

Mit Ende des Jahres 1832 war der Bestand 8,499,398 2 6
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in den zehn Jahren 1833—42 sind an Einnah- Rthlr. Sgr. Pf.

men zugetreten 14,592,4911 15 6

macht . . 23,991,888 18 —

Hiervon ab die gesainmte 2lusgabe in diesem

Zeitraum mit 13,192,166 23 5

und es verbleibt daher mit dem Ende des Jah¬

res 1842 ein Bestand von 9,989,721 24 7

unter welchem sich auch, wie hier nachrichtlich bemerkt werden

muß, die vom Finanz-Ministerium bis jetzt niedergelegte» Can-

tionen für Staats-Veamte mit 2,873,799 Rthlr. 24 Sgr. 9 Pf.

befinden.

IZ. Privat-Dcpo sita.

Effekten und Gelder, welche Privat-Persvnen zc. für bereits

feststehende Ansprüche an den Staat zustehen, diesen aber, wegen

unterlassener Meldungen, oder in Ermangelung der Urkunden und

anderer Legitimationsstücke, noch nicht ausgeliefert werden können,

werden einstweilen, um die Rechnungen nicht durch zahllose Reste

weitläuftig zu machen, und um die Uebersicht bei der laufenden

Verwaltung nicht zu stören, aus den Hanpt-Nechnungen diesem

Fonds zur weiteren Verwahrung überwiesen.

Es waren dergleichen beim Anfange der zehnjährigen

Periode 1833—42 vorhanden . 417,899Rthlr. 7 Sgr. 4Pf.

die ftrneren Einnahmen betrugen 2,694,232 „ 5 „ — „

zusammen 3,112,932Rthlr. 12Sgr. 4Pf.

Die Ausgaben beliefen sich ans 2,899,651 „ 2 „ 11 „

und es ist daher mit Ende des Jahres

1342 ein Bestand von . . . 311,381 Rthlr. 9Sgr. 5Pf.
verblieben.

9. Unterpsändlich dcponirte Effekten und Asservate.

Mit Ende des JahreS 1842 blieben im Bestände 14,652,696

Rthlr. 22 Sgr. Unter dieser Summe befinden sich die für die

mehr ausgefertigten Kassen-Anweisungen zum Nntcrpfande nieder¬

gelegten außer Cours gesetzte» Staats-Papiere im Betrage von

14,599,999 Rthlr. Die Summe des gcsammtcn Bestandes bei dem

Deposttal- und Asservaten-Fonds beträgt hiernach 24,953,799 Rthlr.

26 Sgr.





Gelammt-Uebersicht alter Lands der Haupt-Verwaltung der Staatsschulden
am Schlüsse

der
dritte» Tilgnngs-Periode 1833 bis 18Ä2.

(Zu Seite 129.)

Staats-Schulden-Etat für das Jahr 1833.

Schulden-Titel

Nr.

Kapital.

Rthlr. sgr. Pf.

verzinslich

ZU
Pro-
zent.

mit jährlich

Rlblr. sgr. Pf.

zu tilgen

mit jährlich

Rthlr. sgr. pf.

In den Jahren 1833. bis 1842. einschließlich.

Einnah m c.

Betrag.

Ntblr. sgr. Pf.

Schulden im Auslande . .

L. Centralschuldcn im Lande.

Kurmärksche landschaftl. Obligationen^)
Kurmärksche Schuldverschreibungen . .
Neumärksche Schuldverschreibungen . .
Staats-Schuldscheine
Domainen - Pfandbriefe

L. Provinzielle Staatsschulden

v. Unverzinsliche Staatsschuld

summa

-) Bei Einlösung der kurmärkschenlandschaftlichen
Obligationen unter Nr. l. (alte Staatsschuld)
ist das Goldagiv mit
zugetreten.

25,277,144 lg

1,177,183 29! 5
2,785,97»!

515,118
114,970,625

1,077,725

17,822,716

11,242,347

21 10

174,868,830^10 6

129,959 10

5.4

cliv.
4
4
4

4.4z
cliv.

1,022,514

51,900
112,219

ch) 20,604
4,598,925

44,459 22! 6

552,416 l> 6

10

Dazu

L. Kosten der unverzinslichen Schuld, Verwalt
traordinaricn

6,402,940j 7j —

zusammen

ch) extraordinairc Rente zu 2
und 3

ungsko stell und Ex-

summa

915,154 >23

34,100 2V
33,745

6,200
1,399,307

18,619

332,862 29

2,739,989113 j 5

9,142,929

22,588

152,969 28 10

20! 5

28 6

9,318,488l17j 9

1. Bestand aus dem Jahre
1832

2. Domainen- und Forst-
Rcvcllüen . . .

3. Domainen- und Forst-
Veräuslernngs- und Ab-
lösnngsgcldcin . . .

4. Salz - Dcbits - Ucbcr-
schüssen

5. Beiträgen der Regic-
rungs-Hauptkasscn

zur Tilgung . . .
zur Verzinsung . .

der provinziellen
Staatsschulden

6. Extraordinarien . .

summa

l >

719,921 !24! 3

57,695,006

14,792,072

6,174,461

4,l>04,396
4,636,950

274,566 12

Ausgab c.

Behufs der Betrag.

Ntblr. sgr. ps.

8,297,375 j i j 2

1. Verzinsung

2. Tilgung

dazu

3. Außerdem:

Rente»,

Kosten der
unverzinsli¬
chen Staats¬
schuld,

Reste aus
früheren
Jahren,
Vcrwal-
tuugskosten,

und
Extraordina¬
rien ic.

58,670,298

26,877,772

>2,253,130

12

87,801,20»Il9! 2

An Schulddokumcntensind in den I. 18^ erworben

für den Tilgungsfonds der

ei. Schulden im Auslande

1>. Central schulden im Lande.

1. Kurmärkschen landschaftl. Obligationen
2. Kurmärkseben «Schuldverschreibungen
3. Ncnmärtschcn Schuldverschreibungen
4. Staats-Schuldscheine ....
5. Domainen-Pfandbriefe ....

L. Provinziellen Staatsschulden

Betrag.

Rlblr. sgr. Pf.

4,820,894

136,495
421,703

74,985
17,167,900

256,575

5,431,181

19

22

18

28,309,734 29 10

Es können aber nach den Erläuterungen in dem Bericht,
vom Etat, wie hicneben angezeigt ivird, für jetzt nur
abgesetzt werden

Vom

Staatsschulden-
Etat

gehen aber nur ab

Rlblr. sgr. rt.

3,827,669 19 3

136,495 22
421,703

74,985
17,167,900

256,575

3,010,027 2 11

24,895,355 141 8

I"

Staatsschuld-

Scheine

ind umgeschrieben

Rthlr. sgr. Pf.

1,170,625

821,150

121,775!—

2,113,550^-

und bleibt

Etat für daS Jahr 1843. Bestände der Staats-Schulden-Tilgimgs-Kassenach dem Abschlußfür das Jahr 1842.

Nr.

Schulden-Titel.
Kapital

am 1. Januar 1843.

Ntblr. sgr. pf.

verzinslich

Pro¬
zent.

mit jährlich

Rlblr. sgr. ps.

zu tilge»

mit jährlich

Rlblr. sgr. pf.

b c i B a a r. Effekte». 8umm a.

RUM. sgr. pf. Ntblr. sgr. Pf. Ntblr. sgr. Pf.

496,174 12 — — — — 496,174 12 —

83,956 14 9 — — — 83,956 14 9

1,301,566
453,336

12,259

11
5
8

5
4
8

1,836,475
1,046,352

24,941,450
5

17
6
4

3,138,041
1,499,688

24,953,709

11
10
26

5
10

2,347,292 22 2 27,824,277 22 ! 10 30,171,570 15 —

140,487 14 — 26,293 27 ! 6 166,786 s 11 6

2,487,730 6 ! 2 27,350,576 20' 4 30,338,356> 26 6

706,293 21 8 14,362 5 ! s 720,655 > 27 1

>,78>,486 14 e 27,836,214 14 11 29,617,70»! 29 5

>4. Schuld im Auslande

L. Central-Schulden im Lande.

Kurmärksche Schuld-Verschrcibungcn
Neumärksche Schuld-Vcrschreibungcn .
Staats-Schuld «Scheine

(3. Provinzielle Staats-Schulden, einschließlichvon
22 Rthlr. 25 sgr. 5 pf. laut Bericht

O. Unverzinsliche Staats-Schuld

summa

21,449,475 -

2,364,267
440,133

99,916,275

14,690,937

11,242,347

14

150 ,103,43ij 14

3'
31
3^

cliv.

857,979

82,749
15,404

3,497,069

451,864

322,461

33,357
6,200

1,420,443

380,964 22 11

H. dem Haupt-Fonds ....

U. dem TilgungS-Fonds . .

L. den Neben-Fonds.

1. Allgemeinen Betriebs-Fonds
2. Provinziellen Betriebs- Fonds
3. Dcposital-Fonds ....

4,905.067!

zusammen
Dazu

T. an Renten, Kosten der unverzinslichen Schuld, Vcrwaltungskostc», Extraordinarien, so wie den
Gläubigern noch zu zahlenden Zinsen von den für das zweite Semester 1842. getilgten Ncumärk
schenSchuld-Verschreibun gen undStaats-Schuld-Sch einen

2,163,425! 22 ! 11

7,063,493 — 6

170,506 29

Dazu Einnahme-Rückstände

summa

Davon Ausgabe-Rückstände

also Aktiv-Bestand

einschließlich der 14,500,000 Rthlr. für die mehr ausgefertigten Kasscn-Anwcisungcu deponirte, außer Cours gesetzte,
Effekten und 2,873,790 Rthlr. 24 Sgr. 9 Pf. niedergelegte Cautloncn für Staatsbeamte.

7,239,000 j -

Berlin, dcn 9. November 1843.
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Indem wir schließlich eine Gesammt-Uebersicht von dem Kassen-

Zustande sämmtlicher unserer Obhut anvertrauten Fonds beilegen

(s umstehende Tabelle), ans welcher Ew. Königliche Majestät Aller-

gnädigst entnehmen wolle», daß dieselben, einschließlich der so eben

gedachten 14,500,000 Rthlr. Effekten, welche für die mehr ausgefer¬

tigten Kassen-Anweisungen dcponirt sind, die beträchtliche Summe von

29,617,700 Rthlr. 29 Sgr. 5 Pf.

umfaßten, erlauben wir uns noch die allernnterthänigste Bemer¬

kung, daß unsere gesammtc, Komptäbilität bis einschließlich des

Jahres 1840, theils durch Ew. Königliche Majestät Allerhöchst¬

selbst, theils durch die Ober-Rechnnngs-Kammer dechargirt ist,

die Rechnungen für das Jahr 1841 dem Staatsrathe zur Begut¬

achtung vorliegen und die für das Jahr 1842 binnen kurzem an

die Ober-Rechnungs-Kammer abgehen werden.

Berlin, den 9. November 1843.

Haupt-Verwaltung der Staats-Schulden.

Rother, v. Berger. Natan. Köhler. Knoblauch.

9



«
Haupt - Finanz - Etat

für daö Jahr 1844.

Ich habe den Mir am 23sten v. M. eingereichten allgemeinen

Etat der Staats-Einnahmen nnd Ausgaben für das Jahr 1644

vollzogen nnd sende Ihnen denselben zurück, um dessen Publication

durch die Gesetz-Sammlung zu veranlassen.

Berlin, den 9. April 1844.

Friedrich Wilhelm.

An den Staats- und Finanz-Minister von Bvdelschwingh. ^

Allgemeiner Etat der Staats-Einnahmen nnd Aus¬

gaben für das Jahr 1844.

E in n a h m e. Betrag.

Rthlr. Rthlr.

l) Aus der Verwaltung der Domainen

und Forsten 9,924,541
Davon abi

an Verwaltungskosten, Lasten und

Abgaben w. . . . 3,26l,279 Rt.
I>. der dem Kron-Fidei-

kommißvorbehaltene

Revenüen - ^Antheil,

einschließl.73,999Rt.

Agio von 548,249 -

Gold 2,573,999 -

Ueberschuß ' ° 4,999,163
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Betrag.
Rthlr. Rthlr.

2) Aus den Domainen-Ablösungenund
Verkäufen, Behufs schnellerer Tilgung
der Staatsschulden 1,000,000

3) Aus der Verwaltung der Bergwerke,
Hütten und Salinen 1,607,838

Die Verwaltnngskosten betragen 507,838
Neb erschufi . 1,100,000

dazu an Uebcrschnß ans der Porzellan-
Manufaktur in Berlin 17,241 1117 24t

4) Ans der Postverwaltnng .... 1,400,000
5) Aus der Verwaltung der Lotterie. . 863,200
6) Ans der Steuer- und Abgaben-Ver¬

waltung :
a. an Grundsteuer . 10,427,944 Rt.

Die Verwaltnngs¬
ko sten betragen. . 535,637 -

lleberschuß ....... 9,842,307
i>. an Klassen-Steuer 7,188,107 Rt.

Die Verwaltungs¬
kosten betragen . 297,761 -

lleberschuß 6,890,346
e. an Gewerbesteuer . 2,435,460 Gt.

Die Verwaltungs¬
kosten betragen. . 98,491 -

lleberschuß 2,336,969
Summa direkte Steuern . . 19,069,622

<1. an Eingangs-,Ausgangs-».Durch¬
gangs-Abgaben, an Verzehrungs-
Stenern von inländischen Erzeng¬
nissen, an Wegegeldern, an Abgaben
von der Schifffahrt und d. Benutzung
d.Häfen, Kanäle, Schleusen, Brücken
und anderen Communications-An-
staltcn, ferner an Stempel-Steuer

29,08l,434 Rt.
9*
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Betrag.

„ ^ Rthlr. Rthlr.
Iransport 29,981,434 Rt.

Die Verivaltungs-

kosten betragen . . 3,696,356 -

Ueberschuß 25,475,978
e. an Einkommen aus

der Salz-Regie . 6,981,729 Rt.

Die Ankaufs- und

Verwaltungskostcn

betragen .... 2,666,429 -

Ueberschnß . . . ^

7) An verschiedenen, unter obigen Titeln

nicht begriffenen Einnahmen . . . 346,599

Summa der Einnahme . . 57,677,194

4,315,399

7,253,929

A u s g a b e. Betrag.

1) Fürdas Staatsschuldcnwcsen, und zwar: Rthli. Rthlr.
«. zur Verzinsung der allgemeinen und

provinziellen Staatsschulden und zu

den laufenden Verwaltungskosten . 4,961,885

I). zur Schuldentilgung 2,251,115

7,213,999
e. zur Verzinsung und Tilgung später

übernommener Provinzialschulden . 49,929

2) An Pensionen , Kompetenzen und Leib¬

renten, und zwar:

s. an etatsmäßigen Fonds zu Pensionen

für emeritirte Staatsdiencr und deren

Wittwe» und Hinterbliebene, so wie

zu sonstigen Gnaden-Unterstützungen 985,527

b. an lebenslänglichen Kompetenzen und

Pensionen der Mitglieder aufgeho¬

bener geistlicher Korporationen: an

Pensionen, welche sich auf den Rcichs-

Deputationsschluß vom 25. Februar

1893 oder andere Staatsverträgc
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Betrag.

Rthlr. Rthlr.'
Transport 985,527

gründen, und an sonstigen künftig

wegfallenden Zahlungen, als - Warte-

gelder, Leibrenten, Pensionen:c., die

ans früheren Verpflichtungen und

Bewilligungen beruhen .... 1,232,121

3) An dauernden Renten -

«. Entschädigungen für aufgehobene

Rechte und Nutzungen .... 254,119

b. Zinsen der Amts-Cautionen. . . 211,845

e. zur Verzinsung eingezogener Stif-

tungs-Kapitalien, so wne zur Ver¬

zinsung und Abbürdnng temporairer

Vorschüsse anderer Königl. Kassen. 358,849

ü. Zuschuß an die Civil-Wittwenkasse

ans der Garantie vom Jahre 1775 319,193 ^ 134 988
4) Für verschiedene Central-Behörde», als:

o. für das Geheime Civil-Kabinet . 29,293

t>. für das Bürcan des Staats-Mini-

steriums 64,424

0. für die Staatsbuchhaltcrci . . . 28,219

ü. fürdie Verwaltung des Staatsschatzes

und der Münzen 15,968

e. für das Staats- und Kabincts-Archiv 19,435

k. für die Provinzial-Archive . . . 11,422

x. für das Staats-Sekrcteriat. . . 23,911

I>. für die Ober-Rechnnngskammer . 123,781

1. für die General-Ordens-Kommission 29,946

ü. für das statistische Bürcan . . . 11,299 ZZ9 518
5) Für das Ministerium der geistlichen,

Unterrichts- und Medizinal-Angelegen-

hciten 3,119,949

6) Für das Ministerium des Innern und

für die General-Kommissionen . . 2,752,656

7) Für das Ministerium der auswärtigen

Angelegenheiten 729,394
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Betrag.

8) FürdaSKriegs-Ministcrium, einschließ- Rthlr. Rthlr.

lich der Zuschüsse für da? große Mili-

tair-Waisenhauszu Potsdam und dessen

Filial-Anstalten. 24,604,208

9) Für das Justiz-Ministerium und das

Ministerium der Gesetz-Revision . . 5,985,193

Davon werden durch Sporteln, Ju-

risdictions-Beiträge, Miethe :c,

Steckt 3,707,255 2,277,938
10) Für das Finanz-Ministerium und die

General - Staatskasse 158,653

11) Für die General-Verwaltung der Do-

mainen und Forsten 99,909

12) Dem Finanz-Ministerium, fürdieVer-

waltung für Handel und Gewerbe,

inglcicheu zu den gewöhnlichen Land-

und Wasserbauten, ausschließlich der

Chausseen . 2,008,917

13) Demselben zur Unterhaltung und zum

Neubau der Chausseen, einschließlich

der Mittel zur Verzinsung und Til¬

gung der aufgenommenen Chausscc-

bau-Kapitalien 2,782,800

14) FürdieOber-Präsidienu.Regierungen 1,704,489

15) Für die Haupt- und Laudgestüte. . 173,306

16) Zur Ablösung kleiner Passiv-Renten 100,000

17) Zur Deckung des Verlustes bei Um-

prägung der nach langjährigem Um¬

lauf nicht mehr vollhaltigcn Münzen 400,000

18) Zur Verwendung zu wohlthätigen

Zwecken, die in Ermangelung gesetz¬

licher Erben dem Fiskus anheimfal¬

lenden Verlasscnschaften 16,000

19) Zu crtraordinairen Bedürfnissen, als-

zu Chaussee-, Strom-, Hafen- und

sonstigen Bauten und zu Landes-Ver-

besserungen 2,500,000
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Betrag.

Rthlr. Rthlr.

29) Disposition?-Fonds zn Gnadenbe-

willigungcn aller Art 359,999

21) Znr Ncbertragnng der Einnahme-Aus¬

fälle, insbesondere des von der bevor-

stchcndcn Porto-Ermäßigung zu er¬

wartenden Ausfalls an den Post-Rc-
venüen 1,999,999

22) Zu unvorhergesehenen Ausgaben. . 599,999

23) Zur Ansammlung eines Decknngs-

Fonds zur Bestreitung der für Eisen¬

bahnvauten zu übernehmenden Ver¬

bindlichkeiten, und zur Vermehrung

des Haupt-Reserve-Kapitals . . , 1,492,999

Summa der Ausgabe. . 57,377,194

Berlin den 9. -April 1844.

(l,. 8 ) Friedrich Wilhelm.

von Bvdelschwingt).

E r l ä u t c r u n g c n

zu dem

allgemeinen Etat der Staats-Einnahmen und Aus¬

gaben für das Jahr 1844.

Der im letzten Stücke der Gesetz-Sammlung veröffentlichte all¬

gemeine Etat der Staats-Einnahmen und Ausgaben für daS Jahr

1844 weicht in Form und Fassung einigermaßen von den früher

publizirten Haupt-Finanz-Etats ab. Diese formellen Abweichun¬

gen, so wie die wichtigsten materiellen Verschiedenheiten, welche bei

einer Vcrgleichung des diesjährigen Etats mit dem zuletzt zur öf¬

fentlichen Kenntniß gebrachten Haupt-Finanz-Etat für daS Jahr

1841 hervortreten, werden in Nachstehendem erläutert.

Im Allgemeinen ist zuvörderst zu bemerken, daß in dem neue¬

sten Staatshaushalts-Etat die einzelnen Einnahme- und Ausgabe-

Beträge nicht, wie früher, auf volle Tausende von Thalern abge-
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rundet, sondern genau so, wie sie ans den zum Grunde liegenden

Verwaltungs-Etats sich ergeben — jedoch mit Weglassung der

Groschen und Psennige — ausgebracht worden sind.
WaS die

E i n n a h in e

betrifft, so darf als bekannt oorausgcsetzt werden, daß in den bis¬

her pnblizirtcn allgemeinen Staatshaushalts-Etats nur die Netto¬

lleberschüsse der verschiedenen Einnahinezweige, wie sie aus einer

Zusammenstellung der Resultate sämmtlicher Regierungs-Haupt-

Kassen-Etats und des General-Staats-Kassen-Etats hervorgehen,

in summarischen Beträgen ausgeworfen waren.

Hiervon abweichend sind in dem diesjährigen Haupt-Finanz-

Etat bei denjenigen Einnahme-Verwaltungen, deren lleberschüssc

durch die Regierungs-Haupt-Kassen in die General-Staats-Kasse

fließen, vor der Linie die aus den Spezial-Etats ermittelten Brntto-

Erträgc ersichtlich gemacht, davon die mit jeder Einnahme-Ver¬

waltung verbundenen Betriebs- und Erhcbungökostcn und sonsti¬

gen Ausgaben, welche, den bestehenden Einrichtungen zufolge,

theils von den Spezial-Einnahme-Kassen, theils von den Provin-

zial-Hanpt-Kassen und von der General-Staats-Kasse zu bestreu¬

ten sind, ebenfalls vor der Linie abgesetzt und so die in der Linie

ausgeworfenen Netto - lleberschüsse nachgewiesen worden. Durch

dieses Verfahren wird, ohne die Vcrgleichnng der in der Linie er¬

scheinenden Resultate des diesjährigen Etats mit denjenigen der

früher veröffentlichten Staatshaushalts-Etats zu erschweren, der

Zweck erreicht, die Brutto-Einnahmen des Staats, in Bezug auf

die wichtigsten Einnahinezweige, näher darzulegen und das Ver¬

hältniß derselben zu den aus die Erhebung zu verwendenden Kosten
anschaulich zu machen.

Da der Haupt-Finanz-Etat nur dazu bestimmt ist, eine all¬

gemeine Uebersicht der Staats-Einnahmen und Ausgaben zu ge¬

währen, so haben sowohl die Brutto-Einnahmen, als auch die

Erhebungskostcn, nur in summarischen Beträgen ausgeworfen wer¬

den können. Die wichtigsten derselben sollen jedoch, in den nach¬

folgenden Erläuterungen, in ihre Haupt-Bestandtheile zerlegt werden.

l) Die Brutto-Einnahmc aus der Verwaltung der Tomainen

und Forsten besteht ans i
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n, den Domainen-Rcvennen, welche

1) an Rent-Amts-Gesällen, Erbpachten, Erbzinsen und anderen

Geld- nnd Natnral-Gefallen . . . 4,132,289 Rthlr,

2) an Einnahmen von verpachteten und ad-

ministrirten Domainen-Grundstncken und

Nutzungen 1,828,997 -

zusammen .... 5,961,196 Rthlü
und

b. den Forst-Revenüen, welche

1) an Einnahmen ans dem Nutz- u. Brenn¬

holz-Verkauf 3,459,504 Rthlr.

2) an Jagdnutzungen 194,621 -

3) an Forst-Nebennntznngen, einschließlich

der Forststraf- nnd Pfandgelder. . . 399,229 -

zusammen .... 3,963,345 Rthln
betragen.

Von den in dem Haupt-Finanz-Etat mit 3,261,279 Rthlr.

summarisch ausgeworfenen Domainen- und Fvrst-Verwaltungs-,

kosten fallen

auf die Domainen-Verwaltung:

1) an Aufsichts- und Erhebnngskostcn . 257,765 Rthlr.
2) an "Ausgaben für die gntsherrliche Po¬

lizei-Verwaltung nnd an Patronatslastcn 197,536 -

3) an Passivrcntcn, Kompetenzen und öf¬

fentlichen Abgaben 429,928 -

4) an Remissionen 18,379 -

5) an Ban-, Vermessungs-, SeparationS-,

Prozeß- und anderen ähnlichen Kosten, 362,557

zusammen >,176,156 Rthlr.
und

b. auf die Forst-Verwaltung:

1) an Besoldungen der Rcgicrungs-Forst-

Beamten nnd Forst-Inspektoren. . . 167,595 Rthlr.

2) an Forstschutz- und Erhebungs-Kosten

und anderen Lokal-Verwaltungs-Aus¬

gaben 884,335

3) an Holzhauer- und Holzfuhrlöhnen . 509,909
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4) .in Ausgaben zu Forstkulturen, Ver¬

messungen und Separationen, für Forst-

Wege- und Wasserbauten, an Prozeßko-

sten, so wie an Unterhaltungskosten der

Forst - Dienstgcbände und Forst - Lchr-

Anstalten 402,433 Rthlr.

5) an Gcldvergütungcn für Holz-Deputate

und sonstige auf den Forst-Grundstücken

haftende Lasten 49,001 -

0) an Pensionen und Unterstützungen der

Wittwen und Waisen exekutiver Forst-

Beamten und an Remunerationen dieser

Beamten 80,940 -

zusammen .... 2,085,123 Rthlr.

Hiernach ergiebt sich:

für die Domaiucn, wenu von dem Brutto-

Ertrage mit 5,961,196 Rthlr.

die Erhebungs- und Verwaltungskosten mit 1,176,156 -

abgesetzt werden, ein Netto-Ertrag von 4,785,040 Rthlr.

und

für die Forsten, wenn man von dem Brutto-

Ertrage mit .... 3,963,345 Rthlr.

die Betriebskosten mit. 2,085,123 -

in Abzug bringt, ein Netto-Ertrag von 1,878,222 Rthlr.

mithin für beide Verwaltungszweigc zu¬

sammen ein Netto-Uebcrschuß von . . . 6,663,262 Rthtr.

Von dieser Summe geht zuvörderst der

in dem Gesetze vom 17. Januar 1820 dem

Kron-Fidcikommisi vorbehaltene Antheil an

den Domainen- und Forst-Rcvenücn mit

2,500,000 Rthlr.

ab, welchem, nach einer

neuerlich im Kassen- und

Rechnungswesen allge¬

mein getroffenen Einrich¬

tung, das Agio von den
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darunter in Golde zahl¬

baren 548,240 Rthl. mit 73,099 -

hinzugesetzt ist. 2,573,099 -

Der dann verbleibende Rest mit . . 4,090,103 Rthlr.

bildet den zur Staatskasse fließenden Netto-Neberschnß aus

der Verwaltung der Domainen und Forsten.

Der Betrag von 70,103 Rthlr., um welchen diese Etats-Po¬

sition den, in dem Haupt-Finanz-Etat für das Jahr 1841 mit

4,020,000 Rthlr. ausgeworfenen Netto-Neberschuß der gedachten

Verwaltung übersteigt, ist, in der Hauptsache daS Ergebniß vor-

theilhafterer Domainen-Verpachtungen und besserer Verwerthung

der Forst - Produkte.

Bei einer Vergleichung der vorstehend nachgewiesenen Brutto-

Einnahmen mit den denselben gegenüberstehenden VerwaltnngS-Aus-

gaben darf zuvörderst nicht übersehen werden, daß unter den der

Domainen-Verwaltung angehörigen Ausgaben 537,404 Rthlr. be¬

griffen sind, welche auf Real-Verpflichtungen des Domainen-FiskuS

beruhen. Nach Abzug derselben bleiben an eigentlichen Erhebnngs-

nnd Betriebskosten dieser Verwaltung nur 038,092 Rthlr., oder

nicht ganz 11 pCt. der Brntto-Einnahme übrig.

Bei der Forst-Verwaltung kann eine Vergleichung der Betriebs-

AnSgaben mit der Brntto-Einnahme schon deshalb nicht zu einem

richtigen Resultate führen, weil unter dieser Einnahme weder der

Werth des Holzes, welches als Deputat oder unter anderen Titeln

ganz'oder theilweise unentgeltlich abgegeben wird, noch der Werth

anderer ähnlicher Naturalleistungen, die auf den Forsten hasten,

enthalten ist. Dazu kommt, daß der größeste Theil der Forst-Vcr-

waltnngskosten nicht blos für den FiSknS, als Waldeigenthümcr,

sondern auch im Interesse der zahlreichen Forstbcrcchtigten verwen¬

det wird, welche aus den fiskalischen Forsten, ans Grund mannig¬

facher Servitutcn, sehr erhebliche Nutzungen beziehen, ja es sind

diese Nutzungen nicht selten so bedeutend, daß sie mehr als die

Hälfte des Ertrages hinwegnehmen, während dem Forst-FiskuS

Schutz, Kulturen, und alle sonstige Ausgaben allein zur Last

fallen. —

2) Die Einnähme aus Domainen-Ablvsungen und Verkäufen

ist der Bestimmung des der Verordnung vom 17. Januar 1820



IM

beigefügten StaatSschnlden-EtatS entsprechend wieder auf 1,WO,990

Rthlr. angeschlagen, hat sich inilhin gegen den EtatSsatz für daS

Jahr 1841 und frühere Jahre nicht geändert. Der größestc Theil

dieser Einnahme besteht in dem Ertrage der gesetzlich geordneten

Ablösung von Domainen-Gefallen, während der eigentliche Do-

mainen-Verkauf lediglich auf die Bcräusieruug kleinerer Domaincn-

und Forst-Parzellen beschränkt wird.

3) Die Brutto-Einnahme aus der Verwaltung der Bergwerke,

Hütten und Salinen, die in dein diesjährigen Haupt-Finanz-Etat

mit l,697,838 Rthlr. ausgebracht ist, bildet sich aus folgenden

Beträgen:

a. von landesherrlichen Gruben und Hüttenwerken 728,199 Rthlr.

k. von landesherrlichen Salinen 274,567

o. an Bergwerks-Gesällen, Steuern, Sporteln

und sonstigen Einnahmen 695,981 -

zusammen 1,697,838 Rthlr.

Dabei ist zu bemerken, daß die angegebenen Einnahme-Sum¬

men von Gruben, Hütten und Salinen nur aus den llcbcrschüfsen

der einzelnen Werke bestehen, deren Brutto - Erträge und Betriebs¬

kosten ohne ein, dem Zwecke dieser Darstellung unangemessenes

Eingehen in daS Detail der Verwaltung, nicht wohl spczifizirt wer¬
den können.

In dem ausgeworfene» Betrage der Kosten der Berg-, Hütten-

und Salinen-Verwaltung sind-

». an Besoldungen, Reisekosten und Bürcau-Bedürfnisscn der Berg-

Aemter, der Ober-Bergämter und der mit dein Finanz-Ministe¬

rium verbundenen General-Verwaltung . . 372,228Rthlr.

K. zu größeren Gruben und anderen Neubauten

und zu Meliorationen 192,978

o. zu berg- und hüttenmännischen Versuchen, so

wie zur Unterhaltung der Bergschulen, der

Berg-Eleven und zu ähnlichen Ausgaben . 32,632 -

507,838 Rthlr.
begriffen.

Bei der Position a darf nicht übersehen werden, daß die Be¬

amten keineswcges allein oder vorzugsweise mit der Administration

der landesherrlichen Werke beschäftigt sind, daß vielmehr ein über-
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wiegender Theil ihreö Berufes iu der oberen lechnischeu Leitung

deö ausgedehnten primitiven und gewerkschaftlichen Bergwerks-Ve-

triebes besteht.

Unter den Ausgaben zu I> find vorzugsweise solche enthalten,

welche, wie die Anlage tiefer Stollen, zur Beförderung des Berg¬

baus in großen Revieren bestimmt sind, und daher auch dem Pri¬

vat- und gewerkschaftlichen Bergbau zu gute kommen.

Der Gesammt-Ueberschuß von k, 100,000 Rthlr.

übersteigt die in dem Staatshanshalts-Etat vom

Jahre 1841 mit . . . 900,000 -

ausgebrachte Einnahme ans diesem Verwaltnngs-

zweige um 200,000 Rthlr-

ein Resultat, welches dem schwunghafteren Betriebe der landesherr¬

lichen Berg- und Hüttenwerke und des Bergbans im Allgemeinen

zugeschrieben ist.

Die jene»! Ueberschusse, wie früher, hinzugesetzte etatsmäßige

Einnahme ans der berliner Porzellan-Manufaktur hat sich gegen

das Jahr 1841 nicht geändert. Die geringe Differenz zwischen der

im diesjährigen Etat erscheinenden Ertrags-Snmme von

17,241 Rthlr.

und der entsprechenden Etats-Position von 1841 mit 17,000 -

war ans letzterer nur der Abrundung wegen weggeblieben.

Etwanige Mehr-Einnahmen über diesen etatsmäßigen Ueberschnß

hinaus werden zur Zeit noch zur Tilgung älterer, zur Erweiterung

der Fabrik-Anlagen aufgenommener Schulden und zur Vermehrung
deö Betriebs-Fonds verwendet.

4) Die Post gehört zu denjenigen Einnahme-Verwaltungen,

deren Erträge nicht durch die Regiernngs-Hauptkassen, sondern

durch eine eigene Central-Kasse an die General-Staatskasse abge¬

führt werden. Um der Post-Verwaltung eine nach ihrer Eigen¬

thümlichkeit wünschenswertste freiere Bewegung zu gewähren, ist

der von derselben für die Staatskasse zu erwartende Ueberschnß

schon seit längerer Zeit auf eine runde Summe firirt worden, welche

früher 1,200,000 Rthlr. betrug und im Jahre 1841 auf 1,400,000

Rthlr. erhöht wurde. Dieser Ueberschnß hat, ungeachtet in Folge

der Aufhebung der Abgabe von Miethkntschcrn und Lohnfnhrlen-

tcn (Allerhöchste Kabinetö-Ordrc vom 10. Dezember 1841, Gesetz-
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Sammlung hon 1841, Seite 336), der Postkasse eine jährliche

Einnahme von ungefähr 66,666 Rthlr. entgangen ist, doch auch

für das Jahr 1844 unverkürzt wieder ausgebracht werden können.

llebrigens wird die von des Königs Majestät neuerlich in Aus¬

sicht gestellte Porto-Ermäßigung ohne Zweifel einen beträchtliche»

Ausfall an den Post-Revenüen herbeiführen, auf welchen indessen

bei Festsetzung deS diesjährigen Fonds zur Deckung von Einnahme-

Ausfällen schon die erforderliche Rücksicht genommen ist.

5) Die Lotterie-Einnahmen, die eben so, wie die Post-Einnah¬

men durch eine Centralkasse in die General-Staatskasse stießen, be¬

tragen, nach dem Etat für das Jahr 1844, zusammen

1,636,151 Rthlr.

worunter an gesetzlichen Tantiemen ü 121 pCt.

von den Gewinnen 976,761 Rthlr. begriffen sind.

Der Rest besteht in zufälligen Einnahmen, ein¬

schließlich der Gewinne auf die zur Bestreitung

der Freiloose zurückbehaltenen Loose.

Von diesen Einnahmen gehen

a. an Einnehmer-Gebühr . 111,866 Rthlr.

1>. an Besoldungen und sonsti¬

gen Verwaltungs-Kosten . 35,661

o. an möglichem Verlust für

nicht abgesetzte Loose . . '26,666

zusammen 166,951 -

ab. Der Rest mit 863,266 Rthlr.

bildet den diesjährigen eratsmäßigen Ueberschuß der Lotterie-Ver¬

waltung.

Die Verminderung desselben gegen das Jahr 1841, in welchem

diese Verwaltung etatsmäßig 929,666 Rthlr. an die General-Staats¬

kasse abzuliefern hatte, rührt von der in Folge der Allerhöchsten

Kabinets-Ordre vom 21. Juli 1841 (Gesetz-Sammlung von 1841,

Seite 131) eingetretenen Beschränkung der Lotterie her, wobei na¬

mentlich die Anzahl der zum jährlichen Debit bestimmten Loose

um 54,666 Stück vermindert worden ist.

6) Die Einnahmen aus der Steuer- und Abgaben-Verwaltung

sind in dem neuen Etat in derselben Reihcfolge, wie in dem Hanpt-

Finanz-Etat von 1841, nämlich zuerst der Ertrag jeder der 3 di-
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rekten Steuern (Grundsteuer, Klassensteuer und Gewerbesteuer),

dnnn die Einnahmen an indirekten Steuern jeder Art in einer Summe

und endlich das Einkommen aus dem Salz-Monopol aufgeführt.

s. Der Brutto-Ertrag der Grundsteuer beträgt nach dem dies¬

jährigen Etat 10,427,944 Rthlr.

Die davon abgesetzten Erhebungs- und Ner-

waltungs-Kosten mit 585,037 -

bestehen in:

12l,158 Rthlr. an Elemcntar-Erhebungs-Kostcn

199,483 - für Remisstonen und Erstattun¬

gen und

204,990 - Kosten der Kriegskassen und der

Anfertigung der Grundsteuer-

Heberollen und Besoldungen der

Stcuer-Aufstchts- und Fortschrei-

bungs-Beamten, so wie der Ere-
kutoren.

Nach Abzug dieser Kosten ergiebt sich ein

Netto-Ileberschuß von 9,842,307

während in dein Etat für das Jahr 1841 der

Rein-Ertrag der Grundsteuer mit 9,889,000

also um . . 40,093 Rthlr.
hoher ausgeworfen war.

Dieser Minder-Ertrag rührt von der Absetzung eines Theils der

zur Unterhaltung der Bezirksstraßen auf dem linken Rheinufer be¬

stimmten Beischläge her, welche, in Folge des Regulativs über die

Verwaltung jener Straßen vom 20. Januar 1841 nicht mehr, wie

früher, ausschließlich auf die Grundsteuer, sondern auch auf die

Klassensteuer, die Gewerbesteuer und die Mahl- und Schlachtsteuer

repartirt und, so weit sie von der Grundsteuer abgesetzt sind, durch

Mehr-Einnahmen bei den gedachten anderen Steuern gedeckt werden.

Ohne diese Veränderung und ohne eine nicht ganz unbeträcht¬

liche Erhöhung der Verwaltung?-Kosten, welche indessen grosien-

theils nur in der Uebernahme verschiedener, bis dahin auf anderen

Etats ausgebrachten Besoldungen ihren Grund hat, würde der

für 1844 ctatsmäßige Grundsteuer-Ertrag sich gegen das Jahr

1341 um etwa 30,000 Rthlr. höher stellen, eine Steigerung, die

in der Zugangsstcner von veräußerten, früher steuerfreien Domai-
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neu-Grundstücken und in vorgekommenen Berichtigungen ihre na¬

türliche Erklärung findet.

Die Erhebungs- nnd Vertvaltnngs-Kosten der Grundsteuer be¬

laufen sich ungefähr ans 5^ pCt. der Brutto-Einnahme.

I>. Von der Klassensteuer ist nach dein Etat für das Jahr 1844

eine Brutto-Einnahme von 7,188,107 Rthlr.

einschließlich 8,703 Nthlr. an Beiträgen zum De¬

partements-Remissions-Fonds in der Rhein-

Provinz und, naeb Abzug der Erhebnngs-Kosten

mit ' . . . 297,70 1 ^
ein Ueberschuß von 0,890,340 Rthlr.

zu erwarten.

Gegen den im Etat für 1841 ausgeworfenen

Netto-Ertrag von 0,093,000 -

ergiebt sich, mit Einschluß der oben erwähnten,

auf die Klassensteuer fallenden, Beischläge zur

Unterhaltung der Bezirksstraßen auf dem linken

Nheinufer für 1844 eine Mehr-Einnahme von 197,340 Rthlr.

Die Grundsätze, nach welchen bei Veranlagung der Klassensteuer

verfahren wird, haben sich gegen das Jahr 1841 nicht geändert,

in der Anwendung aber »och gemildert. Denn, während die Steuer

im Jahre 1841 jeden Kopf der damals vorhandenen klassenstener-

pstichtigen Bevölkerung durchschnittlich mit 10 Sgr. 5//? Pf., traf,

fällt von dem in diesem Jahre etatmäßigen Klassensteuer-Soll ans

den Kopf ein Dnrchschnittsbetrag von 10 Sgr. 4//^ Pf., wobei

überdies — weil die Ermittelungen der Einwohnerzahl für das

Jahr 1844 noch nicht beendigt sind — nur die Bevölkerung des

Jahres 1843 der Berechnung zum Grunde gelegt ist.

v. Die Gewerbesteuer soll nach dem diesjährigen Etat ein Brutlo-

Aufkommen von 2,435,400 Rthlr.

und nach Abzug von 98,491 -

Erhebungskosten, einen Netto-Ertrag von . . 2,330,909 Rthlr.

mithin gegen den Reinertrag für 1341, welcher

damals auf 2,180,000 -

angeschlagen war, eine Mehr-Einnahme von 150,909 Rthlr.

gewähren, die nach Verhältniß ungleich bedeutender ist, als die

Erhöhung der Klassensteuer und lediglich der mit dem Anwachsen
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der Bevölkerung steigenden Zunahme der Gewerbthätigkeit beige-

messen tverde» kann, indem daS Gewerbesteuer-Gesetz eine willkür¬

liche Erhöhung dieser Steuer ausschließt.

Die Veranlagungs- und Erhebungskosten der Klassen- und

Gewerbesteuer sind durch die Stenergesetze vom 39. Mai 1839 auf

4 pCt. der Brutto-Einnahme, welche den zur Veranlagung und

Erhebung verpflichteten Gemeinden gewährt werden, firirt. Der

Mehr-Betrag der oben nachgewiesenen Verwaltnngökoste» besteht

— außer dem bei der Klassensteuer erwähnten Departemental-Re-

missions-Fonds für die Rhein-Provinz und außer einem Zuschüsse

zu den Kosten des Königlichen Gewerbesteuer-Amts zu Berlin —

in dem Antheile des Fürstenthuins Lippe an dem Klassen- und

Gewerbesteuer-Aufkommen der Stadt Lippstadt.

ä. Die im Etat vor der Linie ausgeworfene Gestimmt-Brutto-

Einnahme an indirekte» Steuern aller Art bildet sich aus folgen¬

den einzelnen Positionen!

1) Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben (nach

Abzug der nur als durchlaufend in Einnahme und Aus¬

gabe erscheinenden Herauszahlungen an andere Zollvereins-

Staaten) 12,183,119 Rthlr.

2) llebergangssteuer von vereinsländischem

Wein, Most und Taback 186,991 -

3) Rübenzucker-Steuer 59,539 -

4) Niederlage-, Krähn-, Waage-, Blei-, Zet¬

tel- und Siegelgelder 39,159 -

5) Convcntionsmäfiige Schifffahrts-Abgaben

aus der Elbe, der Weser, dem Rhein und

der Mosel 476,484 -

6) Branntwein-Steuer ....... 5,915,475 -

7) Braumalz-Steuer 1,292,484 °

8) Steuer von inländischem Weinbau. . . 95,889 -

9) Steuer von inländischem Tabacksbau . . 149,699 -

19) Mahl-Steuer 1,591,665 -

11) Schlacht-Steuer 1,349,355 -

12) Stempel-Steuer 3,812,325 -

13) Chansscegelder 1,229,695 -

l0
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14) Brück-, Fähr- und Hafengelder, Strom-

und Kanal - Gefälle 587,711 Rthlr.

15) Hypotheken- und Gerichtsschreiberei-Ge¬

bühren aus drin Bezirk des AppellationS-

Gerichtshofcs zu Köln 139,77ll

16) Verschiedene und außerordentliche Einnah¬

men, als! Beiträge der Kominunen zu den

Erhebnngskosten der Mahl- und Schlacht-

Steuer, Miethe für Dienstwohnungen

», s. f . ^ 66,199 -

zusainmen . . 29,681,434 Rthlr.

Die davon in dem Etat mit 3,666,356 Rthlr. summarisch in

'Abzug gebrachten Vcrwaltungskvsten lassen sich unterscheiden in

solche, welche einzelne Einnahmezwcige allein, und solche, welche

sämmtliche Einnahmezweige dieser Hauptklassc betreffen.

Die mit einzelnen Einnahmezwcigen verbundenen Koste» bestehen in

43,1 l3 Rthlr. für die Rhcin-Schiffahrts-Verwaltung, einschließlich

33,243 Rthlr. Rhein-Schiffsahrts-Renten,

55,554 - für 'Anschaffung des erforderlichen Stempel-Materials

und für die Stempelsteuer-Erhebung,

116,678 - für die Ehansseegcld-Erhebuug mit Einschlnß der auf

den Chausseen haftende» Grnndlastcn,

17,196 - für die Erhebung der Brücken-, Fähr- und Hafen¬

gelder,

64,347 - Honorare und Tantiemen der zur Berechnung der

Hypotheken- und Gerichtsschreiberei-Gcbühren in der

Rhein - Provinz verpflichteten Hypothekenbewahrer

und Gerichtsschreiber.

296MRthl^

Die übrigen Verwaltnngskosten mit . . . 3,316,674 Rthlr.

welche sämmtliche Einnahmezweige der indirekten

Steuer-Verwaltung betreffen, zerfalle» in fol¬

gende Haupt-Positionen!

». Gehälter derBeamten bei denPro-

Vinzial-Stener-Dircctionen, so wie

zu Diäten, Reisekosten nnd Bürcau- Rthlr.

Bedürfnissen dieser Behörden . . 321,698
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b, Gehälter der Ober-Zoll- u. Ober-

Steuer-Jnspcktoren und Control-

leure, der Gränz- und Steuer-

Aufseher, Gehälter und Tantie¬
men der Beamten und Ilnterbe-

dienten bei den Haupt- und Nc-

ben-Zvll- und Steuer-lZlemtcrn,

Vüreau-Bedürfnisse, Diäten und

Reisekosten und Pferde-Nnterhal-

rungsgelder sür diese'Aemter,nebst

allen übrigen, den Gränzschntz und

die Steuer-Aussicht, ingleichen die

Einwirkung auf die Zoll-Erhe¬

bung in den Zoll-Vereinsstaaten Rthlr.

betreffenden Ausgaben . . . .2,928,376

o. zu größereit Bauten und Hanpt-

Reparatnren der Steuer-Dienst-

Gebäude 69,999

^3MM

Der Netto-Ertrag an indirekten Steuern stellt sich in dem Etat

für das Jahr 1844 auf 25,475,978 Rthlr.

mithin gegen die in dem Etat für das Jahr 1841

für diese Einnahmezweige ausgebrachten . . . 22,543,999 „

um 2,932,978 Rthlr.

hoher. Der grvßestc Theil dieser Mehr-Einnahme rührt von dem

gesteigerten Ertrage an Eingangs-, AuSgangs- und Durchgangs-

Abgaben her, der in dem diesjährigen Etat um 1,595,299 Rthlr.

höher, als vor drei Jahren hat ausgebracht werden können. Auch

die Branntweinsteuer und die Stempelsteuer lassen in diesem Jahre

gegen das Jahr 1841 ansehnliche Mehr-Einnahmen,

die erstere von . . . 429,835 Rthlr.

die letztere von . . . 482,595 „

erwarten. Verhältnißmäßig noch bedeutender ist die Steigerung

der Einnahmen an Brück-, Fähr- und Hafengeldern, Strom- und

Kanal-Gcfällen um 113,432 Rthlr.

und an Schifffahrts-Abgaben auf Elbe, Weser,

Rhein und Mosel um 99,219 „

Auch hierin, so wie in der Vermehrung des Chaussecgcldcr-
10*
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Ertrages, die sich auf i >0,405 Rthlr. beläuft, liegen erfreuliche

Beweise eines immer lebendiger gewordene» kommerziellen Verkehrs.

Als eine seit 1841, auf Grund des Gesetzes vom 30. Juli 1841,

neu hinzngetretene Steuer erscheint im diesjährigen Etat die Rü-

benzuckcrsteucr mit einer Brntto-Eiunahme ovn 50,530 Rthlr.

Die übrigen Mehr-Einnahmen, so wie die bei einigen Steuern

heroortretenden Miudcr-Erträge und die durch die Steigerung der

Einnahme gebotene Erhöhung der Verwaltungskosteu sind oon

untergeordneter Wichtigkeit.

Die mit der indirekten Steuer-Verwaltung verbundenen Ausga¬

ben betragen im Ganzen etwa 12 pCt. der Brutto-Einnahme.

Wenn dies, mit Rücksicht auf die Eigenthümlichkeit der gedachte»

Steuern, schon an sich nicht als ein ungünstiges Verhältniß an¬

gesehen werden kaun, so darf dabei nicht unbeachtet bleiben, daß

die Verwaltung des Salz-Monopols, dessen Ertrag in dem Etat

besonders ausgeworfen ist, mit unter der Leitung der Provinzial-

Stcuer-Directiouen steht, weshalb genau genommen, der Betrag

der, dem Einkommen aus den indirekten Steuern gegenübergestell¬

ten, Verwaltungskosten etwas zu hoch gegriffen ist.

v. An Einkommen aus der Salz-Regie sind in dem diesjähri¬

gen Etat 0,981,720 Rthlr.

und, nach Abzug von 2,000,420 -

für Ankaufs- und Verwaltuugs-Kosten an Ne¬

berschuß 4,315,300 Rthlr.

ausgeworfen, während in dem Etat für das Jahr

1641 der Rein-Ertrag des Salz-Monopols auf 5,975,000 -

mithin um 1,059,700 Rthlr.

höher angebracht war.

Diese Erlrags-Verminderung, welche aus ei¬

nem Einnahme-Ausfall von 1,300,414 Rthlr.

und einer Mehr-Ausgabe von 293,280 -

einschließlich 257,543 Rthlr. Mehr-Aufwand an

Ankaufs-, Vcrpackungs- und Transport-Kosten

besteht,
Summa 1,059,700 Rthlr.

wird durch die mittelst Allerhöchster Verordnung vom 22. Npvem-

ber 1842 erfolgte Herabsetzung des SalzpreiseS von 15 Rthlr. auf



12 Rrhlr. für dir Tonne nnd durch dir gleichzeitig angeordneten

Maßregeln zur Erleichterung des Salz-2lnkaufS in kleiiien Onan-

ritäten erklärt. Es verdient dabei bemerkt zn werden, daß gegen

den Etat des Vorjahres 1843 die Brntto-Einnahme aus dein Salz-

Monopol im diesjährigen Etat nm mehr als 53,000 Rthlr. hober

hat ausgebracht werden können.

7) Der letzte Einnahme-Titel des Etats umfaßt verschiedenartige,

zum Theil zufällige Einnahmen, von geringerer Wichtigkeit, z. B.

Abschoß-Gefälle, Vermögens-Konfiskate, herrenlose Erbschaften, fis¬

kalische und Polizeistreifen, die in einem Zwölftheil neu bewilligter

Besoldungen nnd Gehaltszulagen bestehenden außerordentlichen Bei¬

träge zum Pensionsfvndö und mehrere eigene Einnahmen einzelner

AnSgabe-Verwaltungen. Früher gehörten auch die durch die Ver¬

ordnung vom 22. November 13-12 aufgehobenen Vcrhandlungs-

und AuSfertigungs-Sporteln der Provinzial-VerwaltungSbchörden

in diesen Einnahme-Titel.

Der Gcsainmtbetrag an vermischten Einnahmen in dem Etat

für das Jahr 1844 mit 346,590 Rthlr.

übersteige die entsprechende Position des Etats

für 1841 mir. . 321,000 -

um 25,590 Rthlr.

eine Differenz, welche bei diesen Einnahmen, deren Ertrag von vielen

Zufälligkeiten abhängig ist, einer näheren Erläuterung nicht bedarf.

In der

A u s g a b c

weist der diesjährige Haupt-Etat

1) für das StaatSschnldenwescn eine Summe

von 7,253,920 Rthlr.

nach, wovon

n. zur Verzinsung der allgemeinen nnd pro¬

vinziellen Staatsschulden nnd zn dcir Ncr-

waltungs-Kostcn der Ccntral-Behvrde für

daS Staatsschuldenwesen 4,961,885 Rthlr.
nnd

b. zur Schuldentilgung . 2,251,115 -

zusammen 7,213,000 Rthlr.
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und

o. zur Verzinsung und Til¬

gung später übernomme¬

ner Provinziell-Schulden 49,929 Rthlr.

bestimmt find.

Die letztgedachte -Ausgabe-Position hat sich gegen das Jahr

1841 nicht geändert. Wenn sie gleichwohl in dem publizirten Etat

für 1841 mit 41,999 Rthlr.. also um 8(1 Rthlr. höher erscheint,

so ist dies lediglich der Abrundung wegen geschehen.

Dagegen hat sich der -Ausgabe-Bedarf für die Verzinsung und

Tilgung der früheren Staatsschuld und für die Verwaltung des

StaatsschuldenwesenS gegen das Jahr 184 l, wo derselbe 8,533,99(1

Rthlr. betrug, um >,32(1,<><1(1 Rthlr. oermindert, eine Ersparnifi, die

theils in dem, mit dem Schlüsse des Jahres 1842 eingetretenen,

Ablauf der dritten TilgungS-Periode für die Staatsschuld, theils

in der, in demselben Jahre erfolgten, Konvcrtirung der Staats¬

schuldscheine auf 3^ pCt. Zinsen ihre Erklärung findet.

Gegen das Jahr 1833, das erste der abgelaufenen Tilgungs-

Periode, ist die Gestimmt-Ausgabe für die Staatsschulden-Ver¬

waltung um 2,1(15,488 Rthlr. 17 Sgr. 9 Pf.

zurückgegangen, woöon in den

Etats für 1843 .... 1,291,389 - — - — -

und für 1844 26,099 - — - — -

die übrigen 788,198 - 17 - 9 -

aber schon in den früheren Jahren nach und nach abgesetzt wor¬

den find.

2) Der zweite Ausgabe-Titel des Hanpt-Finanz-Etats für das

Jahr 1844 „an Pensionen, Kompetenzen und Leibrenten"

zerfällt, wie früher, in 2 Unrerabtheilungen, deren erste die fort¬

dauernden Penfions-FondS für emeritirte Staatodiener und deren

Wittwen und Kinder, so wie einige, zu ähnlichen Zwecken be¬

stimmte Unterstützungs-Fonds enthält, während in der zweiten die

Pensionen der Mitglieder aufgehobener geistlicher Eorporativne»,

die auf dem Reichs-DeputationS-Hanptsehluß vom 25. Februar

1893 beruhenden Kompetenzen und andere, gleich diesen, künftig

wegfallende Zahlungen ähnlicher Art znsammengefafit sind.
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Die erste 'Abtheilung mit

ist gegen die entsprechende Position des zuietzt pu-

985,527 Rthlr.

blizirten Etats ovn . 976,000 -

in Folge der Verstärkung eines FondS zu Gnaden-

Unterstützungen an Wittwen und Waisen, um . 9,527 Rthlr.

gestiegen.

Den Haupt-Bestandtheil dieser 'Abtheilung bildet der unter die

verschiedeneu Verwaltungen, nach Maßgabe ihres Bedarfs, ver¬

theilte PenstonS-Fonds für cmerilirre Civil-Bcamte im Betrage

von 800,000 Rthlrn., worunter die, nach dem Pensions-Regle¬

ment vom 30. April 1825 dahin überwiesenen, fortlaufenden und

außerordentlichen Abzüge von den Beamten-Besoldungen begriffen

sind. Die außerordentlichen Pensivns-Abzüge — jährlich etwa

32,000 Rthlr. — erscheine» im Etat, wie oben erwähnt worden,

unter den vermischten Einnahmen, während die fortlaufenden Pen¬

stons-Beiträge der Civil-Bcamten von den Gehältern vorweg ab¬

gezogen und daher im Etat nicht besonders nachgewiesen wer¬

den. Im Ganzen betragen diese laufende» Pcnsions-Abzüge etwa

192,000 Rthlr. Die Erleichterung, welche der Staatskasse durch

die reglementsmäßigcn Besoldungs-Abzüge der einen und der an¬

deren Art gewährt wird, ist demnach im Ganzen ungefähr auf

224,000 Rthlr. oder 28 pCt. des ctarsmäßigen Penstons-Fonds

anzuschlagen.

Der Ausgabe-Bedarf für die zweite Abtheilung des zweiten

Ausgäbe-Titels, der im Jahre 1841 1,308,000 Rthlr. betrug,

hat sich in Folge eingetretener Heimfälle um beinahe 76,000 Rthlr.

vermindert, und würde sich noch mehr vermindert habe», trenn

nicht inzwischen dieser Abtheilung, großenthcilS auf Grund von

Uebcrtragnngen aus anderen Etatstiteln, verschiedene ansehnliche

Mehr-Ausgaben hinzugetreten wären.

3) An dauernden Renten waren in dem Etat für 1841:

n. als Entschädigung für aufgehobene Rechte

und Nutzungen 327,000 Rthlr.

b. für eingezogene Kapitalien und Amts-Kau¬

tionen 684,000 -

zusammen 1,011,000 Rthlr.

ausgeworfen.
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In dem diesjährigen Etat stellt sich die erste dieser beiden AuS-

geringer, was hauptsächlich in der aus Einnahme-Überschüssen

bewirkten Ablösung mehrerer Entscbädigungs-Renten, zum Theil

von bedeutendem Betrage, seinen Grund hat.

Die oben gedachte zweite Ausgabe-Position des Etats für

1841 von 684,666 Rthlrn. nmfasit mehrere Ausgaben verschie¬

dener, wenngleich verwandter Art, nämlich!

die Zinsen der Amts-Cantionen,

b. den Bedarf zur Verzinsung und Abbürdnng eingezogener Stif-

tnngs-Kapitalien und temporairer Vorschüsse anderer König¬

licher Kassen und

o. den der Civil-Wittwcn-Kasse zn leistenden Zuschuß.

In dein neuen Etat ist jede dieser Ausgaben besonders ausgeworfen!

«. Zur Verzinsung der Amts-Eautionen waren

bestimmt. Jetzt sind dazu, in Uvlge der Vermeh¬

rung der baar eingezahlten Cautionen .... 211,845

mehr erforderlich.

b. Der Fonds zur Verzinsung und Abbürdnng eingezogener

Stiftnngs-Kapitalien und temporairer Vorschüsse anderer König¬

licher Kassen betrug im Jahre 1841 .... 255,466 Rthlr.

Für das Jahr 1844 sind dazu, mit Einschluß

von 171,666 Rthlrn. zur Verzinsung der Wittwen-

Kassen-Kapitalien 358,846

also 163,446 Rthlr.

mehr ausgesetzt, welche hauptsächlich zur Abbürdung der erwähn¬

ten Vorschüsse verwendet werden sollen.

v. Der Zuschuß, den die Staatskasse aus Grund der im Jahre

1775 übernommenen Garantie an die Civil-Wittwen-Kasse zn

leisten hat, ist eine Folge irriger Voraussetzungen, die sich in die

dem Statute der allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anstalt zum

Grunde liegenden Berechnungen eingeschlichcn und ein Mißverhält-

niß zwischen den laufenden Einnahmen und Ausgaben dieser An¬

sialt veranlaßt haben, durch welches das Defizit derselben und der

gäbe-Positionen auf .

mithin gegen 1841 um

254,116 Rthlr.

72,896 -

im Jahre 1841 196,266 Rthlr.

mithin 15,645 Rthlr.



zu dessen Deckung bestimmte Zuschuß »och auf eine Reihe von

Iahren sich erhöhen wird. Für daS Jahr 1844 ist dieser Zuschuß

auf 31V, 193 Rrhlr. angenommen morden, mährend dazu im Jahre

18-11 nur 1113,171 Rlhlr. nöthig waren.

1) Der Ausgabe-Bedarf der außer den Ministerien vorhandenen

Central-Behörden, welcher in den bisher publizirten Hanpt-Finanz-

Etats nur summarisch angegeben war, ist im diesjährigen Etat

vor der Linie für jede dieser Behörden besonders nachgewiesen. Die

Gesammtsumme mit 339,518 Rrhlr.

ergiebt gegen den in dem Etat von 1811 mit . 399,999

ausgebrachten Bedarf eine Erhöhung von . . . 21,518 Rthlr.

worunter allein für die den Senioren des eisernen Kreuzes Aller¬

höchst bewilligten Zahlungen 7299 Rthlr. begriffen sind. Im Uebri-

gen ist jener Mehrbedarf hauptsächlich durch die Steigerung der

Ausgaben für das im Laufe der letzten Jahre um einige Mitglieder

vermehrte Staats-Ministerium und für das durch Anstellung von

1 Geheimen Referendarien verstärkte Hülsspersonal des Staatsraths

herbeigeführt worden.

5) Die für daS Ministerum der geistlichen, Unterrichts- und

Medizinal-Angelegenheiten etatmäßig ausgesetzte Summe beträgt

in diesem Jahre 3,119,919 Rthlr.

mithin gegen den für 1811 ausgeworfenen Be¬

trag von 3,929,999 -

99,919 Rthlr.

mehr, was größtentheils von der Verstärkung der Zuschüsse für

Unterrichtszwecke, insbesondere für die Universitäten Halle, Breslau

und Bonn, für die Akademie zu Münster und für verschiedene

Gymnasien und Seminarien herrührt.

Im Ganzen sind von der Summe, welche dem gedachten Mi¬

nisterium aus der Staats-Kasse gewährt wird,

n. für den Kultus einschließlich 712,215 Rthlr. für katho¬

lisch-geistliche Zwecke 951,999 Rthlr.

b. für deit öffentlichen Unterricht .... 1,217,918

o. zu gemeinschaftlichen Ausgaben für beide Vcr-

waltungSzwcige, namentlich für die Konsi¬

storien und Provinzial - Schul - Kollegien,

für die geistlichen und Schulräthe bei den



Regierungen, zur Verbesserung der äußeren

Page des geistlichen und Lchrslandcs und zur

Unterhaltung der Kirchen , Pfarr- und

Schnlgcbäude landesherrlichen Patronats .

6. für dir Medizinal-Verwaltung ....
und

e. zu dru Vcrwaltnngskosten drS MiuistcriunlS

srll'st und zu drsseu Disposition ....

512,889 Rthlr

303,486 -

134,527 -

3, > i0,940 Nthlr

bestimmt.

6) Für das Miuisterimu dcS Iuueru und für die General

Konnnisstonen erscheint im diesjährigen Gmr ,4» Gesammt-Aus

gabcbedarf von 2,752,656 Rthlr

Diese Summe zerfällt in folgende Hanptbe-

standtheile:

s. zu den Kosten der KreiS- und Distritts-

Verwaltuug 755,610 -

b. zu den Kosten der Polizei-Verwaltung in

den Städten Königsberg, Danzig, Posen,

Breolan, Berlin, Potsdam, Magdeburg,

Köln und Aachen, für polizeiliche Aufsicht

an den Landcsgränzcn und für andere po¬

lizeiliche Zwecke, einschließlich der (5ensur-

Verwaltung 450,022

o. für Straf- und VessernngS-Anstalten . . 496,827 -

<1. für die Land-Gendarmerie 631,611

v. für 'Armen- und WvhlthätigkeitS-Anstalten 151,648

s. für die Aliseinandersctznngs-Behörden, das

LandcS-Oeeonomic-Kolleginm und andere

landwirthschaftlichc Zwecke 150,195

A. der Rest mit 116,743 -

ist zu den Verwaltungs-Kosten und für den

TiSposirions-Fonds des Ministeriums selbst

bestimmt.

Summa 2,752,656 Nthlr

Gegen das Jahr 1841, im welchem für das

Ministerinin des Innern nur 2,569,000 -
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ausgesetzt warm, ergiebt sich im Ganzen eine

Etats-Erhöhung von 183,656 Rthlr.,

welche hauptsächlich in der zum Schutze der öffentliche» Sicherheit

nothwendigen Verstärkung der Land-Gendarmerie, mit welcher ein

Mehr-Aufwand rwn 53 bis 54,666 Rthlr. verbunden ist, und in

dem um mehr als 76,666 Rthlr. gestiegenen Bedarf der Strafge-

fängnisse und Besserungs-Anstalten ihren Grund hat.

7) Beim Ministerium der auswärtigen 'Angelegenheiten, für

welches der diesjährige Etat 729,364 Rthlr.

aussetzt, während der entsprechende EtatSsatz vom

Jahre 1841 nur 668,666 -

betrug, ist die Veranlassung der Ausgabe-Er¬

höhung von 61,364 Rthlr.

fast ausschließlich iu einer Vermehrung der Fonds für das Ge¬

sandtschafts-Personal zu suchen, welche in Folge des gegen frühere

Jahre lebhafter gewordenen Verkehrs mit dem Auslande und neu

angeknüpfter diplomatischer Verbindungen nöthig wurde.

8) Für das Kriegs-Ministerium sind iu dem Etat des laufen¬

den Jahres 24,664,268 Rthlr.

mithin gegen die entsprechende Etats-Position

aus dein Jahre 1841 von 23,721,666 -

883,M Rthlr'.

mehr ausgeworfen, wovon jedoch nicht viel wmiger als ein Dritt¬

theil in dem auf Preußen repartirten und ^ > zum Jahre 1852

jährlich mit 278,573 Rthlr. zahlbaren Beitrage zum Bau der Bun-

dcsfcstnngeu Ulm und Rastatt besteht. Im Uebrigm rührt jener

Mehrbedarf der Hauptsache nach theils von der im Jahre 1842

Allerhöchst bewilligten Erhöhung der Lieutenants-Gehälter, theils

von den durch die Einführung der PerkussionS-Gewehre in der

Armee vorübergehend verursachten außerordentlichen Koste», theils

von dem llmstaude her, daß die Militair-Pensions- und Inva¬

liden-Fonds und der Zuschuß zur Militair-Wittwcu-Kasse im Gan¬

zen um mehr als 256,666 Rthlr. haben erhöht werden müssen.

9) Für daS Justiz-Ministerium und das Ministerium der Ge¬

setzrevision war iu dem zuletzt publizirten Etat nur der außer den

Gerichtssporteln erforderliche Zuschuß ausgeworfen worden. In



156

dem diesjährigen Etat ist außerdem, vor der Linie, der Gcsammt-

Bedarf der Justiz-Verivalrung init .... 5,985,193 Rthlr.

und der Ertrug uu Sporteln, JuriSdictions-

Beiträgeu und anderen Einuahmeu dieser Ver-

wultung mit 3,797,255 -

nachgewiesen und so der Zuschuß von . . . 2,277,938 Rthlr.

näher justifizirt worden.

Im Jahre 1841 bclief sich der etatmäßige Justiz-Vcrwaliuugs-

Bedarf auf 5,727,238 Rthlr.

und der Ertrag au Sporteln zc. auf .... 3,598,452 -

der nöthige Zuschuß betrug also damals . . . 2,218,786 Rthlr.

oder abgerundet 2,219,999 -

Seitdem ist der Bedarf um 257,955 Rthlr.

die Einnahme au Sporteln zc. um .... 198,893 -

mithin der Zuschuß um 59,152 Rthlr.

oder, wenn man die Behufs der Abruudung frü¬

her hinzugesetzten . . .' 214 -

abzieht, um 58,938 Rthlr.

gestiegen.

Diese Bedarf-Erhöhung ist eine nothwendige Folge der mit dem

Anwachsen der Bevölkerung und der Zunahme des Verkehrs all-

mälig steigenden Vermehrung der gerichtlichen Geschäfte, welche im

Laufe der drei letzten Jahre eine Verstärkung des Aufwandes für

die Königlichen Uittergerichte von mehr als . . 198,999 Rthlr.,

und für die Obergcrichte von ungefähr . . . 32,999 -

nöthig gemacht hat. Außerdem hat sich der Bedarf für die Kri¬

minalkosten und den Unterhalt der Kriminal-Gefangenen um mehr

als 26,999 Rthlr. gesteigert.

Endlich ist den Kosten der Justiz-Verwaltung eine Summe von

6,159 Rthlr. für das neu errichtete Obcr-Ccusurgericht hinzuge¬

treten. Diesen und anderen geringeren Ausgabe-Erhöhungen ste¬

hen auch einige, im Ganzen jedoch nicht bedeutende, Ersparnisse

gegenüber.

19) Das Finanz-Ministerium erforderte im Jahre 1841 zu der

Eentral - Finanz - Verwaltung, der General - Verwaltung der Steuern
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und dcn Kosten der General-Staatskasse einen etatmäßigen Ge-

sammt ^Aufwand von 146,666 Rthlr.,

welcher, nach dem diesjährigen Etat bis auf , 158,653 -

also um 12,653 Rthlr.

sich erhöht hat. Dieser Mehrbedarf ist jedoch nur scheinbar, in¬

dem der jetzt etatmäßige Ausgabe-Fonds eine, von dein Etat der

Salz-Debitö-Verwaltung hierher übertragene Summe von 15,791

Rthlrn. in sich begreift. Nach Abzug derselbe» ergiebt sich für das

Finanz-Ministerium gegen 1841 ein auf Gehaltsersparnissen beru¬

hender Minderbedarf von etwa 3666 Rthlrn.

11) Für die General-Verwaltung der Dvmainen und Forsten

(Ministerium des Königliche» Hauses lt. Abtheilung) sind im dies¬

jährigen Etat 99,969 Rthlr.

mithin gegen den für 1841 etatmäßigen Bedarf von 96,666 Rthlr.

IMI^ÄthE.

mehr ausgesetzt, was in einer temporaire» Verstärkung dieses Mi¬

nisteriums seinen Grund hat.

12) Der Ausgabebedarf der mit dem Finanz-Ministerium ver¬

bundenen General-Verwaltung für Handel, Gewerbe und Ban¬

wesen und der von derselben ressortirenden Land- und Wasserbauten

ausschließlich der Chaussee» — ist in dem Etat für 1844 mit

2,668,917 Rthlr.

mithin gegen die entsprechende Position des Etats

für 1841 mit 1,434,666 -

um - 574,917 Rthlr.

höher ausgebracht.

Den bei weitem größesten Theil dieser Etats-Erhöhung bildet

der zur Beförderung von Eisenbahnbauten von des Königs Ma¬

jestät bewilligte Fonds, welcher zuerst im Jahre 1843 mit 566,666

Rthlrn. auf den Etat gebracht wurde und, Allerhöchster Bestim¬

mung zufolge, jährlich um denjenigen Betrag verstärkt werden soll,

um welchen das etatmäßige Einkommen ans dem Salz-Monopol

gegen dcn Voranschlag für 1843 allmälig anwachse» wird. In Folge

dieser Bestimmung hat der gedachte Fonds, dessen Ersparnisse übri¬

gens jedesmal in das folgende Jahr übertragen werden, im dies¬

jährigen Etat um 28,366 Rrhlr. erhöht werden können.
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Im klebrigen sind von dem oben angegebenen Gesainmibedarf

ungefähr

63,090 Rthlr. zu den Gehältern und Bureau-Kosten der General-

Verwaltung selbst, der Ober-Ban-Deputation und der techni¬

schen Deputation,

115,000 Rthlr. für das Gewerbe-Institut und die Bauschule in

Berlin, für die Gewerbeschulen in den Provinzen und zur För¬

derung allgemeiner gewerblicher und merkantilischcr Zwecke,

279,000 Rthlr. zu den Besoldungen und Fnhrkosten des bantech¬

nischen Beamten-Personals in den Provinzen,

856,000 Rthlr. zur Unterhaltung der fiskalischen Wasserwerke,

Brücken und Fähren, zn Strom- und Uferbautcn, zur Unter¬

haltung unchaussirter Wege und der Kollegicnhäuser, so wie für

sonstige Baubedürfnisse, und

115,000 Rthlr. zur Unterhaltung der Bezirksstraßen ans dem lin¬

ken Rhein-Ufer bestimmt.

13) Der in dcm Ctar abgesondert ausgeworfene Aufwand für

die von der gedachten Abtheilung des Finanz-Ministeriums eben¬

falls ressortirende Chanssee-Verwaltung beträgt für das

Jahr 1811 2,782,800 Rthlr.
wovon:

n. zur Unterhaltung der vorhandenen 1381 Meilen Chaussee, ein¬

schließlich der Besoldung, Bekleidung und Pcnsivnirnng des

Chaussee - Aufseher - und Wärter-Personals l ,557,000 Rthlr.

I>. zu den Besoldungen, Diäten und Fnhrkosten

der Wegebau-Beamten und zur Unterstützung

der Hinterbliebenen solcher Beamten und der

Chausseewärtcr 119,800 -

c. zu Chaussee-Neubauten 500,000 -
und

>1. zur Verzinsung und 'Abkürzung der früher

aufgenommenen Chausscebau-Kapitalien . 576,000 -

Summa . . 2,782,800 Rthlr.
bestimmt sind.

Die Längenstrecke der ausgebauten landesherrlichen Chausseen

betrug im Jahre 1811: 1280 Meilen, hat sich daher in den letzten

drei Jahren »m 101 Meilen vermehrt. In gleichem Verhältniß ist

die zur Unterhaltung derselben erforderliche, durchschnittlich auf 1125
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Rthlr. für die Meile angenommene Bedarfsuniuie gestiegen. Aus

dem nämlichen Grunde hat auch das Chausseebau-Beamte»-Per¬

sonal verstärkt werden müsse». Die dadurch und durch die Ge-

halto-Verbesserung mehrerer Wegebaumeister veranlaßte Ausgabe-

Erhöhung wird jedoch durch den Minderbedarf zur Verzinsung und

Abbürdung der Chaussceban-Kapitalien, welcher von der geschehe¬

nen Tilgung eines großen Theils dieser Schuld herrührt, so weit

überwogen, daß die Gesammt-AnSgabe für die Chaussee-Verwaltung

gegen die in dem Etat für 1841 ausgebrachte Summe von 0,1100,999

Rthlr. um 217,290 Rthlr. hat ermäßigt werden könne».

11) Für die Ober-Präsidien und Regierungen sind im Etat

von 184-1 1,70-1,480 Rthlr. ausgeworfen. Dieser Fonds, welcher

theils zu Besoldungen, Remunerationen und Unterstützungen für

das Beamten- und Hülfs - Personal jener Behörden — jedoch mit

Ausschluß der aus die Etats der betreffenden Spezial-Verwaltun¬

gen verwiesenen Techniker (Forstbeamte, Geistliche und Schulräthe,

Medizinalräthc und Vauräthc) — theils zu Diäten, Fuhrkosten

und Bürean-Bedürfnissen, theils zu Prozeß- und anderen allge¬

meinen Verwaltungs-Kosten verwendet wird, ist gegen das Jahr

1841, wo für die nämlichen Zwecke 1,090,090 Rthlr. ausgesetzt

waren, um den im Verhältniß zu der vermehrten Masse der Ge¬

schäfte geringfügigen Betrag von 0480 Rthlr. gestiegen.

15) Der Bedarf für die Gestüt-Verwaltung mit 170,000 Rthlr.

Hai sich gegen daS Jahr 1841 - abgesehen von der Abrnndung
der damaligen EtatS-Summe — nicht geändert.

Die unter Nr. 10 bis 20 des diesjährigen Ausgabe-Etats ver¬

zeichneten 8 Ertraordinaricn-Titcl entsprechen den 4 letzten Positio¬
nen des Etats für daö Jahr 1841.

Zuvörderst ist, wie damals

10) ein DiSpositions-FondS von 100,900 Rthlr. zur Ablösung

kleinerer Passivrenteu ansgcworse».

Hierauf folgt

17) ein Fonds von 499,090 Rthlr. zur Deckung des Verlustes

bei Umprägung der nicht mehr vollhaltigen Münzen, wofür im

Jahre 1841 nur 290,909 Rthlr. ausgesetzt waren. Dieser Fonds

ist vorübergehender Statur und wird künftig ganz wegfallen könne».

Der hiernächst unter

18) verzeichnete Fonds von 10,090 Rthlr., welcher, nach einer
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Anordnung Sr. Majestät deS Königs, ans ixn drin FiSkns an¬

heimgefallenen erblosen Verlassenschaften gebildet und zu besonderen

wohlthätigen Zwecken verwendet werden soll, ist im diesjährigen

Etat den Ertraordinarien neu hinzugetreten.

19) Zu außerordentlichen Bedürfnissen, als Strom-, Hafen-,

Chaussee- und anderen Bauten »nd zu LandeS-Verbesserungen sind

für dieses Jahr, wie in dem Etat für 1841, 2,599,999 Rthlr.

ausgesetzt. Um die Bestimmung dieses Fonds näher zu erläutern,

wird bemerkt, daß darauf in den 9 Jahren 1841-49 unter An¬
derem

!>. zu Festungöbanten etwa 1,729,999 Nthlr.

b. zu Justizbanten 668,999 -

v. zu Hafcu-, Kanal-, Strom- und Vrücken-

bautcn und zu den Kosten einer Uebungs-

Korvette ungefähr 2,129,999 -

ä. zur Verstärkung des etatmäßigen Fonds

für Chaussee-Neubauten 1,157,999 -

-e. zu Gefängnißbauten 464,999

k. zu Entwässerungs- und Bewässernngs-An-

lagen etwa 941,999 -

angewiesen worden sind.

29) Der zu Gnadenbewilligungen aller Art ausgeworfenem

Fonds von 359,999 Rthlr. ist der Allerhöchsten Disposition Sr.

Majestät des Königs vorbehalten. Es werden darauf, außer zahl¬

reichen Unterstützungen, insbesondere auch die Gnadengeschenke an

bedürftige Gemeinen zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbanten, welche

in den Jahren 1841—43 allein 319,999 Rthlr. betragen habeip

ingleichen vielfache Bewilligungen an Gelehrte und Künstler und

für Gegenstände der Literatur und Kunst, zur Erhaltung alter Bau-

Denkmäler und zu gemeinnützigen Unternehmungen angewiesen.

In dem Etat für das Jahr 1841 bildete dieser Allerhöchste Dis-

positions-FondS, dessen Betrag sich feit längerer Zeit nicht geän¬

dert hat, nicht, wie jetzt, eine eigene Position, war vielmehr mit

den folgenden Ansgabetiteln unter der Rubrik:

„Zur Deckung der Einnahme-Ausfälle, zur Übertragung von

Ausgabe-Überschreitungen, zu Gnadenbewilligungen und zur

Vermehrung des Hanpt-Reserve-Kapitals"

zusammengefaßt.
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21) Zur Ilebertragung der Vinn.ihine-Ansf.1lle waren früher
51X1,09(1 Rthlr. bestimmt. Im diesjährigen Etat hat dafür, im
Hinblick auf die bevorstehendePorto-Ermäßigung, der doppelte
Betrag ausgesetzt werden müssen.

22) Der hierauf folgende, zu unvorhergesehenen, mithin in den
AuSgabe-Etals der einzelnen Verwaltungen nicht brrücksichtigten,
gleichwohl aber nothwendigen Ausgaben bestimmte Fonds von
599,000 Rthlr. — das sogenannte Haupt-Ertraordinarium — ist
dem Betrage nach gegen früher unverändert geblieben.

23) Der letzte 'Ausgabe-Titel des Staatshaushalts-Etats für
das Jahr 1841 bclief sich auf 2,130,999 Rthlr.

Werden davon die unter dieser Summe be¬
griffenen Beträge-

zur Deckung der Einnahme-Aus¬
fälle mit 599,999 Rthlr.

zur Ilebertragung von Ausgabc-
liebcrschreitungenmit . . . 599,999 -

und zu Gnadenbcwilligungen mit 359,999 -
zusammen 1,359,999 -

in Abzug gebracht, so verbleibt ein zur Vermeh¬
rung des Haupt-Neserve-Kapitals disponibler
Ilebcrschuß von 780,999 Rthlr.

Die demselben entsprechende letzte Position des
diesjährigen Etats, die 1,402,999
mithin 070,999 Rthlr.
mehr beträgt, ist zugleich zur Ansammlung eines Fonds bestimmt,
aus welchem die in Folge der Staatsgarantie für die Zinsen der
Eisenbahn-Kapitalien zu erwartenden Mehr-Ausgaben für den Fall
bestricken werden können, daß der der Verwaltung für diesen Zweck
übcrwiesenc etatmäßige Fonds dazu in Zukunft nicht ausreichen
möchte.

Der Etat für 1844 schließt in Einnahme und Ausgabe mit
einer Summe von 57,077,194 Rtblr.
mithin gegen den StaatshaushaltS-Etat von 1841,
dessen Resultat 55,807,999 -
betrug, um 1,819,194 Rthlr.
höher ab, während sich der Etat von 1841 in seinem Haupt-Rc-
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sultate gegen denjenigen von 1338, welcher mit 52,681,999 Rthlr.
abschloß, um 3,186,999 Rthlr
höher stellte. Zur Erläuterung dieser Differenz braucht nur an den
im Jahre 1842 Allerhöchst bewilligten Steuererlaß von 2 Millio¬
nen Rthlrn. erinnert zu werden.

Uebrigens läßt sich , nach der Beschaffenheit der auf Erfahrungs-
Resultaten beruhenden Grundlagen des StaatShaushalts-Etats, mit
Wahrscheinlichkeit annehmen, daß, wenn nicht besondere Unfälle
eintreten, das die letzte Ausgabe-Position bildende Reserve-Quan¬
tum auch wirklich eingehen und zu den angegebenen Bestimmungen
verwendbar sein werde.

Berlin, den 19. April 1844.

Der Finanz-Minister.

von Bodelschwingh.

Gedruckt bei den Gebr. Uuger.
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Bülow-Cummerow, Preußen, seine Verfassung, seine Ver¬
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xi.iv und 332 S. 1^ Thlr.

. desselben Werkes zweiter Theil. Zweite unveränderte Aufl.
gr. 8. xxii und 346 S. 1^ Thlr.

lieber Preußens landschaftliche Creditinstitute, über Boden-

Nutzung und Schätzung. 166 S. 1843. 26i Sgr.

Der Zollverein, sein System und dessen Gegner. 8 Bog. 8.
mit Tabellen. 123 S. 1844. 26 Sgr.

Politische und finanzielle Abhandlungen. Erstes Heft:
1) Die preußischen LandtagSvcrhandlnugcu und ihre Resultate.
2) Die Mahl- und Schlachtsteuer.
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, betrekksnä clio besbsiobtiAto HerausAabo äer
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Vntko. Ar. 8. 136 8. 1844. 16 8ßr.

vor birtriiA ist llem K.ans'soben 8tiponäium bestimmt.

Schneer, A., über die Noth der ^einenarbeiter in Schlesien und
die Mittel ihr abzuhelfen. Ein Bericht an das Comite des Ver¬
eins zur Abhülfe der Noth unter den Webern und Spinnern
in Schlesien, unter Benutzung der amtlichen Quellen des Königl.
Ober - Präsidii und des Königl. Proviuzial-Steuer-Directorats
von Schlesien, gr. 8. 176 S. 1 Tabelle. 1344. 26 Sgr.
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